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Es wird dann vorgeschlagen,daß morgen die Aus¬
schüsse tagen. Das hatten Sie grundsätzlichbewilligt.
Und zwar mache ich hiermit namens der betreffenden
Vorsitzendenbekannt, daß der 1. Fachausschußmorgen
um 10 Uhr im Zimmer 36, der II. Fachausschußum
9.30 Uhr im Zimmer 3, der III. Fachausschuß um
9.30 Uhr im Zimmer 5, der IV. Fachausschußum
9.30 Uhr im Zimmer 38, der V. Fachausschuß um
w Uhr im Zimmer 6 und der VI. Fachausschußnach¬
mittags 3 Uhr im Zimmer 19 sich vereinigen.

Dann habe ich den Herrn Vorsitzenden des Ge-
schaftsordnungsausschussesbitten lassen, den Geschäfts-
ordnungsausschuß auf morgen zu berufen. Es ist mir
mitgeteilt worden, daß diese Sitzung um 15 Uhr im
Zimmer ? stattfinden soll.

Ich schlage dann vor, daß wir uns nunmehr ver¬
tagen und die nächste Vollsitzung auf Donnerstag
mittag 12 Uhr anberaumen, so daß die Fraktionen
Gelegenheit haben, im Laufe des Donnerstag vormit¬
tag noch die Stellungnahme der Fachausschüsse zu be¬
sprechen. Ich bitte dann um die Ermächtigung, die
Tagesordnung für die Sitzung um 12 Uhr festzustellen
und alles das darauf zu setzen, was aus den Fachaus¬
schüssen fertig herausgekommen ist. Damit uun ein
richtiger Turnus und ein richtiges Svstem in der Be¬
handlung der Anträge vorliegt, möchte ich vorschlagen,

daß wir in der Tagesordnung gruppenweise die An¬
träge je nach den Fachausschüssen zusammenfassen,und
zwar abweichend von der Regelung in den vorher¬
gehenden Tagungen, so daß die einzelnen Fächer in
einem bestimmten Turnus erscheinen.Ich schlage vor,
zunächst den I. Fachausschuß zu nehmen, dann den
II. Fachausschuß, dann den IV. Fachausschuß, dann
den V. Fachausschuß,dann den III. Fachausschußund
zuletzt den VI. Fachausschuß. Ich höre keinen Wider¬
spruch.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Eberle.
Abgeordneter Eberle: Ich glaube nicht, daß wir

ganz genau so verfahren tonnen, weil der 1. Fach¬
ausschuß über den Haushaltsplan zu beraten hat.

VorsitzenderDr. Iarres: Das ist selbstverständ¬
lich. Es darf über den Haushaltsplan als Letztes nur
abgestimmt werden, wenn über die Einzelhaushalte
die Entscheidung gefallen ist. Das ergibt sich aus der
Geschäftsordnung von selbst. Im übrigen bitte ich
Sie, sich damit einverstanden zu erklären, daß diese
Linie allgemein eingehalten wird. — Damit sind Sie
einverstanden.

Ich bitte den Aeltestenrat, seht sofort nach der Voll¬
sitzung drüben zusammenzutreten. Da das Wort weiter
nicht gewünschtwird, schließe ich die Sitzung.

(Schluß: 16 Uhr 25 Minuten.)

Vierte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf.Donnerstag, den 26. März 1931.

(Beginn: 12 Uhr 15 Minuten.)

Tanesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag des Geschaftsordnungsausschusses,betref¬

fend Aenderung der Geschäftsordnung des Vro-
vinzillllandtages.

3. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht des
Provinzialausschusses über die Ergebnisse der
Provinzialverwaltung für das Rechnungsjahr
vom 1. April 1929 bis 31. März 1930.

4. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrage des Provinzialausschusses, betreffend Er¬
gänzung des 8 17 der Satzung der Landesbank der
Rheinprovinz.

5. Antrag des 1. Fachausschusses
n) zu dem Bericht und Antrage des Provinzialaus¬

schusses, betreffend Erhöhung des Kapitals der
Landesbant um einen Betrag bis zu 20 Mil¬
lionen RM, Beteiligung des Provinzialver-
bandes an der Erhöhung und Aufnahme einer
Anleihe Von 10 900 000 RM;

b) zu dem Antrage der Wirtschaftspartei hierzu.
6. Antrag des I. Fachausschusseszu Kapitel 70 des

ordentlichen Haushaltsplans für 1931, betreffend
Verwaltungstosten der Landesbant der Rhein-
Provinz; hierzu Unterhaushaltsplan (Anlage 21).

7. Antrag des I. und IV. Fachausschusses zu dem Be¬
richt und Antrag des Provinzialausschusses über
die Förderung des Kleinwohnungsbaues.

In Verbindung hiermit:
2> Antrag der Zentrumsfraktion, betreffend finan¬

zielle Unterstützung des Kleinwohnungsbaues;
b) Abänderungsantrag der Wirtschaftspakte! zu

Drucksache M. 8.
8. Antrag des I. Fachausschusses zu Kapitel 35, Titel

1—3 und 6, sowie Kapitel 39 des ordentlichen
Haushaltsplanes für 1931, betreffend Wohnungs¬
wesen und Landesplanung PP.; hierzu Unterhnus-
haltsplan des Provinzilllinstituts für Arbeits¬
und Verufsforschung (Anlage 20).

9. Antrag des I. Fachausschusseszu Kapitel 72 des
ordentlichen Haushaltsplanes für 1931, betreffend
Verwaltungskosten der Provinzial-Feueruersiche-
rungsanstalt der Rheinprovinz; hierzu Unterhnus-
haltsplan (Anlage 22).

10. Antrag des I. Fachausschusses zu
») dem Antrage der SPD.-Fraktion, betreffend

Aenderung des tz 4 der Sahung der Provinzial-
Feuerversicherungsllnstlllt der Rheinprovinz,

l>) dem Antrage der Zentrumsfrattion, betreffend
Vergütungen an die Bürgermeister PP. für die
Besorgung der Geschäfte der Provinzial-Feuer-
versicherungsllnstalt.

11. Antrag des I. Fachausschusseszu Kapitel 77 des
ordentlichen Haushaltsplanes für 1931, betreffend
Verwaltungskosten der Provinzial-Lebensversiche-
rungsanstalt der Rheinprovinz; hierzu Unter-
Haushaltsplan (Anlage 24).
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12. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die
Wahl des Generaldirektors der Provinzial-Feuer-
versicherungsanstalt der Rheinpruvinz.

In Verbindung hiermit die Anträge
») des Reichsbundes Deutscher Technik e. V.,

Berlin,
l<) der Pruvinzgruppe Rheinland des Verufsver-

bandes der höheren technischenBerwaltungs-
beamten in Preußen zu Düsseldorf,

«) der Deutschen Gesellschaft für Bauwesen und
des Bundes Deutscher Architekten,

die dahin gehen, die Stelle mit einer technisch vor¬
gebildeten Persönlichkeit zu besetzen, eventuell die
Stelle auszuschreiben.

13. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend den
Ablauf der Dienstzeit der Landesräte Kirchmann,
Wolf und Dr. Saarbourg.

14. Antrag des I. Fachausschusses zu Kapitel 1U bis 13
des ordentlichen Haushaltsplanes für 1931, be¬
treffend allgemeine Verwaltung.

15. Antrag des I. Fachausschusseszu
») dem Antrage der Fraktion der NSDAP., be¬

treffend Kürzung der Gehaltsbezüge der Pro¬
uinzialbeamten,

b) dem Antrage der KPD.-Frattion, betreffend
anderweite Festsetzung der Gehälter der Be¬
amten und Löhne der Arbeiter.

16. Antrag des I. Fachausschusses zu bem Antrage der
Fraktion der NSDAP., betreffend Uebernahme
von bezahlten Nebenämtern durch Beamte und
Angestellte der Provinzialverwaltung.

17. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrage
der SPD-Fraktion, betreffend Inruhestandver-
sehung der Prouinzialbeamten mit Vollendung
des 65. Lebensjahres.

18. Antrag des I. Fachausschusseszu
ü) dem Antrage der SPD.-Frattion, betreffend

Neuregelung der Arbeitszeit bei der Provin¬
zialverwaltung,

b) dem Antrage der KPD.-Frattion hierzu.
19. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage des

Zentralverbandes der Beamten und Angestellten
der preußischen Provinzialverwaltungen, Landes¬
verband Rheinprovinz e. V., Düsseldorf, auf
2) Verkürzung der Arbeitszeit für das Pflege-

und Grzieherpersonal,
b) Löschung der Kündigungstlauscl bei den Be¬

amten der unteren Gruppen.
20. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der

Fraktion der NSDAP., betreffend Teilnahme
höherer Beamten der Rheinprollinz au Geschäfts-
subiläen von Großwarenhäusern.

21. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage des
Verwaltungsubersekretärs Türff bei der Provin-
zialhauptverwaltung auf Nachprüfung seiner An-
stellungs- und Besoldungsverhältnisse.

22. Antrag des I. Fachausschusseszu Kapitel 32 des
ordentlichen Haushaltsplanes für 1931, betreffend
Förderung des Gewerbes.

23. Antrag des I. Fachausschusseszu Kapitel 76 öes
ordentlichen Haushaltsplanes für 1931, betreffend
Ruhegehalts- und Witwen- und Waisentassen.

24.

25.

26.

27.

28.

29.

!!!!.

32.

33,

3,

35,

Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Aen¬
derung der Satzungen der Ruhegehaltskasse der
Aemter und Landgemeinden (1,-Kasse), der Ruhe¬
gehaltskasse der Kreis- und Kommunalverbande
und Stadtgemeinden (8-Kasse), der Witwen- und
Waisenversoigungsanstlllt für die Kommunal¬
beamten der Nheinprovinz (VV-Kasse).
Antrag des 1. Fachausschusseszu Kapitel 78 des
ordentlichen Haushaltsplanes für 1931, betreffend
Gemeinde- Unfallversicherungsverband „Rheinpro¬
vinz und Hohenzollern".
Antrag des I. Fachausschusseszu Kapitel 79 des
ordentlichen Haushaltsplanes für 1931, betreffend
Besoldungen und andere persönlicheAusgaben der
Prouinzialbeamten bei der Landesversicherungs¬
anstalt „Rheinprovinz"; hierzu Unterhcmshalts-
pllln (Anlage 25).
Antrag des II. und I. Fachausschusses zu dem Be¬
richt und Antrag des Provinzialausschusses, be¬
treffend weitere Durchführung des Hochwasser¬
schutzprogramms am Rhein und seinen Neben¬
flüssen.
Antrag der KPD.-Frattion auf Ginsetzung eines
Betrages von 1 Million RM für den Hochwasser¬
dienst in Kapitel 30 des Haushalts.
Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der Fraktion der NSDAP., betreffend Feststellung
und Behebung der Hochwasser-und Wolkenbruch¬
schäden im Jahre 1930.
Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD.-Frattion auf Feststellung der durch
Hochwasserim Jahre 1930 entstandenen Schäden
und auf Ersatz des erlittenen Schadens an alle
Geschädigten mit einem Jahreseinkommen bis
4000 RM.
Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der Fraktion der NSDAP., bei der preußischen
Staatsregierung wegen Niederschlagung der den
Hochwassergeschädigten gewahrten Landesbank-
kredite nebst Zinsen und wegen Ginstellung der
Pfändungen und Versteigerungen vorstellig zu
werden, sowie ferner in den Haushalt der Pro¬
vinzialverwaltung die zur Erhaltung der Exi¬
stenzen der Hochwassergeschädigtennotwendigen
Mittel einzusetzen.
Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD.-Fraktion auf Bereitstellung von 1 Mil¬
lion RM für Hochwassergeschädigteund Gin¬
setzung dieses Betrages in den Etat für Hoch¬
wasserschutz.
Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der Zentrumsfraktion, betreffend Beschleunigung
der Umlegungen des landwirtschaftlichen Grund¬
besitzes.
Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der Fraktion Christlicher Voltsdienst und Bauern¬
partei, betreffend weiterer Ausbau der Westhilfe
und Verlängerung auf mehrere Jahre.
Antrag des II. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend ver¬
stärkte Förderung der Grünlandwirtschaft aus
Provinzialmitteln.
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36. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der Zentrumsfrattion, betreffend Gewährung von
Beihilfen zur ordnungsmäßigen Anlegung von
Dungstätten und Iauchegruben in den Höhen¬
gebieten der Provinz.

!N. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der Zentrumsfraktion, betreffend Wasserversor¬
gung in den wirtschaftlichzurückgebliebenen Höhen¬
gebieten.

l>8. Antrag des II. Fachausschusses zu Kapitel 30 und
13U des ordentlichen Haushaltsplanes für 1931, be¬
treffend landwirtschaftliche Angelegenheiten; hier¬
zu die Unterhaushaltspläne
l») Provinzialgut Bhlerward (Anlage 17),
d) Provinzialdomäne Lammersdorf (Anlage 16),
°) Rittergut Desdorf (Anlage 16).

In Verbindung hiermit:
k) Antrag der KPD.-Frattion auf Erhöhung des

im Etat des Rittergutes Desdorf für Beklei¬
dung und Unterbringung der Waisenknaben
Vorgesehenen Betrages auf 3000 RM sowie auf
Ginsetzung von 3000 RM für tarifliche Ent¬
lohnung der Waisenknaben und Festsetzung
ihrer Arbeitszeit.

b) Antrag der KPD.-Fraktion:
1. Die unter Kapitel 30 Titel 10—16 vor¬

gesehenen Mittel dürfen nur unter Kontrolle
einer aus Kleinbauern und Arbeitern zu¬
sammengesetztenKommission verwandt wer¬
den;

2. Erhöhung der unter Kapitel 30, Titel 30
vorgesehenen10 000 RM auf 15 000 RM;

3. die unter Kapitel 30, Titel 32—34 vor¬
gesehenen Mittel dürfen nur zur Förderung
der Zucht an Kleinbauern ausgegebenwerden.

«) Antrag der KPD.-Fraktion auf Erhöhung der
im Kapitel 30, Titel 13 vorgesehenen Summe
von 20 000 RM auf 100 000 RM mit der Maß¬
gabe, daß diese Summe für Landwirte mit
einer Ackernahrung verwandt wird.

<l) Antrag der KPD.-Fraktion auf Erhöhung der
in Kapitel 30, Titel 13 vorgesehenen Summe
von 20 000 RM auf 120 000 RM und Ge¬
währung der Zinsverbilligung nur an Klein¬
bauern, die im Ertrag eine Ackernahruug nicht
übersteigen.

e) Antrag der KPD.-Frattion auf Erhöhung des
für genossenschaftlicheund kommunale Fluß-
regulierung unter Kapitel 30 Nr. 12 vor¬
gesehenenBetrages um 500 000 RM.

t) Antrag der KPD.-Fraktion auf Streichung der
Provinzialzuschüsse im Kapitel 30, Titel 201,
und e für den Geschäftsführer für Weinbau
und der Obstbaubeamten der üandwirtschafts-
tammer und Verwendung des Gesamtbetrages
von 13 500 RM für die Niederschlagung von
Darlehen an Kleinwinzer.

3) Antrag der KPD.-Frattion auf Streichung der
im Kapitel 30, Titel 60 bis 67 vorgesehenenZu¬
schüsse in Höhe von 37 000 RM und Verwen¬
dung des Betrages für die Niederschlagungvon
Darlehen an Kleinbauern,

Ii) Antrag der KPD.-Frattion auf Streichung der
Ausgabepositionen in Kapitel 30, Titel 40 bis

43 und Verwendung dieser Beträge als Zu¬
schüsse an Klein- und Mittellandwirte zur Be¬
schaffung von landwirtschaftlichen Maschinen.

39. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Er¬
neuerung des mit der Landwirtschaftslammer ab¬
geschlossenen Vertrages über die Verwaltung der
landwirtschaftlichenSchulen;

in Verbindung hiermit:
Antrag der Fraktion Christlicher Volksdienst und
Bauernpartei auf Abänderung des 8 18 Abs. 2 der
Satzungen.

40. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD.-Fraktion auf Erhöhung des im
Kapitel 31, Titel 10b, eingesetztenBetrages von
7000 RM auf 10 000 RM und Verwendung der im
Kapitel 35, Titel 5, vorgesehenenMittel zur Be¬
hebung der Notlage kinderreicher Kleinbauern.

41. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der Fraktion der NSDAP., bei der Reichsregie¬
rung dahin vorstellig zu werden, daß die seinerzeit
der notleidenden Winzerschaft gewährten Reichs-
winzertredite nebst angelaufenen Zinsen nieder¬
geschlagen werden.

42. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD.-Fraktion auf Niederschlagung der in
den letzten Jahren an Kleinwinzer und Klein¬
bauern gewährten Kredite, die Pfändung zur
Eintreibung rückständiger Notstandskredite zu
unterlassen sowie Kleinwinzer und Kleinbauern
für die erlittenen Schäden voll zu entschädigen.

43. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der Fraktion der NSDAP., betreffend Einsehung
einer Kommission zur Untersuchung der Not der
Moselwinzer.

!4. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der SPD-Fraktion, betreffend Beihilfe für den
Bau von Weinbcrgswegen.

45. Antrag des II. Fachausschusses zu Kapitel 31 des
ordentlichen Haushaltsplanes für 1931, betreffend
landwirtschaftlicheSchulen; hierzu die Unterhaus¬
haltspläne:
ü) Provinzilll-Lehranstalten für Weinbau, Obst¬

bau und Landwirtschaft in Trier, Kreuznach
und Ahrweiler (Anlage 12),

d) Landwirtschaftliche Haushaltungsschule Olewig
(Anlage 14),

o) GemüsebauschuleTrier (Anlage 15),
cl) Institut für Klima-Forschung in Trier (An¬

lage 13).
46. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Bericht und

Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die
Förderung der ländlichen Ansiedlung.

47. Antrag des II. Fachausschusses zu Kapitel 35,
Titel 5, des ordentlichen Haushaltsplanes für 1931.
betreffend landwirtschaftliche und gärtnerische
Siedlung.

48. Anregung des II. Fachausschusses,betreffend An¬
siedlung oder Nücksiedlung städtischer Arbeiter und
Erwerbsloser auf das Land.

49. Antrag des II. Fachausschusses zu Kapitel 74 des
ordentlichen Haushaltsplanes für 1931, betreffend
Verwaltungskosten des Genossenschaftsvorstandes
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der Rheinischen landwirtschaftlichen Berufs-
genossenschaft; hierzu Unterhaushaltsplan (An¬
lage 23).

5,0. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD.-Frattiun auf Erhöhung des Betrages
für Viehseuchenentschädigungauf 500 000 RM und
Zahlung der Entschädigungen nur an Klein¬
bauern, sowie auf Streichung der für die Pro-
vinzial - Weinbaulehranstalten, die Landfrauen¬
schulen Olewig und Sobernheim vorgesehenen
Summen und Verwendung dieser Beträge für die
notleidenden Kleinwinzer.

51. Antrag des II. Fachausschusseszu Kapitel 75 des
ordentlichen Haushaltsplanes für 1931, betreffend
Viehseuchenentschädigung,Viehversicherung.

52. Antrag des IV. Fachausschusseszu Kapitel 49 des
ordentlichen Haushaltsplanes für 1931, betreffend
Fürsorgeerziehung Minderjähriger; hierzu die
Unterhaushllltspliine der Provinzial-Grziehungs-
heime Rheindahlen, Solingen und Eustirchen
(Anlage 7).

53. Antrag des IV. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD.-Fraktion auf Betreuung der bekenntnis¬
losen Jugendlichen durch die dissidentischeFür¬
sorge.

54. Antrag des IV. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD.-Fraktion auf Ginrichtung einer Kon¬
trolle durch den zuständigen Fachausschuß bei
Ueberweisung von Fürsorgekindern in Familien-
Pflege.

55. Antrag des IV. und V. Fachausschusseszu dem
Antrage der KPD.-Fraktion, betreffend Arbeits¬
zeit für Zöglinge, Pfleglinge und Kurrigenden in
den Provinzialanstalten und in den Anstalten, für
die Zuschüsse geleistet werden.

56. Antrag des IV. und V. Fachausschusseszu dem
Antrage der KPD.-Frattion, betreffend Aufhebung
der Vriefzensur und Gestattung des Besuchs von
politischen Versammlungen pp. für die Insassen
der Provinzialanstalten.

57. Antrag des IV. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD.-Fraktion auf Bereitstellung eines Be¬
trages von 50 000 RM für Zwecke der Säuglings-
fürsorge.

56. Antrag des IV. Fachausschusses zu Kapitel 48 des
ordentlichen Haushaltsplanes für 1931, betreffend
Iugendwohlfahrt (Landesjugendamt).

In Verbindung hiermit:
n) Antrag der KPD.-Frattion auf Erhöhung der

Etatposition Kapitel 46, Titel 1—9, von 400 000
RM auf 800 000 RM;

b) Antrag der KPD.-Fraktion auf Erhöhung der
im Kapitel 48, Titel 10, eingesetzten Summe
von 190 U0N RM auf 500000 RM und deren
Ueberweisung an die örtlichen Grwerbslosen-
ausschüsse;

o) Antrag der SPD.-Fraktion, betreffend Bereit¬
stellung weiterer Mittel für erwerbslose
Jugendliche;

ch Antrag der KPD.-Fraktion auf Erhöhung des
eingesetzten Betrages zur Bekämpfung der
Schund- und Schmutzliteratur von 8000 RM
auf 20 000 RM.

59. Antrag des IV. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD.--Fraktion auf Ueberweisung der für
freiwillige Grziehungshilfe in Kapitel 48, Titel 16,
eingesetzten Summe an die dissidcntische Fürsorge.

60. Antrag des l V. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD.-Fraktion ans Ueberweisung des in
Kapitel 48, Titel !4, eingesetzten Betrages von
40 000 RM an die Freidenkerjugend und die
Kampfgemeinschaftfür rote Svorteinheit.

61. Antrag des I V. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD.-Fraktion auf Aufstellung einer Nach-
weisung über alle mit gewerblichenoder sonstigen
Arbeiten beschäftigten Kinder unter 14 Jahren.

62. Antrag des IV. und I. Fachausschusses zu
Kapitel 59, Titel 2 und 3. des ordentlichen Haus¬
haltsplanes für 1931, betreffend Fürsorge für
kinderreicheFamilien.

In Verbindung hiermit:
a) Antrag der Zentrumsfrattion, betreffend Er¬

höhung des im Kapitel 59, Titel 2, eingesetzten
Betrages von 200 000 RM, betreffend Maß¬
nahmen für kinderreicheFamilien, auf 250 000
RM;

b) Antrag der KPD.-Frattion auf Erhöhung des
im Kapitel 59, Titel 2, eingesetzten Betrages
auf 500 000 RM zur Fürsorge für kinderreiche
Familien.

63. Antrag des IV. Fachausschusseszu dem Antrage
der Zentrumsfraktion, betreffend Nachprüfung des
Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechtskrank¬
heiten und des Gesetzes zur Bekämpfung von
Schmutz- und Schundliteratur.

64. Autrag des V. und I, Fachausschusses zu dem Be¬
richt und Autrag des Provinzialausschusses, be¬
treffend
1. öen Antrag der KPD.-Fraktion. dem Provin-

ziallandtag eine Aufstellung über die dem
Caritasverband und anderen Organisationen
in den letzten Jahren überwiesenenMittel vor¬
zulegen;

2. den derzeitigen Stand der vom Provinzial-
verband der Nheinprovinz für Anstalten und
Einrichtungen der privaten Wohlfahrtspflege
übernommenen Bürgschaften und der beim
preußischen Ministerium für Volkswohlfahrt
zur Weiterleitung an Ginrichtungen der
privaten Wohlfahrtspflege aufgenommenenDar¬
lehen;

3. die im Jahre 1930 auf Grund der dem Pro-
vinzialllusschußdurch den 77. Provinziallandtag
erteilten Ermächtigung übernommenen Bürg¬
schaften und Darlehen;

4. erneute Ermächtigung des Provinzialaus¬
schusses, im Rechnungsjahre 1931 Darlehen zur
Weiterleitung an Ginrichtungen der freien
Wohlfahrtspflege aufzunehmen.
In Verbindung hiermit:

Antrag der KPD.-Frattion auf Kündigung aller
dem Caritasverband und anderen Organisationen
gewährten Darlehen und Bürgschaften.

65. Antrag des V. Fachausschusses
1. zu Kapitel 41 des ordentlichen Haushaltsplanes

für 1931, betreffend Vesserungswesen sowie
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Pflege- und Sicchenwesen; hierzu Unterhaus-
haltspläne:
a) der Provinzial - Arbeitsanstalt Brauweiler

(Anlage 4).
l>) der Provinzial-Heilstätte Fichtenhain (An¬

lage 5),
2. zu Kapitel 50 des ordentlichen Haushaltsplanes

für 1931, betreffend Wandererfiirsorge.
66. Antrag des V. Fachausschusses zu Kapitel 44 des

ordentlichen Haushaltsplanes für 1931, betreffend
Fürsorge für Krüppel; hierzu der Unterhaushalis-
Plan der orthopädischen Provinzial-Kinderheil-
anstalt in Süchteln (Anlage 6).

«7. Antrag des V. Fachausschusses zu Kapitel 42 des
ordentlichen Haushaltsplanes für 1931. betreffend
Fürsorge für Geisteskranke, Idioten und Epilep¬
tische; hierzu die Unterhaushaltspläne:
») der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten (An¬

lage 1),
b) der Provinzial-Kinderanstalt für seelische Ab¬

norme in Bonn (Anlage 2),
«) des Prouinzial-Vsychopllthenheimes und Heil¬

erziehungsheimes für Fürsorgezöglinge in
Düren (Anlage 3).

68. Antrag des V. Fachausschusses zu Kapitel 43 des
ordentlichen Haushaltsplanes für 1931, betreffend
Fürsorge für Taubstumme und Blinde, einschließ¬
lich des Bildungswesens; hierzu die Unterhaus¬
haltspläne:
») des Provinzial-Taubstummcnheims in Eus-

kirchen (Anlage 9),
d) der Provinzial-Taubstummenanstalten

(Anlage 8),
o) der Provinzial-Blindenunterrichtsanstalten

(Anlage 10).
69. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Bericht und

Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Er¬
richtung eines Neubaues der Provinzial-Taub-
ftummenllnstalt in Aachen.

70. Antrag des V. Fachausschusses zu Kapitel 45 des
ordentlichen Haushaltsplanes für 1931, betreffend
Fürsorge für Kriegsbeschädigte und Kriegerhinter¬
bliebene.

In Verbindung hiermit:
u) Antrag der KPD.-Fraktion auf Ginsetzung

eines Betrages von 1,25 Millionen RM zur
Finanzierung von Winterhilfsmaßnahmen zu¬
gunsten der Kriegsopfer;

b) Antrag der KPD.-Fraktion, bei Darlehen und
Unterstützungen aus Kapitel 45 (Kriegsboschä-
digtenfürsorge) zu fordern, daß Tariflöhne ge¬
zahlt, die Arbeitszeit auf 5 Stunden täglich
verkürzt und das Recht auf Wahl von Betriebs¬
vertretungen zugestanden wird;

o) Antrag der KPD.-Frattion auf Erhöhung des
bei der Position Kapitel 45, Titel 6 (Kriegs¬
beschädigtenfürsorge), vorgesehenen Betrages
für Einzeldarlehen einschließlich Baudarlehen
auf 500 000 RM.

6) Antrag der KPD.-Fraktion auf Einstellung
eines Betrages von 5 Millionen RM in den
Haushalt Fürsorge für Kriegsbeschädigte zwecks
Förderung des kommunalen Wohnungsbaues
für Kriegsopfer;

o) Antrag der KPD-Fraltion auf Erhöhung der
Positio» Kapitel 45, Titel 4b, „Grziehungs-
beihilfen" im Haushaltsplan Fürsorge für
Kriegsbeschädigte auf 150 000 RM.

71. Antrag des V. Fachausschusses zu Kapitel 47 des
ordentlichen Haushaltsplanes für 1931, betreffend
Hebammenlehrwesen; hierzu der Unterhaushalts-
pllln der Piovinzilll-Hebammenlehranstalt und
Frauenklinik in Wuppertal (Anlage 11).

72. Antrag des V. Fachausschusses
1. zu Kapitel 51 des ordentlichen Haushaltsplanes

für 1931, betreffend Auswandererberatung,
2. zu Kapitel 59, Titel 1, 4 und 5 des ordentlichen

Haushaltsplanes, betreffend sonstige Fürsorge
und Wohlfahrtspflege.
In Verbindung damit:

Antrag der KPD.-Fraktion auf Streichung des im
ordentlichen Haushalt Kapitel 51, Titel 1, Aus-
wandererberatung, vorgesehenen Betrages und
Ueberweisung dieses Betrages an den Wohlfahrts-
etat für Kinderspeisung.

73. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses über die
Verwendung des für außerordentliche Zwecke des
Straßenbaues für größere Bauausführungen an
den Provinzialstraßen bereitzustellenden Anleihe-
betrages von 1050 000 RM.

In Verbindung hiermit:
Antrag der KPD.-Fraktion, zur Verbesserung der
Durchfahrt der Provinzialstraße in Vallendar die
von der Stadtverwaltung Vallendar einstimmig
vorgeschlagene Umgehungsstraße zu bauen.

74. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
Bewilligung eines Zuschusses au die Stadt
Koblenz zum Bau einer zweiten Mosclbrücke in
Koblenz.

In Verbindung hiermit:
Antrag der KPD.-Frattion, betreffend Über¬
wachung der Arbeiten beim Bau der zweiten
Moselbrücke in Koblenz durch die Provinzialver-
waltung und Gestellung von besonderen Be¬
dingungen an die die Arbeiten ausführenden
Unternehmer.

75. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses über den
Stand der Bauarbeiten und der Baukosten der
Kraftwagenstraße Bonn — Köln—Düsseldorf—In¬
dustriegebiet.

In Verbindung hiermit:
Antrag der KPD.-Frattion, betreffend Entziehung
aller der Firma Lindemann in Köln durch die
Provinzilllverwaltung erteilten Aufträge.

76. Antrag des IN. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
die Uebernahme der Unterhaltungspflicht von
Brücken durch den Prouinziatverbnnd.

77. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion auf Gewährung eines Zu¬
schusses von 50 000 RM an die Gemeinde Alsdorf
für den Bau der Annastraße.

78. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion auf sofortige Inangriffnahme
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der Arbeiten zum Bau einer Umgehungsstraße
„Iülicher Straße" Aachen bis Neusen.

79. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion auf Regulierung der Kurve
an der Wurmbrücke der Prsvinzinlstrnße Aachen—
Krefeld.

80. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, betreffend Ausbau der Straße
zwischen Voscheln und Alsdorf und Uebernahme
dieser Straße in die Unterhaltung der Provinz.

81. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
Stellungnahme zu dem Beschlusse des letzten Pro-
vinziallandtages, betreffend Uebernahme weiterer
Straßen in die Unterhaltung und Verwaltung
des Provinzialverbandes.

82. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
den Stand des Ausbaues und der Uebernahme
weiterer Straßen in die Unterhaltung und Ver¬
waltung des Provinzialverbandes.

63. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
des Provinzialausschusses zur Denkschrift über den
Ausbau und die Unterhaltung eines rheinischen
Kreiswegenetzes durch planmäßige Verwendung
der Kraftfahrzeugsteuer in Zusammenarbeit
zwischen Provinzialverwaltung und Landkreisen.

84. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, betreffend Anlegung von
Radfahrwegen an der Provinzialstraße Allchen—
Linnich zwischen Würselen und Vaesweiler.

85. Antrag des 111. Fachausschusses zu dem Antrage
des Kartells der christlichen Gewerkschaften des
Kreises Monschau auf Zurverfügungstellung von
Mitteln zur Weiterführung der Umgehungsstraße
im Kreise Monschau von Nötigen bis zur Schlei-
dener Landstraße.

86. Antrag des III. Fachausschusses zudem Antrage der
Fraktion der NSDAP, dahingehend, im Veitohrs-
interesse der Rheinprovinz und zur Unterstützung
der rheinischen Luftverkehrslinien sowie der rhei¬
nischen Flughäfen 100 wo RM zu genehmigen.

87. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der Arbeitsgemeinschaft, bei der Herstellung und
Erhaltung der Provinzialstraßen nur Materialien
zu verwenden, die ganz oder zum überwiegenden
Teile aus inländischen, möglichst rheinischen Roh¬
stoffen hergestellt sind.

88. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der Zentrumsfraktiun auf bevorzugte Berücksich¬
tigung der unmittelbaren Grenzkreise in den
Höhengebieten der Regierungsbezirke Trier und
Aachen bei der Verteilung der Mittel für den
Kreis- und Gemeindewegelmu und für die Ueber-
nllbmestraßen.

89. Antrag des III. Fachausschusses zu Kapitel 20—29
und 120 des ordentlichen Haushaltsplanes für 1931,
betreffend Verkehrswesen.

90. Antrag des VI. Fachausschusses zu Kapitel 61 und
62 des ordentlichen Haushaltsplanes für 1931, be¬
treffend Denkmalpflege und Naturschutz.

In Verbindung hiermit:
Antrag der KPD.-Fraktion auf Streichung sämt¬
licher Mittel für Zwecke der Denkmalpflege.

91. Antrag des VI. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
Verteilung der unter Abschnitt VI, Kulturpflege,
Kapitel 61, Titel 12, des Haupthaushaltsplanes
für 1931 vorgesehenen Mittel im Betrage von
110 000 RM.

92. Antrag des VI. Fachausschusses zu Kapitel 63 und
64 des ordentlichen Haushaltsplanes für 1931. be¬
treffend Museen und Heimatpflege; hierzu Unter-
Haushaltsplan der Provinzialmuseen (Anlage 19).

93. Antrag des VI. Fachausschusses zu Kapitel 65, 66
und 69 des ordentlichen Haushaltsplanes für 1931,
betreffend Förderung der Wissenschaft, Volts¬
bildungswesen PP.

In Verbindung hiermit:
») Antrag der KPD.-Fraktion auf Einsetzung

eines Betrages von 10 000 RM in Kapitel 65
für „Marxistische Arbeitsschule",

b) Antrag der KPD.-Fraktion auf Ueberweisung
des im Etat Kapitel 66, Volksbildungswesen,
eingesetzten Betrages von 35 000 RM an die
Interessengemeinschaft für Arbeiterkultur (Ifa),

o) Antrag der KPD-Fraktion, betr. Streichung
des im Kapitel 69, Titel 3, für die Wander¬
theater vorgesehenen Betrages von 9000 RM.

Vorsitzender Dr. Iarres: Die Sitzung ist er¬
öffnet. Ich bitte, Platz zu nehnien und die Türen zu
schließen.

Für heute haben sich entschuldigt wogen Krankheit
Herr Abgeordneter Dr, Saaßen und wegen Verhinde¬
rung Herr Abgeordneter Dr. Pattberg.

In Ihrem Auftrage hatte ich dem Mitglied des
Hauses, Herrn Dr. de Weerth, die besten Wünsche zur
Besserung nach seinem Autounfall ausgesprochen. Er
telegraphiert: „Tiefgerührt durch die freundlichen
Wünsche für meine Wiodergesundung danke ich den»
hohen Hanse und seinem Vorsitzenden herzlich und
wünsche schönsten Erfolg der Beratung."

M«ine Damen und Herren! Die Niederschrift über
die gestrige Sitzung liegt auf dem Tische des Hauses
zur Einsicht offen. Schriftführer sind für die heutige
Sitzung zunächst die Herren Abgeordneten Dr. Dich-
gnns und Koenggen.

Es sind noch eine Reihe von Anträgen eingegangen.
Einen Entschließungsantrug der kommunistischen

Fraktion hat der Aeltestenrat als nicht zur Zuständig¬
keit des Hauses gehörig betrachtet. Er ist also nicht
auf die Tagesordnung geseht worden und wird auch
nicht darauf gesetzt werden.

Eine Reihe neuer Anträge ist zwischenzeitlich ein¬
gelaufen. Die Anträge werden, soweit es notwendig
ist, den zuständigen Fachausschüssen überwiesen. Eine
Reihe von Anträgen find lediglich Abaudernngsanträge
zu den Anträgen der verschiedenen Fachausschüsse. Sie
werden mit diesen Punkten behandelt. Ich bitte die
einzelnen Fraktionen, selbst darauf Obacht zu geben,
daß ihre Abanderungsantrüge bei den betreffenden
Positionen behandelt werden.

Ich mache dann darauf aufmerksam, daß die Ge¬
schäftsordnung in § 16 Absatz 3 den ausdrücklichen
Hinweis enthält, daß Gegenstände der Tagesordnung.
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zu denen nach Ablauf einer Stunde nach Beginn der
Sitzung keine Wortmeldung vorliegt, außer der Reihe
zur Beschlußfassunggestellt werden können.

Wer Aeltestenrat hat sich soeben Mit der Geschäfts¬
lage, insbesondere damit befaßt, wie die Punkte ber
Tagesordnung zweckmäßigzu gemeinischaftlicher Be¬
ratung und Entscheidung zusammengefaßt werden
tonnen. Gleichzeitighat er auf Grund der Geschäfts¬
ordnung auch einen Vorschlag über die Längstdauer
der Reden gemacht. Darf ich nun bitten, die Tages¬
ordnung zu der heutigen Plenarsitzung zur Hand zu
nehmen nnd sich selbst zu notieren, wie die einzelnen
Punkte zusammengefaßt werden sollen und welche
Redezeit dazu vorgeschlagenwird? Sie werden Kann
über diese Redezeit abzustimmenhaben. Der Vorschlag
des Aeltestenrates kann nur dann in Kraft treten,
wenn drei Viertel ber Mitgliederzahl des Hauses
damit einverstanden sind.

Punkt 2 wird für sich behandelt, Redezeit: 10 Mi¬
nuten. Also für jede Fraktion Höchstredezeit10 Mi¬
nuten, beileibe nicht unbedingt auszunutzen! (Heiter¬
keit.)
Punkt 3 für sich allein
zusammengefaßt 4—6
7 und 8 zusammen
9-11
12 und 13, zusammengefaßt mit den Ab-

Änderungsanträgen ber Wirtschafts-
Partei

14—19 unb 21 zusammengefaßt
2« für sich
22 für sich
23-25
26
27-H2
33-51
52—56
57—63
61
65—69
7N
71
72
73—89
90-93

5 Minuten,
10 „
1« ,,

10
10

10
25
15
20
5

10
5

25
10

Sie haben diese Vorschläge gehört. Ich bitte die
Mitglieder des Hauses, die sich diesen Vorschlägenbes
Aeltestenrates anschließen, sich zu erheben. Das ist
zweifellos die notwendige Drewiertel-Mehrheit. Es ist
so beschlossen.

Bevor wir in die Verhandlungen eintreten, gebe
ich bem Herrn Abgeordneten Terboven das Wort zu
einer Erklärung.

Abgeordneter Terboven: In Ergänzung ber
Erklärung unseres Fraktionskollegen Dr. Neh in ber
letzten Plenarsitzung stellen wir noch einmal fest, daß
der Ausschluß unserer Parteigenossen Haate und Ley
auf dem Wege über eine offensichtlich völlig einseitige
Handhabe ber Geschäftsführung erfolgt ist.

Wir Nationalsozialisten denken nicht daran, zuzu¬
lassen, daß auch im hiesigen Parlament ber Versuch
gemachtwird, unsere Tätigkeit durch brutale und ein¬
seitige Handhabung der Geschäftsführung, lahmzu¬
legen. Für diese unsere Tätigkeit fühlen wir uns

weder biesem Hause noch seinem Präsidenten, sondern
ausschließlich unseren Wählern bzw. der rheinischen
Bevölkerung gegenüber verantwortlich. Sollten wir
Veranlassung haben, auch weiterhin bie gleiche Art
der Geschäftsführung feststellen zu müssen, so werden
>wir unsere Weiterarbeit in diesem Hause, dessen Lebens¬
dauer zweifellos sowiesonur noch eine sehr befristete
sein wirb, einstellen. (Lachen. Zuruf des Abgeord¬
neten Pitarb: Das dritte Reich!) — Sie glauben jn
selbst idaran. — unb die gewonnene Zeit dazu benutzen,
im deutschenVolk die Uuftlärungstätigkeit über den
neudeutschen Parlamentarismus und seine Segnungen
noch intensiver zu gestalten. (Beifall bei den Natio¬
nalsozialisten.)

Vorsitzender Dr. Zaires: Im Zusammenhang
damit habe ich mitzuteilen, daß die ausgeschlossenen
Abgeordneten Dr. Neh und Haate gemäß 8 28 Absatz 2
der Geschäftsordnung sich an den Aeltestenrat gewandt
haben, um diese Ausschlußverfügung zu milderu oder
aufzuheben. (Heiterkeit.) Der Aeltestenrat hat darauf¬
hin nach eingehender Erörterung folgenden Beschluß
gefaßt:

„Der Aeltestenrat billigt ausdrücklich die Maß¬
nahmen des Vorsitzenden und lehnt es ab, die gegen die
Abgeordneten Dr. Neh und Haate verfügte Ausschluß¬
strafe von 6 Wo. 3 Nagen zu mildern oder aufzu¬
heben." (Beifall.)

Dieser Beschluß des Aeltestenrates ist den betreffen¬
den Herren Abgeordneten durch Ginschreibebriefmit¬
geteilt worden.

Wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein.
Punkt 2: Antrag des Geschäftsord-

ordnungsausschufses, betreffend Aende¬
rung der Geschäftsordnung bes Pro-
vi nz iallanb tages.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dechamps.
Abgeordneter vr, Dechamps: Meine Namen und

Herren! In jedem Parlament ist es üblich, Anträge,
mit denen das Parlament sich nicht befassen will, durch
Uebergang zur Tagesordnung zu erledigen. Das ist
ein Ausfluß der Souveränität des Parlaments, unb
es war auch bisher schon bei uns möglich, denn im
8 11 Absah 3 der Geschäftsordnung heißt es: „Ueber
die geschäftliche Behandlung der Vorlagen der Staats-
regierung und sonstiger Vorlagen des Provinzialaus-
schusses bestimmt der Provinziallandtag." Der Pro-
vinziallllndtag hatte also bisher schon die Möglichkeit,
über jeden Antrag so zu bestimmen,wie er wollte. Um
aber absolut klarzustellen,in welcher Weise der Ueber¬
gang zur Tagesordnung sich vollziehen sollte, und um
insbesondere unnütze Geschllftsordnungsdebatten aus¬
zuschließen, die etwa kommen könnten, wenn ein solcher
Antrag auf Uebergang zur Tagesordnung gestellt
würde, hat sich der Aeltestenrat und danach auch der
Geschäftsordnungsausschuß mit der Frage befaßt, ob
es nicht zweckmäßig sei, unsere Geschäftsordnungzu er¬
gänzen.

Der Geschäftsordnungsausschuß beehrt sich, Ihnen
folgendenAntrag zu unterbreiten:

„Der Provinziallandtag wolle bie Geschäftsordnung
für den Provinziallandtag der Rheinprovinz wie folgt
ändern:

Hinter 8 17 wird folgender neuer Paragraph ein¬
gefügt:
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8 17».
Der Antrag auf Uebergang zur Tagesordnung

lann jederzeit bis zur Abstimmung gestellt werden
und bedarf keiner Unterstützung. Wird ihm wider¬
sprochen, soist vor «der Abstimmnng ein Redner für
und ein Redner gegen den Antrag zu hören, ß 2t
Absatz 2 findet entsprechendeAnwendung."

Nieser 8 21 Absatz 2 besagt, daß nur zu der Frage
selbst, also zu der Frage des Uebergangs zur Tages¬
ordnung, gesprochen wenden kann und nicht die sach¬
liche Debatte eröffnet werden darf. Er.besagt ferner,
daß nur fünf Minuten Redezeit gegebensind.

„Wird der Antrug abgelehnt, so darf er im Laufe
derselben Beratung nicht wiederholt werden. Ueber
Anträge auf Uebergang znr Tagesordnung ist vor
anderen Abänderungsunträgen abzustimmen."

Ich darf "dabei als Auffassung des Geschüftsord-
nungsausschusses feststellen, daß jeder Antrag zunächst
entweder einen: Fachausschußüberwiesen oder auf die
Tagesordnung gesetzt wird. Wird er auf die Tages¬
ordnung geseht, so lann jederzeit der Uebergang zur
Tagesordnung beantrugt werden, und zwar sowohl
vor Beginn der Debatte wie, nachdemdie Debatte be¬
reits eingeleitet ist.

In einem Absatz 2 bitten wir dann noch zu sagen:
„Ueber Vorlugen und Anträge der Stautsrcgierung,

des Provinzialausschusses und der Ausschüsse des Pro-
vinziallandtages darf nicht zur Tagesordnung über¬
gegangen werden."

Neben dieser an und für sich wortwörtlich der Ge¬
schäftsordnung des Deutschen Reichstages entsprechen¬
den Regelung -- es handelt sich hier nicht um irgend
etwas Neues — bitten wir noch eine zweite Aende¬
rung vorzunehmen.

In § 2? Absatz 1 war e>ine etwas merkwürdige
Regelung insofern getroffen, als der Präsident im
allgemeinen ohne weiteres das Recht hat, zur Ordnung
zu rufen, unter Umständen sogar auszuschließen, daß
aber, wenn ein Mitglied als Redner sich irgendwelche
Unordnungen zuschulden kommen läßt oder wenn es
nicht zur Suche spricht, der Borsitzende lediglich be¬
antragen kann, daß ihm das Wort entzogenwerde. Es
lann nur der Provinziallandtag beschließenund der
Borsitzende nur beantragen. Das ist natürlich eine
Unstimmigkeit. «Wenn «dem Borsitzenden das Recht
gegeben ist, die Nichtredner Mi Ordnung zu rufen
und eventuell auszuweisen, so muß ihm auch «das Recht
gegeben werden, dem Redner das Wort zu entziehen
und ihn gegebenenfalls auszuweisen.

Wir bitten Sie, die Ihnen in Drucksache 120 unter¬
breiteten Anträge anzunehmen.

Borsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Her«
Abgeordneter Nohl.

Abgeordneter Nohl: Diese neue Verschärfung der
Geschäftsordnung, die hier vorgelegt wird, ist ein
Ausdruckder Tatsache,daß die heute herrschendeKlasse,
soweit sie sich noch des bürgerlichen Parlamentarismus
bedient, um ihre Interessen gegenüber der Werktätigen
Bevölkerung, der Arbeiter- und Bauernschaft durch¬
zusehen, immer mehr zu der Notwendigkeit gezwungen
wird, diesen bürgerlichen Parlamentarismus abzubauen.
Sie tut das in Etappen. Je schärfer der Druck der
werttätigen Bevölkerung und ihrer Vertreter in den
Parlamenten wird, desto rücksichtsloserwerden die

Interessen der Arbeiteropposition, die in diesem Par¬
lament sowohl wie in allen Reichs- und Landes¬
parlamenten nur durch die Kommunistische Partei
vertreten werden, abgedrosselt. Dieser Zweck soll auch
durch den vorliegenden Antrag erreicht werden. Es
ist kein Zufall, daß in den vorberatenden Ausschüssen
es ausgerechnet der Vertreter der SPD.-Fraktion,
Herr Gürlinger, war, der Iarres den Vorschlag
machte, seine Anregung sofort dadurch in die Tat
umzusetzen, daß ein Ergänzungsparagruph in die
Geschäftsordnungdes Provinziallandtugs aufgenommen
werde. (Hört, hört! bei den Kommunisten.) Diese
Anregung entspricht dein ganzen Verhalten der Sozial¬
demokratischenPartei im Reichsmaßstabe: Sie spielt
überall die Rolle des Schildhalters des Faschismus;
sie ist überall «diejenige, die «dem rücksichts¬
losesten und brutalsten Terror gegen die Arbeiter¬
klasse erst den Weg bereitet und ,dafür forgt,
daß die Gegenspieler von der anderen Seite, die Nazi-
Faschisten, den Weg freibekommenfür den Arbeiter¬
mord. Hier möchte man in diesem Paragraphen durch
die neue Bestimmung auch dafür sorgen, daß die
Arbeiterfraktion nicht mehr die Möglichkeit bekommt,
die Forderungen der werttätigen Bevölkerung und der
Bauernschaft des Rhcinlandes in ihren Gutschließungs¬
anträgen zu formulieren. Das wird bereits durch die
Tatsache bewiesen, daß Iarres eben hier erklärte, der
von der kommunistischenFraktion eingereichte Ent-
schließungsantrag zur Nage der Werktätigen Bevöl¬
kerung, der Bauernschaft und der Winzerschaft im
Rheinlande werde überhaupt nicht zur Tagesordnung
gestellt. Man kann verstehen, daß die Herren Angst
haben, die Schichten, die heute noch hinter dem Zentrum
und den anderen bürgerlichen Parteien stehen, könnten
vielleichtdaran erkennen, daß sie bisher den verkehrten
Weg gegangen sind. Aber diese Strangulierungs-
maßnahmen werden uns nicht davon abhalten, draußen
in den Massen der WerktätigenBevölkerung in Stadt
und Land dafür zu sorgen, daß dieses Parlament als
das gekennzeichnetwird, was es ist: ein Instrument
der rücksichtslosenAusbeutung und Ausplünderung
der werttätigen Bevölkerung des Rheinlandes.

In diesem Sinne fassen wir die neuen Ergänzungs¬
anträge auf. Wir erklären, daß wir sie auf das
schärfste ablehnen werden. (Bravo! bei den Kommu¬
nisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Simon.

Abgeordneter Simon: Der Berichterstatter prägte
eben das Wort von der Souveränität des Landtages.
Es ist ihm dabei eine Verwechslung unterlaufen. Er
hätte nämlich von der Souveränität der Parteien
sprechen müssen, die diesen Landtag zu einer Stätte
ihrer Diktatur machen wollen. Dir souveränen Par¬
teien von den Sozialdemukrutenbis zu den bürgerlichen
Patrioten, die diese Dinge mitmachen, sind wieder
einmal dabei, hier genau dieselbe Methode anzuwenden,
die sie bereits im Reichstage verfolgt haben, wobei sie
allerdings nachher durch den Auszug der nationalen
Opposition selbst zu Schaden kamen. (Abgeordneter
Gerlach: So?) Weil Sie, meine Herren -^ das gilt
vor allen Dingen für Ihre SozialdemotratischePartei
—, nicht in der Lage gewesen sind, die Souveränität
der deutschen Nation gegenüber dem Auslande aufrecht
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zu erhalten (Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Ohne
Sie ginge es viel besser!), deshalb wollen Sie im
Inlaude wenigstens so eine Art Souveränität künstlich
Hochzuchten.Wir geben Ihnen den Ratschlag (Zuruf
des Abgeordneten Gerlach: Von Ihnen brauchen Wir
keinen Ratschlag!), wir geben den souveränen Herren
von den souveränen Parteien und auch dein souveränen
Herrn Präsidenten den Ratschlag, den Antrag noch
viel schärfer zu fassen. Man sollte ruhig beantragen:
OppositionelleParteien dürfen künftig überhaupt keine
Anträge einbringen, und wenn sie es wagen, trotzdem
einen einzubringen, dann soll man sie dafür für immer
nus dem Landtage überhaupt ausschließen. (Zuruf des
Abgeordneten Gcrlach: Das kommt im Dritten Reich!)

Wir geben Ihnen weiter den Rat, dem 8 27 Absatz 1
folgende Fassung zu gebcu: OppositionelleAbgeordnete
haben im Provinziallandtag den Mnnd zu halten.
Sofern sie es wagen, sich zum Wort zn melden, werden
sie für immer ausgeschlossen. (Zuruf: Das überlassen
wir Ihnen im Dritten Reich! Zuruf des Abgeord¬
neten Gerlach: Sie wollen Wohl Herrn Hitler den Weg
bereiten!)

Nun noch ein Wort zu den Herren von der Kom¬
munistischen Partei, die gegen die Souveränität dieses
Landtages protestieren wollen. Sie, meine Herren
Kommunisten, haben gar keinen Anlaß, hier von Ver¬
gewaltigung zu reden. (Hört, hört!) Wer selber für
die Diktatur einer Klasse kämpft mü> andere unter¬
drücken will, soll sich nicht Wundern, wenn ihm genau
dasselbe passiert. (Zuruf des Abgeorduetcn Gerlach:
Und Ihr, seid Ihr für Demokratie?)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Stein.

Abgeordneter Dr. Stein: Meine Damen und
Herren! Im Gegensatzzu den beiden Herren Vor¬
rednern ist meine Fraktion der Auffassung, daß die
straffere Handhabung der Geschäfte durch den Herrn
Vorsitzendenim Interesse der Würde des Parlaments
zu begrüßen ist. (Zuruf bes Abgeordneten Simon:
Sie sind doch ein sehr würdiger Vertreter dieses Par¬
laments!)

Nichtsdestoweniger vermögen wir dem ersten An¬
trage, dem 8 17 einen 8 17u hinzuzufügen, unsere
Zustimmung nicht zu erteilen. Wir halten es nicht
für erträglich, daß ein Antrag, der die Klippe in der
Frage der Zuständigkeit des Parlaments, über die der
Aeltestenausschuß entscheidet,bereits glücklich passiert
hat, nachher, ehe der Antragsteller das Wort erhalten
hat, kurzerhand dadurch abgewürgt werden kann, daß
irgendjemand den Antrag ans Uebergang zur Tages¬
ordnung stellt. Ich meine, daß die Gepflogenheitendes
Parlamentarismus es erfordern, daß man bei einew
Antrag, wenn er überhaupt zulässig ist, auch die Be¬
gründung durch den Antragsteller zuläßt. Wenn dann
das Parlament der Auffassung ist, daß er kurzerhand
durch Uebergang zur Tagesordnung erledigt werden
soll, so kann ja so beschlossen werden.

Die Sahnngskommission war nicht geneigt, auf eine
derartige Milderung einzugehen. Infolgedessen sind
wir nicht in der Lage, dem ersten Antrage zuzustimmen.
Dagegeu vermögen wir dem zweiten Antrage unsere
Zustimmung zu geben, denn wir halten es für durchaus
gerechtfertigt, daß der Vorsitzende, der nach einem
anderen Paragraphen der Geschäftsordnung außer¬

ordentlicheVollmachtenbereits hat, die den Ausschluß
eines Mitgliedes für sechs Sitzungstage zur Folge
haben tonnen, auch berechtigt sein soll, einem Redner
das Wort zu entziehe«, wenn er es für richtig hält.

Wir beantragen getrennte Abstimmung.
VorsitzenderDr. Iarres: Weitere Wortmeldungen

liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung. Es
wird getrennt abgestimmt,zunächst zu 8 17».

Wer für den Antrag des Geschäftsordnungs-
ausschussesist, eineu »euen § 17«, in der von dem
Berichterstatter erwähnten Fassung in die Geschäfts¬
ordnung einzufügen, den bitte ich, sich zu erheben.
Das ist die Mehrheit. Gs ist so beschlossen.

Ich bitte dann diejenigen, die den 8 27 Absatz 1,
wie von dem Herrn Berichterstatter vorgetragen,
abändern wollen, sich zu erheben. Anch das ist die
Mehrheit. Es ist so beschlossen.Die Vorlage ist an¬
genommen.

Wir kommen zn
Punkt 3: Antrag des I. Fachausschusses

zu dem Bericht des Provinzi alau sschusses
über die Ergebnisse der Provinzial-
verwllltung für das Rechnungsjahr vom
1. April 1929 bis 31. März 1930.

Vorgeschlagenwird vom Fachausschuß I, den Bericht
durch Kenntnisnahme für erledigt zu erklären.

Dazu wird das Wort nicht gewünscht. Ich stelle
die Annahme dieses Vorschlages fest.

Wir kommen zu folgenden vereinigten Punkten:
Punkts, Punkt 5 und Punkt 6.

Wenn Sie damit einverstanden sind, so möchte ich
für mich und meine Herren Stellvertreter um die
Erlaubnis bitten, nicht immer alle Gegenstände der
Tagesordnung verlesen zu müssen, sondern einfach die
Nummern der Tagesordnung aufzurufen. — Damit
sind Sie einverstanden.

Zu 4 und 6 ist Berichterstatter Herr Abgeordneter
Dr. Hagen.

Abgeordneter Dr. Hagen: Meine Damen und
Herren! Bei Punkt 4 beantrage ich unveränderte
Annahme.

Bei Punkt 5 beantrage ich, der Provinziallandtag
wolle den Antrag unter -,) unverändert annehmen,
unter b) ablehnen.

Wenn ich annehmen darf, daß Sie mit diesen Vor¬
schlägen einverstanden sind, so komme ich zu Punkt l>.

Ich möchte mir erlauben, einige Worte an Sie zu
richten. Die Tätigkeit der Laudesbank wird bei allen,
die sie zu beobachtenGelegenheit haben, und bei allen
denen, die mit der Landcsbank zu arbeiten haben, als
eine vollgültige anerkannt. Wie schwierig sie iu der
gegenwärtigen Zeit ist, braucht Wohl kaum hervor¬
gehoben zu werden. Der Hauptfattor, der bei der
Tätigkeit der Landesbanl, in die Erscheinung tritt, ist,
die notwendige Vorsicht bei allen Geschäften, die sie zu
unternehmen hat, walten zu lassen. Die gegenwärtigen
Zeiten haben bisher eine Milderung gegen die Vorjahre
kaum erfahren. Von der Landesbanl der Rheinprovinz
hängt nicht nur stark das materielle Wohl der Rhein-
Provinz ab, sondern auch die Beurteilung, die allgemein
der Tätigkeit der Landesbnnt zuteil wird, ist eine sehr
scharfe. Darüber müssen wir uns klar sein, daß die
finanziellen Verhältnisse in: DeutschenReich sich noch
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nicht sehr wesentlich zum Bessern geändert haben.
(Zuruf: Sie werden noch viel schlimmer!) Die
Schwierigkeiten,die bei der Geldbeschaffungvorhanden
sind nnd vorläufig vorhanden bleiben, sind sehr gros;.
Daß die Landesbanl in der Beziehung in weitest-
gehendem Maße den Kommunen zu Hilfe kommt,
töunen wir nur freudig begrüßen. Wir müssen auch
hoffen, daß sie namentlich bei der Umschnlduug der
Kommunen weiter ihre guten Dienste leisten wird.
Indessen darf von der Tätigkeit der Landesbanl nicht
zuviel erwartet werden. Ihr Kredit hängt im Inlande
nnd im Auslande hauptsächlichdavon ab, daß sie die
Vorsicht, die sie bisher hat walten lassen, auch in
Zukunft beobachtet. Es wird furtwährend von der
Möglichkeit gesprochen, kurzfristige Kredite herein-
zunehmen, namentlich auch aus dem Auslande. Die
Schwierigkeitist hier außerordentlich groß nnd vielleicht
viel größer, als sie im allgemeinen beurteilt wird. Sir
hängt eng zusammen mit den PolitischesStrömungen,
die zn hänfig die betreffenden Länder veranlassen,
Einschränkungen gegenüber der Kreditgewährung statt¬
finden zn lassen, die uns in den ersten Jahren nach der
Inflation außerordentlich geholfen haben, die aber setzt
außerordentlich erschwert sind durch die Restriktionen,
die von den verschiedensten Ländern, um nicht zu sagen:
von allen Ländern, beobachtet wird. In der Beziehung
muß die Aandesbank fortwährend auch darauf gerüstet
sein, in Mark die Kredite «ntersbrtnyen zu tonnen,
die bisher durch ihre Vermittlung vom Auslande
hereingebracht worden sind.

Ich möchte der Zuversicht Ausdruck geben, daß die
Landesbank wie bisher ihre Aufgabe im Interesse de>.'
Provinz und im Interesse der Kommunen voll und
ganz erfüllen möge. Das Vertrauen aber, das der
Aandesbank dafür im In- und Auslande entgegen¬
gebracht werden mnß, verpflichtet uns, auch bei der
Geschäftsgebarnng der Landesbank Rücksichten zn
nehmen. Die Anerkennung, der ich hierdurch Ausdruck
geben will, ist hoffentlich in Ihrer aller Namen ge¬
schehen. (Bravo!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Lehr.

Abgeordneter I)?. Lehr: Ich möchte im Namen der
Arbeitsgemeinschaft an dieser Stelle nochmals den
Grundgedanken betonen, den ich bereits in der Etats¬
rede ausgeführt hatte.

Wir stimmen der Kapitalerhöhung der Landesbanl
zu, weil uns die Provinzialvcrwaltung erklärt hat, daß
durch die erhöhte Kapitalbeteiligung der Provinzial-
Verwaltung der Anleihemarkt nicht in Anspruch
genommen werden soll. Wir erwarten, daß dieses
Entgegenkommen, das die Landesbanl der Provinzial-
verwaltnng zeigt, auch auf die zweite Gruppe der stille»
Teilhaber, die Spartassen, ausgedehnt wird, sofern sie
darauf im einzelnen Anspruch erheben. Es ist für uu«
wichtig, festzustellen, daß durch die Erhöhung des
Kapitalbedarfs in «einer Weise die vornehmste Pflicht
der Landesbanl angetastet wird, die kommunale Nm-
schuldungsaktio» mit allen bereitstehendenMitteln zu
fördern, und daß auch die übrigen lebenswichtigen
Aufgaben, in erster Linie die Mittelstands- und Hhpo-
thetarkredite, durch diese Erhöhung des Kapitals bei
Landesbanl und Sparkassen nicht beeinträchtigt wird.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Knust.

Abgeordneter Dr.. Kn u st: Der ordentlicheund der
außerordentlicheHaushalt stehen auch in diesem Jahre
wieder unter dem Zeichen der notwendigen Sparsam¬
keit.

Im außerordentlichenHaushalt sind für den Straßen¬
bau vorgesehen5,9 Millionen. Zu diesen 5,9 Millionen
kommen noch gewisse Ausgaben gemäß Drucksache 3, so
daß einschl. der Gelder, die für das RWE. vorgesehen
sind, dort 7,3 Millionen im Nnleihewege zu beschaffe»,
beantragt wird.

Zu diesen 7,3 Millionen Anleihe kommen die 1l),9
Millionen, die für die Landesbanl in dem Beschlußvor'
schlag des Provinzialansschusses,Drucksache 4, Ziffer 1u,
vorgeseheu sind.

Nun hat vorgestern der Herr Landeshauptmann
ausgeführt, das Gewicht der Landesbank und ihre
Kreditfähigkeitberuhe weniger anf der Höhe des Kapi¬
tals, als auf dem Gnrantioverhältnis zwischen Pro-
viuzilllverbaud und Landcsbank. Demnach ist also
eigentlich nach den eigenen Ausführungen des Herrn
Landeshauptmanns die Erhöhung des Kapitals nicht
von so fundamentaler Bedeutung, daß in dem Zeiche»
der Sparsamkeit, uuter dem wir nns heute befinden,
der Provinzialvcrband eine Anleihe anfnehmen müßte,
um sich an einer solchen Kapitalerhöhung der Laudes
bank zu beteiligen.

Wir sind der Meinung, daß, wenn Abstriche vom
Etat gemacht werden sollten, sie so vorgenommen
wenden müssen, daß diesenigen Ausgabm, die nicht
unbedingt erforderlich sind, zuerst getroffen werden.

Gelingt es, den außerordentlichen Haushalt mit
seinen 18,1 bzw. 18,2 Millionen durchznbringen und
demgemäß die produktiven Ausgaben des außerordent¬
lichen Haushalts mit 7,3 Millione» ebenfalls zur An¬
nahme zu bringen, dann würden wir uns dazn ver¬
stehen, die 10,9 Millionen zu bewilligen, die für die
Landesbank vorgesehensind. Ist das aber nicht mög¬
lich — müssen also am außerordentlichenHanshalt Ab¬
striche gemacht werden —, so sind wir der Ansicht,daß
diese Abstriche in erster Linie gemacht werden sollen
an der Anleihe für Kapitalerhöhung der Landesbanl,
weil letztere nach den Ausführungen der Provinzial-
verwaltung dieser Kapitalerhöhuug iu diesem Umfange
nicht bedarf.

Wir beantragen daher, dem Antrage des Provinzial¬
ansschussesauf Aufnahme eine Anleihe von 19,8 Mil¬
lionen zum Zwecke der Erhöhung des Kapitals der
Landesbanl nur dann zuzustimmen,wenn der Gesamt¬
betrag der für den außerordentlichen Haushalt aufzu¬
nehmenden Anleihe in Höhe von 18,1 Millionen be¬
willigt wird, und zwar zu den Zwecken, wie sie der
Vorschlag der Verwaltung zu dem außerordentlichen
Haushalt im einzelnen vorsieht. Sollte eine Schmäle¬
rung eintreten, so beantragen wir hierdurch, die not¬
wendigen Abstriche an den 10,9 Millionen zu machen,
die für die Landesbanl vorgesehensind.

VorsitzenderDr. Iarres : Das Wort hat der Herr
Landeshauptmann.

Landeshauptmann vi>. Horion: Wenn ich in
nieiner Gtatsredc auf die überwiegende Bedeutung
hingewiesen habe, die die Garantiestellung des Pru-
vinzialverbaudcs für den Kredit der Landesbanl hat.
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so soll das natürlich nicht bedeuten, daß nicht für den
Kredit der Landesbank auch ihre Reserve» und die
Einlagen von großer Wichtigkeit sind, die von den
Sparkassen und vom Provinzialverbande gemacht
wurden sind. Auch diese müssen immer in einem
gewissen Verhältnis zu der Bilanzsumme der Landes¬
bank gehalten werden. Daher der jetzige Vorschlag,das;
der Prouinzialucrband sich mit weiteren IN Million"»
an den Einlagen beteiligt. In welchem Verhältnis
die Notwendigkeit der Bewilligung dieser 10 Millionen
zu den sonstigen Forderungen des außerordentlichen
Haushaltsplanes steht, ist von vornhereiu schwer zu
sagen. Infolgedessen bitte ich, die Entscheidung darüber
dem Provinzialansschuß zu überlasse» und nicht eine
Bindung hier vorzunehmen. Dementsprechend bitte
ich, den Antrag der Wirtschaftspartei abzulehnen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Sietmeier.

Abgeordneter Sie km ei er: Wir von der national¬
sozialistischen Fraktion sind schon der Ansicht, daß der
Gcsamtetat, der diesem Hause vorgelegt wird, ein Etat
der Bankrotteure ist. Denn wenn ein Geschäft seine
Ausgaben nicht mehr aufbringen kann, pumpt es, und
l» diesem Haushalt wird uns vorgeschlagen 1« Mil¬
lionen für die Rheinprovinz zu pumpen. Das wird
von Jahr zu Jahr schlimmer. Es ist eine bedeutende
Erhöhung gegenüber dem Anleihebedarf des ver¬
gangenen Jahres eingetreten, und im nächsten Jahre
^ das steht fest — wird der Anleihebedarf der Rhein-
Provinz noch viel größer sein, denn dieses Geschäft
wird sich nicht mehr erholen. Es ist jetzt so, daß, wenn
die Pruvinzialverwaltung noch leben will nnd ihren
nicht ans die Bedürfnisse des Volles eingestellten
Geschäftsgang bestreiten will, sie sich nur davon noch
erhalten kann, daß sie Gelder nimmt, die anderswo
nötig sind.

So lehnen wir insbesondere die Aufnahme einer
Anleihe für die Landesbank ab. Wenn im I. Fach¬
ausschuß gestern erklärt wurde, daß diese Anleihe aus
eigenen Mitteln bcstritten werden solle, so können diese
eigenen Mittel nur dadurch aufgewandt werden, daß
sie dem allgemeinen Bedarf entzogen werden. Die
Spartassen uud die Bevölkerung im Lande haben es
dringend notwendig, daß alle Mittel, die der Landes¬
bank zur Verfügung stehen, für Kredite im Lande
aufgewandt werden nnd nicht zur Aufnahme einer
neuen Anleihe (Lachen).

Insbesondere aber bemängeln wir, daß ein Disagio
von 9 Prozent vorgesehenist. Daraus geht klar hervor,
daß hier wieder ein Geschäftfür den Geldmann winkt.
Es war ja auch ganz klar, daß Herr Gcheimrat Hagen
vorhin diese Anleihe in ausgezeichneterWeise für sich
verteidigt hat.

Stimmen Sie ruhig zu, denn dieses System wird
doch zugrunde gehen, weil das Volk sich eine solche
Ausbeutung nicht mehr gefallen lassen wird.

VorsitzenderDr. Iarres: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Wird getrennte Abstimmung beantragt? Das ist
nicht der Fall. Dann bitte ich diejenigen, die für den
Antrag des Fachausschussessind, sich zn erheben. -
Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Wir kommenzu den Punkten 7 und 8.

Zu Punkt 7 sind Berichterstatter für den I. Fach¬
ausschuß die Herren Abgeordneten Vielhaber und
Maus, für den IV. Fachansschußist Berichterstatter»»
Fran Abgeordnete Blnmbcrg, zu Punkt 8 ist Bericht¬
erstatter Herr Abgeordneter Vielhaber.

Ich darf den Berichterstatter, Herrn Vielhaber,
bitten.

Abgeordneter Vielhaber: Meine Damen nnd
Herren! Es handelt sich hier nm den Ihnen bekannten
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses über
die Förderung des Klcinwohnnngsbanes, Drncksnche 8.
Dazu siud zwei Anträge gestellt, daruuter einer von
der Zcntrumsfraktiou, der dahin geht:

,/Provinzinlansschuß nnd Verwaltmugsmt der Lan¬
desbank sollen in eine erneute Prsifung eintreten, ob
n) eine Herabsetzung der Zinssätze für ein- und zwei¬

stellige Hypothekenfür den Kleinwohnungsban und
eine Heraufsetzungdes Auszahlnngsknrses allgemein
üblich ist, oder ob

K) die Bereitstellung eines besonderen Fonds möglich
ist, aus dem Hypothekenzn ermäßigten Zinssätzen
zur Errichtung von Wohnungen für Minder-
bemittelte gegeben werden können, oder ob

<>) die Bereitstellung eines Betrages zur Zinsverbilli-
gung entsprechendden Richtlinien für den Klein¬
wohnungsbau möglich ist."
Außerdem liegt ein Abänderungsnntrag der Wirt¬

schaftspakt« Vor, der dahin geht, aus dem Autrage des
Provinzialausschusseszur Drucksache Nr. 8 auf Seite 9,
Ziffer 4, das Wort „gemeinnützigen"zn streichennnd
im übrigen die Ziffer 4 dahin z» modifizieren, daß die
10 Millionen RM, die für Zwischenkrediteund erst-
stelligc Hypotheken vorgesehensind, nicht nur für Neu¬
bauten, sondern zu einem Drittel für Zwecke der
Wiederherstellungnnd des Umbaues des Althnusbesttzes
aufgewendet werden können.

Der FachausschußI empfiehlt Ihueu, den Vorschlag
des Provinzialausschussesanzunehmen und diese beiden
Abänderungsanträgc der Zentrnmsfrattion und der
Wirtschaftspartei dem Provinzialansschuß zn über¬
weisen.

Vorsitzender I)r. Iarres: Das Wort hat der
zweite Berichterstatter, Herr Abgeordneter Maus.

Abgeordneter Maus: Ich taun auf das Wort
verzichten. Ich schließe mich den Worten des Herrn
Berichterstatters Vielhaber an.

Vorsitzender Dr. Iarres: Als Berichterstattern,
des IV. Fachausschusses hat Frau Blnmbcrg das Wort.

Abgeordnete Frau Vlumberg: Der IV. Fach¬
ausschußhat den Bericht nnd Antrag des Provinzial¬
ausschussesüber die Förderung des Kleinwohnnngs-
banes ohne Debatte angenommen.

Vorsitzender I>. Iarres: Zn Punkt 8 ist wiederum
Berichterstatter Herr Abgeordneter Vielhaber.

Abgeordneter Vielhaber: Bei Punkt 8 handelt
es sich um die Frage der Landesplanung. Was diesen
Punkt betrifft, so empfiehlt Ihnen der FachausschußI,
den Antrag des Provinzialausschusses anzunehmen.

Er hat mich aber gleichzeitigbeauftragt, hier zum
Ausdruck zu bringen, daß ein Nebeneinnndcrarbciten
auf dem Gebiete der Landesplanung unbedingt ver¬
mieden werden muß. Es handelt sich hier in erster
Linie um eine Aufgabe der Selbstverwaltung der
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Provinz. Das Vorgehen der Provinz auf diesem
Gebiete sowie die Gründung der Landesplanung der
Rheinprovinz wird daher ausdrücklichbegrüßt.

VorsitzenderI)r. Iarres: In der Aussprache hat
zunächst das Wort Herr Abgeordneter Beck.

Abgeordneter Beck: Eine finanzielle Unterstützung
des Kleinwohnungsbaues, wird der Antrag der Zeu-
trumsfrattion genannt. Wir stellen hier als kom¬
munistischeFraktion fest, daß bei näherer Durchsicht
dieser Antrag der Zentrumsfraktion nichts als leere
Worte enthält. Man treibt hier dasselbe Spiel, wie
man es auch in Reich und Ländern gewöhnt ist. „Be¬
dauerlicherweise",„die Üandesverwaltung mag prüfen"
usw., das sind die immer wiederkehrenden Worte, die
man in fast allen Anträgen der Zentrumspartei findet,
Worte, die bekanntlich nichts kosten. Der Antrag der
Zentrumspartei verpflichtet zu nichts. Er verschafft
jenen Millionen Proletariern, die heute in Wohu-
höhlen Hausen, keine Wohnungen. Wie die Katze um
den heißen Brei geht er um die grundsätzlicheFrage
herum. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.) Wenn
Sie glauben, daß Sie nach wie vor mit dem gleichen
Spiel die christlichen Arbeiter bei sich behalten können,
so werden Sie sich täuschen. Breite Kreise aus Ihren
Schichten, die Ihnen bisher noch Gefolgschaftgeleistet
haben, erkennen bereits, daß gerade die Zentrums¬
partei in Verbindung mit den übrigen kapitalistischen
Parteien es ist, die mit allen Methoden den Woh¬
nungsbau drosselt. (Zuruf eines kommunistischen Ab¬
geordneten: Und die SPD!) Jawohl, auch die SPD.
Hermann Müller war ja derjenige, der Gelder der
Arbeiter, Gelder aus der Hauszinssteuer für Panzer¬
kreuzer verwendet hat, Gelder, die die Arbeiter an¬
geblich für Neubauzweckezur Beseitigung der Woh¬
nungsnot aufbringen sollten.

Selbst die Wirtschaftspartei ist gezwungen, in ihrem
Zusatzantrage festzustellen, daß „Neubauwohnungen in
erheblichemUmfange leerstehen" und auch die für sie
aufzubringenden Mieten für einen großen Teil der
Bevölkerung nicht mehr tragbar sind. Das ist eben¬
falls nichts anderes als eine billige Geste. Die Wirt¬
schaftspartei denkt ebensowenig wie Zentrum und
Sozialdemokratie in Kommunen und Kreisen daran,
die Wohnungsnot zu beseitigen. Sie sind es, die alle
unsere Anträge zu Fall brachten, die wir bisher i»
den Kommunalparlamenten gestellt haben und die
darauf hinzielten, Wohnungen zu errichten, für die
auch der Arbeiter die Miete aufbringen kann, Woh¬
nungen, für die nicht mehr als 6 bis 8 RM Pro Zim¬
mer gezahlt werden braucht. (Lachen bei der Wirt'
schaftspartei.) Wenn Sie heute feststellen,daß Hun¬
derte von Wohnungen leerstehen, so wissen wir auch,
was Sie damit bezwecken.Sie wollen mit derartige»
Anträgen erreichen, daß endlich das Zwangsmietcu-
gesetz beseitigt wird. Sie drängen danach, endlich ein¬
mal diese letzte Schranke, die ja faktisch nur noch ans
dem Papier steht, zu beseitigen.

Wenn Sie hier in dem Bericht, den die Landesbnnt
uns vorlegt, von „Förderung des Kleinwohnungs-
baues" sprechen,so sagen wir und mit uns die Mil¬
lionen, die heute ohne Wohnung dastehen,die heute in
Kellerlöchernund Wohnhöhlen Hausen, die man nicht
einem Stück Vieh anbieten würde: Damit gestehen
Sie Ihren eigenen Bankrott ein. Sie haben heute

Mittel übrig für alle möglichen anderen Dinge, nur
nicht für die „Förderung" des Kleinwohnungsbaues.

Das Zentrum gibt ja dauernd vor, die Partei zu
sein, die, ohne zu fragen, ob arm oder reich, einen Aus¬
gleich schaffen will. Dabei ist das Zentrum die Haupt¬
stütze dieser Brüning-Regierung, und die Sozialdemo-
traten sind dabei die besten und billigsten Schild¬
knappen dieser Zentrumsregierung. (Sehr richtig! bei
der Wirtschaftspartei.) Die Zentrumsregierung
Brüning geht gemeinsam mit den anderen bürger¬
lichen Parteien dazu über und kürzt in diesem Jahr
allein die Gelder für die Neubauten von 800 auf
400 Millionen. Man streicht noch einmal die Hälfte
von dem, was vorher schon unzureichend war, nachdem
man seit Jahren schon die Hälfte des Gesamtaufkom-
mens an Hauszinssteuermitteln verwendet für Kriegs¬
rüstungen, für die Zahlung der Veamtengehälter, für
die Panzerwagen, die Sie auch in den letzten Tagen
durch Düsseldorf geschickt haben, für die Gewehre, die
an dem offenen Grabe unserer Genossen standen.
Dafür haben Sie die Gelder, die wir für Wohnungs¬
bauzwecke aufbringen müssen, verwandt. (Zustimmung
bei den Kommunisten.) Aber Sie denken nicht daran,
wenigstens in etwa den Wohnungslosen und Woh¬
nungsuchenden zu helfen. So stellen wir auch heute
wieder eindeutig fest, daß die Wohnungsnot so lange
bestehen wird, wie Sie noch die Mächt in Händen
haben. Die Wohnungsnot wird, ebenso wie die Er¬
werbslosigkeit, erst dann wirklich aus der Welt geschafft,
wenn nicht mehr ein Herr Iarres hier als Präsident
fungiert, sondern wenn die Kommunistische Partei
die rote Fahne auch über Deutschland aufgepflanzt hat,
wenn wir, ebenso wie in Rußland, darangehen, ge¬
sunde, einwandfreie Wohnungen zu bauen. (Zuruf
des Abgeordneten Steinbüchel: Wie ist es denn in
Moskau?) Sie rufen „Moskau". Warum gehen Ihnen
denn die besten Herren Architektenlaufen? Sie gehen
hinüber nach Rußland, sie brauchen dort, wie Vaurat
May von Frankfurt, nicht nur kleine Hütten zu bauen.
Man gibt in Rußland nicht nur eine oder zwei Mil¬
lionen aus, wie Sie es hier tun, sondern dort werden
Mittel zur Verfügung gestellt, die wirklich die Woh¬
nungsnot ganz beseitigen, die wirklich den Wert¬
tätigen einwandfreie, gesunde, luftige Wohnungen
schaffen.

Trotz der Unzulänglichkeit der zur Verfügung
stehendenGelder müssen wir nach wie vor darauf be¬
stehen, daß diese Mittel nicht für die Hausagrarier
Verwendung finden, sondern restlos im Wohnungsbau
in eigener Regie verwandt werden. Wir haben hierzu
unsere Gründe. Dutzende von Fällen könnten wir an¬
führen, und unsere Freunde in den Kommunen haben
es zur Genüge getan, wonach aus den Hauszinssteuer¬
mitteln, aus den Zuschüssenvon Provinz und Reich
und aus den anderen Geldern, die zu den Neubauten
zngeschossenwurden, Wohnungen errichtet wurden,
die nachher kein Arbeiter, nicht einmal ein kleiner
Beamter bezahlen tonnte, wie das selbst die Wirt¬
schaftspartei in dem bereits angeführten Sah ihres
Zusatzantrages zugeben mußte.

Gs kommt hinzu, daß gerade in diesem Moment
die Reichsregierung die Mittel, die sie bisher für die
Zwecke des Wohnungsbaues zur Verfügung stellte,
ebenfalls kürzt.
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Zusammengefaßt möchte ich betonen, daß wir die
Politik, die Sie hier betreiben wollen, die billige Geste,
die die Zentrumspartei und die Wirtschaftspartei in
ihren Anträgen zum Ausdruck bringen, in aller
Scharfe vor der Masse draußen brandmarken werden.
Wir werden der Masse zeigen, daß Sie dadurch nur
erneut den Versuchunternehmen, jenen, die Sie in die
ungesunden Wohnungen hineingesetzthaben, Sand in
die Augen zu streuen. (Glocke des Vorsitzenden.)Wir
werden den christlichenArbeitern aufzeigen, daß sie
nur, wenn sie gemeinsam mit den Kommunisten
kämpfen,auch zu gesunden, einwandfreien Wohnungen
gelangen werden.

Vorsitzender vr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hauck.

Abgeordneter Hauck: Herr Abgeordneter Beck hat
sich bemüßigt gefühlt, insbesondere meine Partei¬
genossen in Reichs- und Landtag wegen ihrer Haltung
zur Hauszinssteuer anzugreifen. Ich glaube, daß Herr
Abgeordneter Beck über das, was gerade unsere Ge¬
nossen im Landtag immer wieder beantragt haben, viel
zu wenig unterrichtet ist. (Abgeordneter Renner lacht.)
Herr Abgeordneter Renner, Sie sind auch nicht im
Landtag. Dort ist von uns immer wieder beantragt
worden, daß das Hauszinssteueraufkommenrestlos für
den Wohnungsbau verwendet werden soll. (Abgeord¬
neter Hoffmann: Sehr richtig!)

Das hat mit dem Zentrumsantrage nicht das min¬
deste zn tun. Es ist nichts wie Demagogie, wenn er¬
klärt wird, die Müller-Regierung habe die Gelder des
Hauszinssteuerauftommens für Panzerkreuzer ver¬
wendet. Ich glaube etwas Demagogischeresist noch
nie behauptet worden, denn das wird nie bewiesen
werden können. (Zuruf eines kommunistischenAb¬
geordneten: Es kommt darauf an, was Ihr unter
Demagogie versteht!)

Wenn Herr Abgeordneter Beck hier erklärte, die
Wohnungsverhältnisse in Rußland seien vorbildlich,
so weise ich nur darauf hin, daß viele Rückläufer aus
Rußland gekommen sind und über die erschreckenden
Wohnungsverhältnisse in Rußland Klage geführt
haben. (Abgeordneter Marx: Sehr richtig!) Sie
wohnten in Rußland in miserablen Baracken, die in
einem Zustande waren, wie wir ihn in Deutschland
überhaupt nicht kennen. (Zuruf des Abgeordneten
Nenner: Was bezahlen Sie für derartige Berichte?
Zuruf des Abgeordneten Kolaß: Es ist ja schön, daß
jetzt einmal anständige Wohnungen dort entstehen!)
Die Wohnungsnot in Rußland ist derart groß, daß
Kinder und Frauen auf offener Straße nächtigen
müssen — Verhältnisse, wie wir sie glücklicherweise in
dem Umfange in Deutschlandganz gewiß nicht zu ver¬
zeichnen haben. Wenn Herr Abgeordneter Beck die
Stirn besitzt, hier zu erklären, daß von Deutschland
sich die Architekten nach Rußland drängen, um dort
den Wohnungsbau aufzuziehen, so zeugt das lediglich
von mangelnder eigener Initiative in Rußland.
Uebrigens sind die deutschenVauräte und Architekten
nicht von selbst nach Rußland gegangen, sondern sie
sind durch höchste Angebote dazu angehalten worden,
nach Rußland zu kommen, durch Angebote, die die
deutschen Gehaltsverhältnisse bei weitem übersteigen,
die Sie an dieser Stelle immer und immer wieder
geißeln.

Dem Stlldtbaurat May in Frankfurt haben Sie
l00 000 RM als Gehalt angeboten. Das zeugt doch
davon, daß Sie auf deutsche Hilfe angewiesen sind, um
in Rußland Wohnungsbau betreiben zu tonnen. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Renner: Aber es wird gebaut;
das ist die Hauptsache!) Die russischenZustände als
vorbildlich hinzustellen, ist denn doch Wohl nicht an¬
gängig.

Nun aber etwas anderes. Wir als Sozialdemo¬
kraten können für uns in Anspruch nehmen, daß, so¬
lange Müller an der Regierung gewesen ist, die Mittel
für den Wohnungsbau in außerordentlich reichem
Maße flössen (Zuruf links: Es gehört doch eine Stirn
dazu, das zu sagen!), daß die 40 Millionen aus den
Zollerträgnissen restlos der invalidenversicherten Be¬
völkerung für den Wohnungsbau zugewiesen wurden.
(Abgeordneter Hoffmann: Hört, hört!) Ebenso wurden
den Lllndesversicherungsllnstllltendie Ueberschüsse aus
den Ginkommensteuererträgen überwiesen, die heute
auch leider gestrichensind. (Zuruf des Abgeordneten
Renner: Mit Ihrer Zustimmung!) Ausgehend von
dieser Tatsache möchten wir nur darauf hinweisen,
daß es Aufgabe aller übrigen Instanzen sein muß,
nunmehr helfend einzugreifen; denn gerade die Mittel,
die aus der Landesversicherungsanstalt flössen,können
zum Teil nicht mehr bereitgestellt werden, weil infolge
der außerordentlichen Arbeitslosigkeit in der Landes¬
versicherungsanstaltkein genügendes Aufkommenmehr
vorhanden ist. Es fehlen hier insbesondere die Mil¬
lionen, die aus Zollüberweisungen herrührten, so daß
wir im Jahre 1928 noch sagen konnten, daß allein hier
in der Rheinprovinz 20 Millionen für den Wohnungs¬
bau aus Mitteln der Landesversicherungsanstalt zu
außerordentlich billigen Zinssätzen verwendet werden
konnten. Damit konnte gebaut werden; damit war
der Wohnungsbaumarkt belebt. Es ist aber, nachdem
diese billigen Baumittel fehlen, der Mehrzahl der
Vaulustigen und Wohnungsbedürftigen gar nicht mehr
möglich,Bauten auszuführen, wenn die heute außer¬
ordentlich hohen Zinssähe der Landesbank bezahlt
werden müssen. Das Bedauerliche liegt darin, daß ja
auch nach dem Bericht die Landesbankmittel nur noch
zu 8N Prozent gegeben werden können. Das ist ein
Zinssatz, der im Hinblick darauf, daß die billigen Bau¬
mittel nicht mehr fließen, gar nicht tragbar ist.
Während früher zwischen den hohen Landesbankmitteln
und überhaupt den hohen Zinssätzen auf dem freien
Kapitalmarkt ein Ausgleich mit den billigen Kapi¬
talien erfolgen konnte, ist das heute leider nicht mehr
in dem Umfange möglich, so daß die Bauten zwangs¬
läufig unterbleiben müssen. Wir wissen, daß sehr viele
Gigentzeimbesiher,die bisher gebaut haben und ihr
Eigenheim mit Not und Mühe aufrechterhalten
konnten, heute infolge der großen Arbeitslosigkeit
nicht mehr in der Lage sind, ihr Eigentum zu halten,
eben wegen der hohen Zinssätze, die auf ihnen lasten.
Aus dem Grunde wäre zweifellos auch hier eine Hilfs¬
aktion dringend notwendig, nicht nur aus Mitteln der
Landesbank, sondern allgemein aus Mitteln der
Provinz.

Ich wünsche aber insbesondere, daß hier Mittel
der Landesbank flüssig gemacht werden, wie sie nach
dem Bericht der Landesbank auch für die Landwirt¬
schaft flüssig gemacht worden sind. Ich bin nicht miß¬
günstig darüber, daß den kleinen Landwirten diese
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Hilfsaktion zuteil geworden ist, wonach ihnen im
Jahre 1930 allein 229 346 NM zur Zinsverbilligung
und bisher insgesamt rund 935 00N NM zur Ver¬
fügung gestellt wurden. Wir sind aber der Auffassung,
daß, da doch die Hauptmittel der Landesbant aus
städtischen Aufkommen herrühren, man auch hier der
städtischen wohnungsnotleidenden Bevölkerung in etwa
entgegenkommenmuh, daß also auch ihnen eine ähn¬
liche Zinsverbilligungsattion znteil wird, damit auch
hier ein billiger Zinssatz für den Wohnungsbau an
sich, oder als Zwischentredite zur Verfügung gestellt
werden kann, daß aber darüber hinaus auch in den
Hhpothekensätzcnganz erhebliche Ermäßigungen ein¬
treten mögen, damit eben auf Grund der besonderen
Zinsverbilligungen der notleidenden Arbeiterschaft
und überhaupt der notleidenden Bevölkerung geholfen
werden möge.

Das ist unser Wunsch, und wenn wir in diesem
Jahre den Antrag selbst nicht eingebracht haben, so
deshalb, weil uns immer und immer wieder erklärt
wurde, daß zur Zeit keine Mittel zur Verfügung sind.
Das hindert aber nicht zu sagen, daß wir bisher bzw.
unsere Vertreter, insbesondere in den zuständigen
Kommissionen und Ausschüssen, ständig darauf hin¬
gewiesenhaben, daß diese Verbilligung der Zinsen er¬
folgen möge. Wir haben aber auch insbesondere die
Hoffnung, daß, sobald sich der Wirtschaftsmarkt hebt,
die Landesbant bereit sein wird, über die bisherigen
Mittel in Höhe von 5 Millionen hinaus auch weiter¬
hin Mittel zum Wohnungsbau zur Verfügung zu
stellen. (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Das ist
unbedingt nutwendig!)

Vorsitzender Dr. Zaires: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Knust.

Abgeordneter Dr. Knust: Meine Damen und
Herren! Wir haben vorhin schon betont, daß wir uns
für alle die Etatpositionen einsetzenwerden, die eine
Befruchtung der Wirtschaft herbeiführen. Aus diesem
Grunde tonnen wir uns auch grundsätzlich mit dem
Veschlnßvorschlag einverstanden erklären, den der
Provinzialansschuß zu Drucksache 6 unterbreitet hat.
Wir möchten allerdings bitten nnd haben einen dies¬
bezüglichen Antrag gestellt, daß die Mittel, die dort
vorgesehen sind, etwas anders verteilt werden, als der
Beschlußvorschlages vorsieht. Die Mittel von 10 Mil¬
lionen NM, die dort für Zwischenkredite und erststellige
Hypotheken vorgesehen sind, sollen nämlich nur für
Nenbauwohnungcn ausgegeben werden. Wir sind der
Ansicht, daß heute dringender denn je auch etwas zur
Renovierung und Instandsetzung der Altwohnungen
und des Althllusbesitzesgetan werben muß. Es ist auf
die Dauer unerträglich, daß fiir Altwohuungen nur
60 Prozent dessen gezahlt werden muß, was die Inhaber
von Ncuwohnuugen zahlen, nnd daß für diese von
deren Bewohnern zwei Fünftel mehr angelegt werden
muß, als wenn sie die gleiche Wohnung' in einem Alt-
Hause innehätten.

Die Uandesbank hat ja auch schon früher für Alt¬
bauten Mittel zur Verfügung gestellt, die allerdings
erheblich geringer waren als diejenigen,die für Neubau¬
wohnungen zur Verfügung standen. So sind in den
Jahren 1924—30 von feiten der Landesbant insgesamt
200,4 Millionen für den Wohnungsbau zur Verfügung
gestellt wurden. Für den Althausbesitz und seine
Renovierung war aber in derselben Zeit nur ein

Betrag von 12,6 Millionen vorgesehen. Wir sind der
Meinung, daß unter den heutigen Verhältnissen, wo
Neubauten zu einem erheblichen Teile leerstehen und
zu den Preisen, die auf Grund der Selbstkosten von
den Besitzern dieser Neuhänser verlangt werden müssen,
diese nicht mehr abgesetzt werden können, etwas zur
Ungleichung der Nachfrage nach Neuwohnungcn nnd
Altwohnungen geschehen muß.

Unseres Grachtens ist das nur dadurch möglich, daß
in stärkerem Maße als bisher der Altraum renoviert
wird. Wir beantragen deshalb, daß ein Drittel der
IN Millionen ausschließlich für diese Renovierungen
und Umbauten zur Verfügung gestellt wird.

Noch ein Wort darüber, daß durch die Senkung
der Bautosten, die inzwischen in ganz erheblichem
Umfange eingetreten ist — nämlich in einem Umfange
von 22 Prozent — (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann:
Das wird bestritten!), heute au sich schon dafür gesorgt
ist, daß die Wohnungen, die jetzt neugebaut werden,
wahrscheinlich in stärkeren, Maße abgesetzt werde»
lüuncn, als die zu höheren Preisen erbauten.

Wir möchten daher auch dafür eintreten, daß die
Mittel, die in letzter Zeit von der Landesbant für
Bauzwecke im allgemeinen ausgeschüttet wnrden und
die von 31,13 Millionen im Durchschnitt der Jahre
1924 bis 1929 auf 12,6 Millionen im Jahre 1930 zurück¬
gegangen sind, gerade deshalb, weil der erhebliche
Abschlag der Bautosten in Höhe von 22 Prozent ein¬
getreten ist, in dem Umfange des Durchschnitts der
Jahre 1924 bis 1929 wieder zur Verfügung gestellt
iverden.

Wir möchtenausdrücklich betonen, daß der Abschlag
der Löhne und Gehälter, der in der letzten Zeit ganz
allgemein eingetreten ist, nur dann einen Zweck haben
kann, wenn die Wirtschaft dadurch wirklich eine An¬
kurbelung erfährt. (Zuruf des AbgeordnetenHoffmann:
Die wird sie nicht bekommen!)

Wir sind der Ansicht,daß, wenn nur ein Abschlag
der Löhne und Gehälter eintritt, ohne daß erreicht
werden kann, daß die Produktion dadurch einen Anstoß
erfährt und infolgedessen mehr Arbeiter eingestellt
werden tonnen, das Mittel der Lohnsenkungallerdings
zwecklos angewandt worden ist.

Deshalb richten wir das dringende Ersuchen an die
Landcsbank, nicht dazu überzugehen, die Mittel noch
weiter zu verkürze», sondern sie wieder auf den Stand
zurückzubringen, wie sie in den Jahren 1924—1929
ausgeschüttet wurden. (Bravo! bei der Wirtschafts¬
partei.)

Vorsitzender I»,-. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dörr.

Abgeordneter Dörr: Meine Damen und Herren!
Es ist wirtlich ein starkes Stück, und es gehört schon
eine Portion Mut dazu, um keinen schärferen, un¬
parlamentarischen Ausdruck zu gebrauchen, wenn Sie
von der äußersten Linken sich hierhinstellen und der
Zentrumsfraktion dieses Hauses den Vorwurf machen
»vollen, daß sie nichts für die Wohnungsnot tue. Meine
Damen und Herren von der Linken, Sie haben schon
in der vorigen Session dagegengestimmt,daß 300 000
RM zur Zinsverbilligung für Wohnungen kinder¬
reicher Familien zur Verfiigung gestellt wurden. Ich
habe Ihnen damals gesagt, daß Sie von Ihrem
politischenStandpunkte aus gesehen gar lein Interesse
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daran haben können, diese Familien aus ihrem
Wohnungselend herauszuholen. (Hört, hört! links.)
Deshalb kein Interesse daran haben können, weil Sie
genau wissen, daß in dem Augenblick,wo wir diese
Familien aus dem Elend herausholen, sie die politischen
Beziehungen zu Ihnen aufgeben. (Sehr richtig! im
Zentrum; Widerspruch und Nachen links.)

Es ist außerdem ein sehr starkes Stück, Wenn man
einer anderen Fraktion dieses Hauses den Vorwurf
inachen zu müssen glaubt, daß sie Anträge stelle, die
»ach der finanziellen Seite hin keine bestimmtenVor¬
schläge enthalten. (Zuruf bei den Kommunisten: Die
stehen gut auf dem Papier!) Ja, meine Damen und
Herren von links, Sie haben im Laufe dieser Tage
einen ganzen Packen Anträge gestellt, aber nicht in
einem einzigen Falle den Weg gezeigt, wie wir diese
Anträge finanziell in Ordnung bringen sollen. (Sehr
richtig! beim Zentrum.) Wenn Sie dann zum Schluß,
Herr Kollege Renner, noch den ganzen Etat ablehnen,
dann weiß ich nicht mehr, wo Ihre Konsequenzbleibt.
(Zuruf des Abgeordneten Renner: Es gibt einen sehr
billigen Wog; so sieht er aus. Abgeordneter Renner
macht die Bewegung des Aufknüpfens.)

Noch eins, Herr Kollege Renner. Sie geben doch
au, besonders wenn Sie sich an die Vertreter der
christlichenArbeiterschaft wenden, die Vertretung der
arbeitenden Bevölkerung zu sein. Ich darf Ihnen
sagen, daß uuter den kinderreichenFamilien, die in
diesem Jahre die Zinszuschüssc bekommen haben, wieder
<>8 Prozent Arbeiterfamilien waren. (Zuruf des
Abgeordneten Renner: Das ist sehr gut zu verstehen!)
Die kinderreichen Familien der Rheinproviuz wissen
sehr wohl, wo diejenigen sitzen, die für ihre Interessen
eintreten. (Abgeordneter Renner: Ja, ja!)

Ich möchte übrigens in dem Zusammenhang der
Provinzialverwaltuug noch herzlichst dafür danken,daß
es unter Berücksichtigungder Finanzlage der Provinz
möglich gewesen ist, auch in diesem Jahre wieder
W0 0U0 RM zur Verbilligimg vou Wohnungen kinder¬
reicher Familien in den Etat einzusehen. Ueber
2M0 Familien haben auch in diesem Jahre Wieder diese
Zuschüsse bekommen. Wir, die wir draußen an Ort und
Stelle die segensreiche Wirkung dieser Maßnahme
sehen, wissen sehr wohl, um was es sich hier handelt,
und freuen uns, daß es trotz der finanziellen Schwierig¬
keiten möglich war, diesen Posten wieder in den Etat
einzusetzen. Der Sprecher meiner Fraktion, Herr
Landrat ll?. Boden, hat bereits in seiner Etatsrede
mit Nachdruck betont, daß wir auf dem Gebiete etwas
gutzumachen haben, und Wir bilden uns ein — als
eine Partei, die auf dem Boden der christlichen Welt¬
anschauung steht, und im Hinblickdarauf, daß es sich
hier um die Erhaltung der Familie handelt —, erst
recht ein lebhaftes Interesse daran zn haben, wie
bisher so auch in Zukunft dieser Frage die Beachtung
zu schenken, die ihr im Zeitalter des katastrophalen
Geburtenrückganges zukommt. (Heiterkeit links; Ab¬
geordneter Renner: Ach, so!)

Ein Wort zu dem Antrag der Fraktion. Die volks¬
wirtschaftliche Bedeutung des Baugewerbes ist allgemein
bekannt; darüber brauche ich in diesem Zusammenhange
nichts zu sagen. Es ist außerordentlich erfreulich, daß
die Landesbank auf diesem Gebiete dadurch hilft, daß sie
Gelder für den Wohnungsbau zur Verfügung stellt.

Aber die Sache tanu doch nur dann praktischenSinn
haben, wenn die Zinssätze fiir die Hypotheken sich in
einer Höhe bewegen, daß die Mieten für die Wohnungen
draußen uuu auch in ein Verhältnis gebracht werden,
das dem Einkommen der breiten Massen entspricht. Da
liegen die Dinge praktisch so, daß die Ziussätze der
Landesbank — nicht allein dieser, sondern auch der
städtischen uud Kreisspnrtassen^ noch eine Höhe haben,
die zweifellos wesentlichdazu beitragen muß, daß die
Mieten zu hoch siud. Der Antrag will da nichts
anderes, als daß nun Proviuzialausschuß und Ver¬
waltungsrat der Landcsbank in eine ernstliche Prüfung
eintreten mögen ^ ich betone das Wort ernstlich mit
allem Nachdruck, denn wir haben derartige Anträge im
Laufe der Jahre wiederholt gehabt ^, inwieweit es
möglich ist, entweder das eine oder das andere dessen
zu tun, was hier in dem Antrag zum Ausdruck
gebracht ist.

Es war mir außcrordeutlich iutercssaut, vor einige»
Monaten im Heimatdienst einen Artikel des gegen¬
wärtigen ReichsbankpräsidentenLuther zu lesen, worin
er ebenfalls auf diese Zusammeuhäuge hinwies und
auch zum Ausdruck brachte, daß die hohen Zinssätze
der öffentlich-rechtlichenKreditinstitute heute volks¬
wirtschaftlich jedenfalls nicht mehr tragbar seien.
Deshalb will der Antrag nichts anderes, als an die
zuständigennnd VerantwortlichenStellen die Bitte und
dringende Mahnung richten, in Erwägung zu ziehen,
inwieweit hier eine Aenderung im Interesse des Klein-
Wohnungsbaues Platz greifen tanu, den wir doch alle
gerade in der fetzigen Zeit so außerordentlich dringend
fördern wollen. Die Zcntrnmsfraktiun dieses Hauses
wird auf dem beschrittenen Wege weiter fahren zum
Segen unseres gesamten Volkes. (Bravo! beim
Zentrum.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter TcrboUen.

Abgeordneter Terboven: Meine Damen uud
Herren! Ich habe lein rechtes Verständnis für die
Entrüstung, mit der der Redner der Zentrumsfraktion
sich gegen die Linke wendet, gegen die Linke, die dem
Zentrum hier vorwirft, eine Politik der Heuchelei im
Kleinwohnungsban zu betreiben.

Vorsitzender Dr. Iarres (unterbrechend): Der
Vorwurf ist uicht erhoben wurden; ich würde ihn sonst
gerügt haben.

Abgeordneter Terboven (fortfahrend): Der
Vorwurf ist sinngemäß erhoben worden; also schiebe
ich das Wort sinngemäß ein, ich nehme an, daß das
stimmt. (Inruf des Abgeordneten Stciubüchel: Uusinn-
gemäß!) Es wäre doch richtiger gewesen,wenn dabei
nicht der Sammelausdruck „links" gebraucht worden
wäre, sondern wenn der Zentrumsvertreter gesagt
hätte: die Herren von der Sozialdemokratie nnd die
Kommunisten; denn dann wäre eines endlich auch hier
klar geworden: daß Sie (zu deu Kommunisten) doch
genau so Schuld haben an den heutigen Zuständen
wie die Herren von der Suzialdemokratie. Wenn Sie
hier den Kleinwohnungsbau behandeln, so tonnen Sie
doch diese Frage nicht einfach ans dem gesamten riesen¬
haften wirtschaftlichen Zusammenbruchheraushebe» und
behaupten: Diesen Kleinwohnuugsbau können wir
fördern, obschon die gesamte wirtschaftlicheLage eiue
rückgängige Konjunktur zeigt! Sie find gemeinsam
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mit den Herren von der Linken, gegen die Sie sich eben
, glaubten verteidigen zu müssen, dafür verantwortlich,

daß, wenn hier überhaupt noch irgendwo Not gelindert
wird, man die Mittel zu dieser Linderung irgendwo
anders fortnehmen muß, so daß man wieder neue Not¬
quellen aufmacht.(Abgeordneter Simon: Sehr richtig!)
Stellen Sie doch auch Ihrerseits endlich fest, was der
Landeshauptmann in seiner Rede so klar zum Ausdruck
gebracht hat. Er nennt es: „Wir haben uns alle
geirrt!" Es ist ja heute in der Regierungspolitit
überhaupt Mode geworden, dem deutschenVolte, das
man 10 Jahre lang belogen hat, freimütig zu erklären:
In, wir haben uns geirrt! (Zuruf des Abgeordneten
Simon: Herr Präsident, das kommt Ihnen Wohl
lächerlich vor?) Aber nicht einmal jetzt wagt man, den
Irrtum einzugestehenund zu sagen: „Wir haben Gnch
1U Jahre lang erzählt, Ihr müßt Anleihe- und Tribut-
Politik treiben; das war unser Irrtum", oder dem
deutschen Volte die Wahrheit zu gestehen und zu sagen:
„Wenn wir diese Politik der Tribute und der Anleihen
weitertreiben, sind wir nicht in der Lage, auch nur die
geringsten Fürsorgemaßuahmeu zu treffen." Darum ist
der Vorwnrf — nicht der Heuchelei, das ist in un-
parlamentarisch —, aber der sinngemäße Vorwnrf der
Linken, daß> das nur Sand in die Angcn der Wähler¬
schaft bedeutet und daß es gar nicht ernst gemeint ist,
was hier von der Zentrumspartei vorgebracht wird,
durchaus berechtigt. Nur siud die Herren Marxisten
nicht diejenigen, die das Recht haben, den Vorwurf zu
erheben, weil sie ja selbst zu 100 Prozent mit in dieser
unsinnigen Gebarung driusitzen. (Zuruf links: Das 'st
Erfindung!) Ihr müßt lauter schreien, wenn ich Gnch
verstehensoll.

Wenn der sozialdemotratische Redner sich im
Rahmen dieser Besprechung gegen den Kommunisten
wandte, die Zustäudc iu Sowjetrußlaud aufzeigte» und
meinte, unter der Regierung Müller wäre es doch
besser gewesen,denn sie hätte doch sehr viel getan, so
kann ich nur eines sagen: über die Verhältnisse iu
Rußlaud mögen sich die Herren Marxisten unterein¬
ander prügeln, aber daß wir heute uoch kein Sowjet-
Deutschlaud haben, das ist weiß Gott lein Verdienst
der Sozillldcmokratie (Zuruf des Abgeordneten Hnuck:
Euer Verdienst!); die hätte alles dazu getn», sondern
das ist ausschließlichesVerdienst des gesunden Sinnes
im deutschen Volke, das bestialisch-asiatischeKultur¬
schandmethoden ablehnt. (Zuruf des Abgeordneten
Hauck: Die hat Herr Ley mit nach Hause genommen.)
Daran werden Sie sich gewöhnen müssen. Auch Sie,
die Sie sich heute Suzialdemokratic schimpfen,hatten
ja einmal in Rußland Ihren Vorgänger, und das Erbe
dieses Vorgängers hat heute Herr Staliu angetreten,
Stände das deutsche Volk auf dem niedrigen Niveau,
auf dem das russische steht, dau» wäre Ihre Erbschaft
durch die Herren dahinten (zu den Kommunisten
gewandt) längst angetreten worden. (Abgeordneter
Simon: Sehr richtig! Zuruf des AbgeordnetenRenner:
Arroganter Junge! VorsitzenderDi. Zaires: Herr
Abgeordneter Renner, ich rufe Sie zur Ordnung!)
Wenn man also zu diesen Fragen wirklich ohrlich
Stellung nehmen will, dann muß man an die Grund¬
lagen unseres wirtschaftlichen Niederganges Herangehen,
und wir erklären: Solange man die rein negative
Feststellung,daß mau sich in den letzten Jahren in der

politischen und wirtschaftlichen Gebarung geirrt hat,
nicht in eine positive umwandelt, solange man nicht
feststellt, daß endlich einmal Schluß gemacht werden
muß mit dem Tributwahnsinn und der Anlcihepulitit
— daß, solange das nicht erfolgt, das Geschwätz über
derartige Punkte wirklich nichts ist als leergebroschenes
Stroh.

Wir Nationalsozialisten stellen fest, daß sich im
Rahmen dieses Systems, das sich auch jetzt gar nicht
gewillt zeigt, eine grundlegende Aenderung vor¬
zunehmen,eine tatsächliche fürsorglicheKlcinwohnungs-
bauarbeit nicht durchführen läßt. Wir kennen das
System, einmal die Landwirtschaft zu Pressen nnd der
städtischen Bevölkerung etwas Luft zu lassen und dann
auf Kosten der städtischenBevölkerung der Landwirt¬
schaft etwas mehr Luft zu lassen. Sie haben jetzt an
sich keine wirtschaftlicheMöglichkeiten mehr, wirkliche
soziale Fürsorge zu betreiben. Infolgedessen lehnen
wir den Antrag des Zentrums ab, weil wir uns nicht
mitschuldigmachen wollen an einem derartigen Sand-
in-die-Augen-streuen. Wir glauben nicht daran, daß
das Zentrum wirtlich gewillt ist, in dem vorgeschlagenen
Sinne zu arbeiten, weil es gemeinsam mit der Sozial¬
demokratie die hauptveillntwortliche Partei dafür ist,
daß das wirtschaftlicheElend es uns heute nicht er¬
möglicht, die ausgeplünderten nnd ausgebeuteten
Massen in einigermaßen anständige Lebensverhältnisse
hineinzubringen. (Zuruf des Abgeordneten Hauck: Die
waren Eure ideologischen Vorgänger!) Wer sind denn
unsere ideologische» Vorgänger? (Zuruf des Abgeord¬
nete« Hoffmann: Wilhelm der Letzte usw.!) Wenn
Sie schon Zwischenrufemachen, müssen sie einen Sinn
haben. ^ Wir stellen also fest, daß wir den Zentrums-
antrag nicht etwa deshalb ablehnen, weil wir nicht
gewillt sind, auch im Rahmen des heutigen Systems
noch herauszuholen, was herauszuholen ist, sondern
wir lohnen ihn ab, weil wir der Ueberzeugung sind
nnd das dokumentierenwollen, daß mit dieser ständigen
Einbringung von Anträgen, die ja auch im vorigen
Jahre hier vorgelegen haben, nicht nur nichts geschaffen
wird, sondern im Gegenteil die Bewohnerschaft des
Rheinlandes nur noch Weiler über die bestehenden
Zustände hinweggetäuscht werden soll.

Vorsitzender Dr. Iarres: Weiter« Wortmel¬
dungen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstim¬
mung. Ich schlage vor, daß wir zunächst über die
Vorlagen auf Drucksache Nr. 8, 113 un,d 119 abstim¬
men. Ich bitte dieienigen, die für den Antrag des
1 und IV. Fachausschussessind sich zu erheben. Das
ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Dann komme ich zu Pnnkt 8 und bitte die¬
jenigen, ,die für unveränderte Annahme im Sinne des
Vorschlages des Fachausschussessind, sich zu erheben.
Auch das >ist die Mehrheit. Die beiden Punkte sind
erledigt.

Wir hätten nun die Punkte 9 bis einschließ¬
lich 11 zu behandeln. Berichterstatter zu allen bvei
Punkten ist Herr Abgeordneter Ebevle.

Abgeordneter Eberle: Meine Damen und
Herren! Gegen die vorliegenden Haushaltspläne der
Provins'ial-Feuerversicherungsanstlllt sowohl wie der
Prottünzilll-Lebensversicherunasanstalt sind jim Aus¬
schuß keine Einwendungen erhoben worden; es Wirt»
Ihnen unveränderte Annahme vorgeschlagen.
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Zu dem Haushaltsplan der Provimial-Feuerver-
sicherungsanstalt sind in Verbindung «damit zwei An¬
träge eingegangen, die der «Beratung im I. Fachaus¬
schuß unterstanden haben: «der Antrag 43 der SPD.
und der Antrug 45 des Zentrums. Beide Anträge
sielen darauf hin, daß das bisherige Verhältnis der
Provinzilll-Feuevuersicherunasllnstalt zu den Bürger¬
meistern, die mit den Geschäftender Feuerversicherung
in ihren Gemeinden betraut gewesen sind, einer Aende¬
rung unterzogen werden soll. Die Anträge gehen
letzten Endes auch darauf hinaus, daß nicht jetzt schon
hier im Provinziallandtag eine endgültige Entschei¬
dung getroffen werden soll, sondern daß die Ange¬
legenheit vom Veuwaltungsrat der Provinzilll-Fouer-
versicherungsanstalt geprüft und, wie der I. Fachaus¬
schuß ausdrücklich beschlossen hat, mit der Maßgabe
berücksichtigt werden soll, daß dem nächsten Provinzinl-
lanidtag über das Veranlaßte Bericht zu erstatten ist.
Sie sehen also, daß dem Verwaltungsrat der Pro-
Vinzial-Feneruersicheuungsanstaltdoch in einer ziemlich
deutlichen Weise eine bestimmte Aufgabe zugewiesen
worden ist, über deren Praktische Durchführung dann
im nächsten Provinziallandtag berichtet werden muß.

Die Verhältnisse bei der Provinzial-Iebensuer-
siüierungsanstlllt — daraus möchte ich doch mit
einigen Worten eingehen — die ja weit später
als die Feuerversicherung von der Provinz ge¬
gründet worden ist, haben sich im Lause der
Jahre in einer Weise entwickelt, wie man es bei
der Gründung der Anstalt wohl kaum vorausgesehen
halben wird. Dazu einige Zahlen. Im Jahre 1924
betrug die Zahl der Versicherungsfälle2033, im Jahre
1930 dagegen schon 27 5^6. Die Einnahmen, die aus
Beiträgen erzielt wurden, betrugen 1924 437 748 RM
und im Jahre 1930 rund 4 Millionen. Es ist aber,
wie mir der Herr Generaldirektor mitgeteilt hat, dabei
zu beachten,daß diese Entwicklung in der Hauptsache
auch ,daraüf zurückzuführenist, daß in stärkeremMaße
auch die Kleinversicherungbei der Lebensversicherung
der Provinz in Anspruch genommen worden ist. Das
ist an sich jedenfalls zu begrüßen.

Diese Entwicklung der Lebensversicherungsanstalt
sowohlwie die Entwicklung,die die Provinzial-Feuer¬
versicherung im Laufe der Jahre genommen hat, ist
eng verbunden mit dem Namen des Mannes, für den
jetzt die Zeit gekommen ist, von der Leitung dieser
beiden großen Anstalten zu scheiden.Es wird einem be¬
rufeneren Munde vorbehalten bleiben müssen, die Ar¬
beiten, die von Herrn Generaldirektor Wams im
Laufe ^langer Jahre der Provinz geleistet worden sind,
zu würdigen. (Lebhafter Beifall bei der Mehrheit
des Hauses.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete Renner.

Albgeordneter Renner: Meine Damen und
Herren! Entgegen dem Antrage des I. Fachaus¬
schusses lehnen wir Kommunisten die Kapitel 72 und
77 des ordentlichen Haushaltes für 1931 ab.

Gestatten Sie mir noch einige Worte zu dem An¬
trage der SPD., in dem eine Aenderung des 8 4 der
Satzung der Provinzial-Zeuerversicherungsanstalt ge¬
fordert wird. Diesen Dingen liegt folgendes zugrunde:
Nach einer Kabinettsordre, wie man gestern im Aus¬
schuß sagte, aus Anno Tobak, besteht mit den Bürger¬

meistern und Oberbürgermeistern die Regelung, daß
sie von den Feuerversicherungsabschlüssen,die im Ge¬
biet ihrer Kommune getätigt werden und «von den
laufenden Prämien einen Betrag von 6 Prozent er¬
halten. Diese Gelder gehen nun bei einem Teil
der Bürgermeister und Oberbürgermeister in die
Stadtkasse, bei einem anderen Teil sind sie pensions-
bcrechtigter Anteil des Gehalts der betreffenden
Herren, wieder bei einem anderen Teil gehen sie ohne
jede Kontrolle durch die Stadtverwaltung in die
Tasche der betreffenden Bürgermeister und Oberbür¬
germeister. In «der heutigen Notzeit scheint es un¬
erträglich, daß mittels dieser Bestimmung des H4 der
Aersicherungsordnung gewissen Bürgermeistern und
Oberbürgermeistern noch Nebeneinnahmen zugeschanzt
werden, die nicht kontrolliert werden können, nament¬
lich wenn man die bisher schon unerträglich hohen
Gehälter der Herren berücksichtigt.

In der Praxis hat sich nun noch folgendes heraus¬
gestellt: In den Städten — ich denke z. N. an Essen
—, die in den letzten Monaten oder Jahren eine Ein¬
gemeindung erlebt haben, besteht folgender Zustand:
In einem Teil der eingemeindeten Orte bekommen
die Bürgermeister, die heute znm Teil herumlaufen,
ohne etwas zu tun, die zum Teil als «Beigeordnete
übernommen «worden sind, auf Grund des 8 4 nach
wie !vor die 6 Prozent. Der Herr Oberbürgermeister
der Stadt Essen führt, «wenn «das wahr ist, was er
öffentlich festgestellt hat, — ich habe in diesem Falle
keinen Anlaß, «das zu bezweifeln — diese 6 Prozent
an die Stadtkasse ab. Trotzdem aber trat in Essen vor
kurzem folgender Fall in die Erscheinung: Gin Ien-
trumsstadtverordneter, er mußte im Verlaufe dieser
Affäre sein Amt als «Stadtverordneter auf leisen Druck
der Fraktion liquidieren, der den an sich sehr anstän¬
digen Beruf eines Lebensmittelhändlers ausübte, hat
in der Stadt «Essen, für die auch dieser Vertrag mit
der Feuerversicherungsanstalt besteht, aus den Ab¬
schlüssen, die die Stadtverwaltung Essen mit der
Feuerversicherungsanstalt getätigt «hat, die Prozente
bezogen. Es ist also nicht so gewesen, daß die Stndt-
lasse selbst den Vorteil eingesteckthat, sondern man hat
«diesem am Abschluß der Versicherung völlig unbetei¬
ligten Zentrumsmllnn den Anteil zugeschustert. Daß
dieser Herr — nebenbei bemerkt — aus seiner Funktion
als Stadtverordneter allerhand Nebenverdienst be¬
zogen hat, daß er z. N. vom Oel, vom Straßenbahn-
materilll bis zum Klosettdeckel alles Mögliche geliefert
hat, nur keine Lebensmittel, das sei nur nebenher
festgestellt.

Deshalb sind wir der Auffassung, daß der Beschluß
des Ausschussesnicht ausreicht. Es ist unerhört, daß
nmn dem Provinziallandtag zumutet, bis zum nächsten
Jahre zu warten, ob der Verwaltungsrat der Anstalt
in dieser Frage etwas Grundlegendes zu tun gedenkt.
Wir sind der Meinung, daß in diesem Punkte unver¬
züglich Remedur geschaffen«werden muß, und stellen
deshalb den Antrag, daß den, Provinziallandtag eine
Ausstellung «vorgelegt wird, aus der zu ersehen ist,
wieviel jeder einzelne Bürgermeister oder Oberbürger¬
meister der Rheinprovinz gemäß den Nestimmungen
des § 4 der Satzung «jährlich bezieht. Darüber hin¬
aus fordern wir, daß in dieser Sitzung bereits dem
heutigen Zustande durch Ablehnung des 8 4 ein Ende
gemachtwird.
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Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Steinbüchel.

Abgeordneter Stein buchet: M>eine Damen
uni> Herren! Es ist im allgemeinen nicht üblich, baß
Parteien Anträge einer anderen Partei begründen.
Trotzdomwill ich darauf noch mit einigen Worten zu¬
rückkommen. (Zuruf des Abgeordneten Renner: Sie
haben ihn ja im Ausschuß zurückgezogen!) Der An¬
trag ist nicht zurückgezogen worden. (Erneuter Zuruf
des Abgeordneten Renner,) Herr Renner, Sie müssen
sich idas Statut ansehen, dann werden Sie finden,
daß es nur durch »den Provinziallandtag abgeändert
werden kann. Es ist also nach Maßgabe der Bestim-
muuge» unmöglich, das Statut etwa schon in der
jetzigen Sitzungsperiode abzuändern; denn der Ver¬
waltungsrat muß das Statut erst umarbeiten, und
dann kann der Provinziallandtag idazu Stellung
nehmen.

Im übrigen möchte ich dazu folgendes sagen: Schon
seit vielen Jahren ^ kurz nach dem Kriege — sind
mehrfach Versuche gemacht worden, diese vollkommen
überlebten Bestimmungen, nach denen 6 Prozent der
Einnahmen an die Gemeinden gehen, abzuändern.
Mehr und mehr haben sich aber Schwierigkeiten er¬
geben, und heute sieht wohl auch die Verwaltung ein,
sowohl die Provinzialverwaltung als die General-
direltion der Feuerversicherung, daß diese Bestim¬
mungen nicht mehr haltbar sind und unbedingt ab¬
geändert werden müssen.

Die Einnahme aus der Mobiliarversicherung der
Feuerversicherungsanstalt beträgt ungefähr 8 Mil¬
lionen RM. Ziehen Sie davon die 6 Prozent ab, so
werden Sie 'finden, daß insgesamt 480 000 RM für
nichts und wieder nichts den Gemeindekassen— teil¬
weise den Kassen, teilweise den Bürgermeistern per¬
sönlich — übergeben werden. Wir sind der festen
Ueberzeugung, daß hier unbedingt gespart werden
kann. Der Betrag kann auf 4 Prozent, eventuell auf
noch weniger ermäßigt werden. Besonders wäre dann
die Feuerversicherungsprämie weiter zu ermäßigen.
Wir halten das für durchausrichtig; denn die Prämien,
selbst wenn sie in der letzten Zeit ermäßigt worden
sind, tonnen noch weiter ermäßigt werden. Das liegt
ganz im Sinne eines Preisabbaues, eines Abbaues
der Steuern, Gebühren usw.

Hinzu kommt noch folgendes: Das Statut der
Feuerversicherungsanstalt enthält die Bestimmung,
daß die umstrittenen 6 Prozent nicht der Gemeinde¬
tasse abgeliefert werden, sondern daß sie an den Bür¬
germeister persönlich gehen. Auf Grund der Be¬
stimmungen wird sogar verlangt, daß nur die Quit¬
tung des Bürgermeisters für die Generaldirektion
Gültigkeit hat. Nun ist aber folgendes dazu zu be¬
merken: Im Jahre 1868 etwa ist die Bestimmung
vielleicht noch einigermaßen vertretbar gewesen, t>a
sie eingeführt wurde, weil nur kleine Gemeinden vor¬
handen waren und der Bürgermeister sich persönlich
um diese Dinge kümmerte. In dem Maße aber, wie
die industrielle Entwicklung fortschritt, wurden diese
Arbeiten von der Verwaltung übernommen; der
Bürgernleister schied dabei vollkommen aus. Dieser
Zustand hat sich nun jahrzehntelang bis heute durch¬
geschleppt, und die Gebühren wenden nach wie vor
an den Bürgermeister abgeführt. Diejenigen Bürger¬

meister, die anständig sind, führen den Betrag frei¬
willig an die Gemeindekasseab und sagen: „Gelder,
die bei mir eingehen, auf die ich aber keinen Anspruch
habe, weil ich keine Arbeit leiste, gebe ich der Kasse,
die es verdient, nämüich der Gemeindetasse." Das
wird in kleineren, mittleren und großen Gemeinden
in den meisten Füllen genmcht. Es gibt aber auch
große Gemeinden, wo es sich um Summen von 5-, 6-,
7-, 8000 RM handelt; mir ist sogar in einem Falle
die Summe von 15—17 000 RM genannt worden, wo
der betreffende Oberbürgermeister die Gelder nach
wie vor für sich in Anspruch nimmt.

Meine Damen und Herren! Diese Zustände sind
tatsächlichvollkommen veraltet und tonnen in keiner
Weise mehr aufrecht erhalten werden. Hinzu kommt
ja die Tatsache, daß in großen Gemeinden die Ge¬
meindeverwaltung überhaupt nicht mehr an der Ein¬
ziehung oder Bearbeitung der «Anträge beteiligt ist,
daß vielmehr in großen Städten wie Essen, Köln,
Düsseldorf besondere Bezirksvertretungen bestehen,
welche die büromäßige Bearbeitung all dieser Anträge
durchführen, so daß die Gemeindeverwaltung von den
Abschlüssen auch nicht das geringste erfährt. Hier ist
also ein doppelter Grund vorhanden, das Statut in
dem Sinne abzuändern, daß, soweit überhaupt noch
die Rechtfertigung besteht, Gebühren zu zahlen, diese
Gebühren nicht persönlich, sondern an die Gemeinde-
lassen abzuführen sind. Eine Ausnahme, und dar¬
über ist schon gesprochen worden, tonnte vielleicht
in den allertleinsten Gemeinden, sagen wir in der
Eifel oder ähnlichen Gegenden gemacht werden, wo
der Bürgermeister wirtlich noch die Funktion eines
Agenten hat. Im übrigen aber ist das Statut über¬
holt, und wir bitten dringend, uns in der nächsten
Session eine Abänderung vorzulegen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Sietmeier.

Abgeordneter Siekmeier: Meine Damen und
Herren! Es ist ein ungeheuerlicher und unhaltbarer
Zustand, daß den Herren Bürgermeistern und Ober¬
bürgermeistern im Bezirk der Provinzial-Feuerversiche-
rungsanstalt Beträge nachgeworfen werden, die nach
den Auskünften im gestrigen Fachausschuß bis zu
16U0U RM im Jahre betragen. Bedenken Sie: eine
solche Reineinnahme tonnen Leute erhalten, die
ungeheuere Gehälter beziehen. Einem Arbeitslosen
dagegen, der Beträge von kaum mehr als 10 RM be¬
zieht, wird schon ein Betrag, der wenige Mark erreicht,
auf seiue Unterstützung angerechnet.Wir haben außer¬
dem den Eindruck, daß diese Entlohnung, die die
Herren Bürgermeister und Oberbürgermeister er¬
halten, keine Entlohnung für geleistete Arbeit, zum
mindesten nicht für geleistete Ueberarbeit ist, wie es
doch aus der Nebeneinnahme begründet werden müßte.

Wenn gesagt wird, daß diese Beträge vielerorts i»
das Gehalt der Kommunalleitcr eingerechnet und
sogar pensionsberechtigtwären, so liegt darin ja noch
eine viel größere Ungerechtigkeit,denn damit steht ja
eindeutig fest, daß auch dann, wenn sicherlichnicht
mehr für die Provinzial-Feucrversicherungsanstalt ge¬
arbeitet wird, den betreffenden Herren noch Beträge
aus der Versicherungsanstalt zufließen. Es ist doch
wirklich nicht so, daß die Gehälter der Herren Kom¬
munalleiter derartig bemessen find, daß sie dieser
Nebeneinnahme noch bedürfen.
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Wir sind aber der Ansicht, daß die Provinzial-
Feueiversicherungsanstalt den Gebieten, aus denen sie
ihre Versicherungsnehmerherbekommt,auch Anteil an
ihrem Gewinn geben soll, und darum stellen wir den
Antrag, daß der Provinziallandtag beschließenmöge,
baß die bisher den Bürgermeistern zugeflossenen
6 Prozent in Zukunft den Gemeinden als Ginnahmen
zufließen sollen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor. Wir kommenzur Abstimmung. Ich
bitte diejenigen, die dem Antrage des Ausschusseszu
den laufenden Nr. 9 bis 11 der Tagesordnung ent¬
sprechen wollen, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit.
Es ist so beschlossen.

Wir kommen zu Puukt 12 und 13. Bericht¬
erstatter ist Herr Dr, Hartmann.

Abgeordneter Dr. Hartmann: Meine sehr ver¬
ehrten Damen und Herren! Bevor ich mich der Wahl
zuwende, darf ich Wohl Ihrer Zustimmung gewiß seiu,
wenn ich dem scheidenden, verdienstvollen General¬
direktor der Feuersozietät herzliche Abschiedsworte
widme. (Zustimmung.)

Fast vier Jahrzehnte hat Herr Adams in Treue
und Hingabe und mit großem Erfolge in den verschie¬
densten Ressorts der Provinzialverwaltung gedient.
Schon im Jahre 19U7 wurde er dank seiner Tüchtigkeit
und seiner besonderenBefähigung für organisatorische
Fragen als Stellvertreter des Herrn Landeshaupt¬
manns berufen. Die Erwartungen, die der Provinzial¬
landtag an seine Wahl zum Generaldirektor der Fcuer-
veusicherungsnnstult im Jahre 1918 geknüpft Hut.
sind voll und ganz in Erfüllung gegangen. Unter
seiner zielbewußten und geschäftskundigen Leitung
hat die Fouerversicherungsanstalt trotz der schwie¬
rigen, oft krisenhaften Zeiten einen glänzenden Auf¬
schwung genommen. Das beweiseneinige Zahlen, vor
allen Dingen die Steigerung der Versicherungssumme
von 8,8 Milliarden auf 14.8 Milliarden während seiner
Amtszeit; und vielleicht noch treffender das Wachsen
der Zahl der Versicherten von 753 UU« auf 913 NUN.

Der Dank, den das Hohe Haus ihm schuldet, wird
um so herzlicher sein, als wir alle ein großes Ver¬
trauen, große Wertschätzungund Sympathie nicht nur
dem Generaldirektor, sondern auch dem Menschen
Adams entgegengebracht haben. (Beifall.) Deshalb
darf ich Wohl mit dem herzlichen Dank auch gute
Wünscheverbinden. Ich hoffe, daß dem hohen Hause
die Mitarbeit des Scheidenden noch lange erhalten
bleibt, daß ihm aber persönlich vor allem ein recht
langes und freudevolles ntium eum <li^nit,llw beschieden
ist. (Lebhaftes Bravo!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn
ich jetzt zu dem Vorschlagefür die Wiederbesehungder
Stelle komme, so darf ich vorausschicken, daß der Aus¬
schuß Ihnen mit Mehrheit vorschlägt, dem Vorschlage
sowohl des Verwaltungsrates der Feuerversicherungs-
anstalt als auch des Provinzinlausschusses bei¬
zutreten und den Herrn Ersten Landesrat Müller
zum Goneraldireltor der Fouervevsicherungsanstaltzu
wählen. Ich darf bemerken, daß Herr Landesrat
Müller uns allen schon ein alter guter Bekannter ist.
Er hat schon seit dem Jahre 1904 der Provinzialver¬
waltung an den verschiedensten Stellen große Dienste
geleistet, und im Jahre 1916 wurde er durch das Hohe

Haus zum Stellvertreter des Herrn Landeshaupt¬
manns bestellt. Ich bin gewiß, daß Herr Landesrat
Müller, so, wie er auf seinem bisherigen Posten seinen
Mann gestanden hat, das auch auf dem neuen Pusten
tun wird. Nicht allein die Erfahrungen, die wir mit
Herrn Adams gemacht haben, ermutigen dazu, seinen
würdigen Nachfolger in der Stellvertretung des
Herrn Landeshauptmanns zu bestellen, sondern die
Mehrheit des Ausschusseswar auch der Auffassung,
daß Herr Landesrat Müller alle erforderlichen Quali¬
täten — wie Weitblick,Klugheit, Tatkraft, und vor
allem Verständnis für geschäftliche Dinge besitzt, so
daß man ihm die Leitung dieses großen, finanziell und
wirtschaftlichbedeutenden Unternehmens der Provinz
anvertrauen darf.

Wenn in den verschiedenenDenkschriften,die uns
hier vorliegen, und auch in den Anträgen der Wunsch
zum Ausdruck kommt, doch einen Fachmann zu
wählen, so haben wir die Freude, in Herrn Landesrat
Müller einen solchen technisch vorgebildeten Mann zu
finden. Er hat nicht nur Versicherungswesenstudiert,
sondern auch die Prüfung, die die anderen zu der Be¬
zeichnung als Fachleute berechtigt, abgelegt, und zwar
mit dem Prädikat „Eins". Außerdem ist Herr Landes¬
rat Müller in den Jahren 1918—1924 Justitiar der
Feuerversicherung und Lebensversicherung gewesen
und hat ständig an den Sitzungen dieser Anstalten
teilgenommen, so daß man Wohl sagen kann, daß ihm
neben der technischen Ausbildung auch genügend Prak¬
tische Erfahrungen zur Seite stehen. Aus diesem Grunde
ist auch von einer Ausschreibung der Stelle abgesehen
worden, und es wird der Vorschlaggemacht, von dieser
Ausschreibung überhaupt abzusehen. Bei Herrn
Müller wissen wir, was wir haben, was wir aber bei
einer Ausschreibung bekommenwürden, ist immerhin
fraglich. (Sehr richtig! in der Mitte.) Ferner spricht
gegen eine Ausschreibung auch die Ersparnis, die in¬
direkt durch die Berufung des Herrn Müller eintreten
wird. Die Stelle des Herrn Müller wird durch
einen der Herren Landesräte ersetzt werden, dessen
Stelle dann aber vakant bleibt, so daß diese Stelle tat¬
sächlich nicht wieder zur Besetzung kommt.

Diese Gründe haben auch den I. Fachausschußüber¬
zeugt, daß von einer Ausschreibung der Stelle ab¬
gesehenwerden möchte.

Die Gehaltsbezüge, die Herrn Landesrat Müller
zustehen würden, sind dieselben, wie sie bisher der
scheidende Herr Landesrat Adams erhalten hat, näm¬
lich 26 000 RM und Dienstwohnung. Der Ausschuß
hat gegenüber der Bemängelung dieses Gehalts darauf
hingewiesen,daß, wenn eine allgemeine Reduktion der
Beamtengehälter eintritt, selbstverständlichauch dieses
Gehalt gekürzt werden soll, daß er aber kein Verständ¬
nis dafür aufbringen kann, an einer Stelle ohne
jeden Grund eine besondere Kürzung vorzunehmen.
Ich darf Sie deshalb zum Schlüsse bitten, dem Vor¬
schlage «des I. Fachausschusseszuzustimmen, in der
Hoffnung, daß es dem Neugewählten möglich sein
wird, diese Anstalt auch weiterhin so zu führen, wie
es bisher der Fall war, und daß die Anstalt unter
seiner Leitung einer weiteren glänzenden Entwicklung
entgegengehen möge. (Beifall.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Krämer.
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Abgeordneter Krämer: Wenn wir als kom¬
munistischeFraktion zu Drucksache 6 und 7 Stellung
nehmen, so muß ich etwas vorausschicken. Seit Beginn
der Tagung hauen wir feststellen können, daß man
dauernd in allen Fachausschüssenund auch hier das
Motto brauchte: „Sparen, sparen unb nochmals
sparen". Gerade die Arbeitsgemeinschaft, zu der der
Berichterstatter Oberbürgermeister lli. Hartmann ge¬
hört, hat doch im Fachausschuß I einen Antrag ein¬
gebracht, wonach nicht mehr ausgegeben werden soll,
als Einnahmen vorhanden sind, und heute bringt sie
es hier fertig, dafür zu plädieren, daß man Beamte mit
solchen Riesengehältern anstellt.

Ich habe dazu noch folgendes zu isagen. Das Zen¬
trum spricht ja so viel von der notleidenden Landwirt¬
schaft, von den Winzern usw.; die Sozialdemokratie
tut dasselbe, und wenn auf der anderen Seite von der
kommunistischen Fraktion praktische Anträge ein¬
gereicht werden, so versteht man es ausgezeichnet, sie
abzuwürgen, nur um dadurch bei den Positionen, wo
Sie ihre Herrschaften sitzen haben, die hohen Gehälter
bewilligen zu können.

Sehen Sie sich doch nur einmal die Not draußen
an, die >doch in der breiten Masse schon so weit ge¬
stiegen ist, daß die Kinder dazu übergehen müssen,
rohe Kartoffelschalen zu essen. Meine Damen und
Herren! Das ist keine Agitation, das sind nackte Tat¬
sachen, die sich innerhalb des Kreises Mürs, der Ihnen
ja nicht unbekannt ist, abgespielt haben. Dort haben
Kinder aus Not rohe Kartoffelschalen gegessen und
ausgebrochen. Demgegenüber schlägt man hier Ge¬
hälter von 26 006 RM für Leute vor, die nicht wissen,
was sie mit diesen Gehältern tun sollen, auf welchen
Karren und nach welcherSeite sie sie ausladen sollen.

Einer solchen Vorlage können wir unter keinen
Umständen unsere Zustimmung geben und haben dem¬
entsprechend einen Antrag eingebracht, wonach das
höchste Gehalt 500 RM im Monat sein soll und wonach
den Arbeitern innerhalb der Provinzialanstalten die
Löhne aufgebessert werden sollen. Darüber aber be¬
schließt man, zur Tagesordnung überzugehen. Wir
können diesen Antrag nicht annehmen; er zeugt so
richtig von dem Geiste, der hier in diesem Parlament
herrscht.

Nun zu Drucksache Nr. 7.
Vorsitzender Dr. Iarres (unterbrechend): Darf

ich einen Augenblickunterbrechen. Der Herr Bericht¬
erstatter hat dazu noch keinen Bericht erstattet. Die
beiden Punkte waren an sich zusammengefaßt; es
scheint mir aber nachträglich doch richtiger, sie zu
trennen. Ich würde deshalb bitten, daß der Herr Be¬
richterstatter nachher dazu besonders Bericht erstattet,
und daß auch in der Diskussion besonders darauf ein¬
gegangen wird. (Zustimmung.)

Dann hat der Herr Abgeordnete I)r. Weingarten
das Wort.

Abgeordneter Dr. Weingarten: Meine Damen
und Herren! Zunächst möchte ich mich fiir meine
Fraktion nnd insbesondere auch für den rheinischen
Hausbesitz dem Danke des Herrn Berichterstatters an
den zurücktretenden Generaldirektor Herrn Adams
anschließen.

Zur Sache selbst möchte ich dann vorweg bemerken,
daß unsere Stellungnahme — wie mich schon am Diens¬

tag von meinem Kollegen Witzler ausgeführt worden
ist — nichts zu tun hat mit der Person des Herrn
Landesrats Müller. Wir sind nicht so davon überzeugt,
wie der Berichterstatter, daß wir in der Person des
Herrn Landesrats Müller nun ausgerechnet den erst¬
klassigen Versicherungsfachmannhaben. Wohl sind wir
davon überzeugt, daß Herr Landesrat Müller ein über¬
aus tüchtiger Verwaltungsbeamter ist; aber das sind
doch zwei ganz verschiedene Dinge. Wir bitten deshalb,
daß unseren: Antrage, die Besetzung der Stelle des
Generaldirektors der Provinzial-Feuerversicherungs-
anstalt auszuschreiben,doch unbedingt zugestimmt wird.
Ich stehe auf dem Standpunkte, daß wir diese Aus¬
schreibung vornehmen müssen,um einmal zu erfahren,
welche tüchtigen Nersicherungsfachleutesich bereitfinden,
die Geschicke der Rheinischen Pruvinzial-Feuerversiche-
rungsanstalt zu übernehmen, die doch in ihrer Art eine
der größten Anstalten Deutschlands ist. (Zuruf des Ab¬
geordneten Dr. Dichgans: Wo bleibt die Sparsamkeit?)
Das hat mit Sparsamkeit gar nichts zu tun. Von vorn¬
herein ist als selbstverständlich anzunehmen,daß ein erst¬
klassigerFachmann bei einer Versicherung, wo ja doch
sehr viel mehr nach wirtschaftlichen als nach ver¬
waltungstechnischen Gesichtspunkten gehandelt werden
muß, viel mehr einspart, als ein erstklassiger Ver-
waltungsmann einsparen kann. Gerade vom Stand¬
punkt der Sparsamkeit aus scheint es mir deshalb
richtiger zu sein, die Stelle auszuschreiben und einen
tüchtigen Fachmann zu suchen, als einen Verwaltungs-
mann zu nehmen.

Dann haben wir hierzu einen zweiten Antrag
gestellt, den wir von dem ersten Antrag zu trennen
bitten. Wir wollen in einem besonderen Antrag das
Gehalt dieser Stelle um 6000 RM gekürzt haben, da es
in der heutigen Zeit nicht verantwortet werden kann,
die Stelle wieder so hoch zu dotieren, wie sie dotiert
war. Wenn wir bei derartigen Positionen sparen
wollen, so müssen wir so vorgehen, daß wir bei Neu¬
besetzung der Stelle andere Gohaltsbedingungen verein¬
baren. Wenn wir das nicht tun, kommen wir auf dem
Gebiete der tatsächlichübersetztenGehälter niemals zu
einer Reduzierung; sondern werden eben immer die¬
selben Gehälter weiterbezahlen müssen, was ja auch
erklärlich ist und den gesetzlichen Bestimmungen
entspricht, sofern es sich um Beamte handelt, die ans
Grund besonderer Bestimmungen angestellt worden
sind und natürlich nachher in ihren Anstellungs-
bedingnngen nicht beliebig schlechtergestellt werben
tonnen. Wenn wir aber darangehen, die Stellen neu
zu besehen, dann ist es selbstverständlichnicht nur
unser gutes Recht, sondern heute auch unsere Pflicht,
dafür zu sorgen, daß hier Aenderungen eintreten. Ich
bitte deshalb, unserem Antrage zuzustimmen. (Zuruf:
Und die Gehälter in der Industrie?) Was die Gehälter
der Industrie angeht, so stehe ich nicht an zu erklären,
daß wir als Wirtschaftspartei gar kein Interesse und
keine Ursache haben, die übersetzten Gehälter, die die
Industrie heute zahlt, zu schützen oder zu unterstützen.
Leider haben wir aber >darauf keinen Ginfluß. Wo
wir aber die Möglichkeithaben, übersehte Gehälter zn
reduzieren, weiden wir selbstverständlich versuche»,
unseren Einfluß nach dieser Richtung geltend zn
machen. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Dichgans: Und
was verdienen die Syndici?)
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VorsitzenderDr. Iarres: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor. Wir kommenzur Abstimmung und
verbinden mit dem Antrage des Fachausschussesden
Antrag der Wirtschaftspartei auf Drucksache 185. Ueber
diesen Antrag muß zunächstabgestimmt werden, weil
er zu 2) die Ausschreibung der Stelle beantragt und
damit eine Vertagung der heutigen Beschlußfassung
vorschlägt. Zweitens ist damit eine Reduttiou der
Gehälter im Sinne des Antrages der kommuuistischeu
Fraktion verbunden.

Ich lasse also über die Anträge der Wirtschafts¬
partei auf Drucksache 135 zunächstabstimmenund bitte
diejenigen, die dafür sind, die Stelle auszuschreiben,
heute also die Entscheidungzu vertagen, sich zu erheben.
Das ist nicht die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt.

Dann bitte ich, weil das auch für die Wahl die
Grundlage bildet, diejenigen, die ,sür den Antrag der
Wirtschaftspartei zu Nr. 1 der Drucksache 135 im Sinne
einer Reduktion des vorgesehenen Gehalts um 6000 RM
sind, sich zu erheben.— Auch das ist nicht die Mehrheit.
Der Antrag ist abgelehnt.

Ich komme bann zu dem Antrag des I. Fach¬
ausschusses, der vorschlägt, den Herrn Ersten Landesral
Müller zu wählen. Diese Wahl kann durch Zuruf
erfolgen, wenn sich kein Widerspruch erhebt. — Wider¬
spruch ist nicht erhoben worden. —, Dann stelle ich fest,
daß Herr Erster Landesrat Müller zum Generaldirektor
der Provinzial-Feuerversicherungsanstalt gewählt wor¬
den ist.

Ich entsprechesicherlich bei den engen Beziehungen,
die uns mit dem Herrn Ersten Landesrat Müller ver¬
binden, den Empfindungen des Hauses, wenn ich dem
Herrn Ersten Landesrat den herzlichstenGlückwunsch
zu dieser Wahl ausspreche in der Hoffnung, daß auch
unter seiner Führung sich dieses große Unternehmen
der Provinz so weiter entwickeln werde, wie es der Herr
Berichterstatter für die Amtszeit des nunmehr zu
unserem Bedauern ausscheidenden Herrn General¬
direktors Adams mit Recht so rühmend hervorheben
durfte.

Damit ist Punkt 12 der Tagesordnung erledigt.
Wir kommen zu Punkt 13. Ich bitte Herrn !)>'.

bartmann, den Bericht zu erstatten.
Abgeordneter Dr. Hartmann: Nachdem die

Dienstzeit der Landesräte Kirchmann, Wulf und vi.
Saarbourg abgelaufen war, war es selbstverständlich,
daß die zuständigen Ausschüssein eine Prüfung der
Frage eintraten, ob eine Wiederbesehungdieser Stellen
erforderlich sei oder nicht. Auf Grund des ausführlichen
Gutachtens, das der Herr Landeshauptmann uns
liegeben hat, ist der Ausschuß zu der Erkenntnis ge¬
kommen, daß alle drei Stellen wiederbeseht werden
'Nüssen. In Anerkennung der bisherigen Dienst¬
leistungen der drei Herren schlägt Ihnen der Ausschuß
vor, alle drei Herren wiederzuwählen.

Im Ausschuß ist auch da wieder die Besoldungsfrage
berührt worden. Der Ausschuß stand auf dem Stand-
Punkt, daß, gleichviel,wie man zu einer Besoldungs-
reform stände, es nicht angängig sei, bei einzelnen
Beamten vorzugehen und da Aenderungen vor¬
zunehmen, sondern daß auch hier das Gehalt wieber
wie bisher festgesetztwerden müsse.

Es wird deshalb der Provinziallandtag gebeten, die
Landesräte Kirchmann, Wolf und Dr. Saarbourg unter
den zuletzt genannten Bedingungen wiederzuwählen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat hierzu
Herr Abgeordneter Krämer.

Abgeordneter Krämer: In der Etatsrede, die
Herr Abgeordneter Dr. Lehr hier gehalten hat, hat
er zum Ausdruck gebracht, daß es eine Reihe von
höheren Beamten in der Provinzialverwaltung gibt,
die mit solchen Arbeiten beschäftigt werden, die auch
gut von unteren Beamten getan werden könnten.
Hiernach müssen wir zu einer Ablehnung dieser drei
Landratsstellen kommen, und zwar aus folgenden
Gründen.

Unseres Grachtens werden die Landesrate nach
parteipolitischen Grundsätzen angestellt. Sie sind sehr
gut zu ersehen. Sie leisten aber auch nicht eine Arbeit,
wozu man Landesrat sein muß. Wir vertreten die
Auffassung, daß die Arbeit, die h«ute die Hanbesräte
machen,von niedriger bezahlten Kräften sehr gut ge¬
macht werden könnten und wir nicht Gehälter von
10—16 000 RM Pro Landesrat dafür hinauswerfen
müssen.

Charakteristischist, daß die Sozialdemokratie sang-
und klanglos dieser Geschichte zustimmt. Sie sitzt eben
da dick mit drin. Ich möchte den Herren von der
Sozialdemokratie einmal einen Fall vor Augen halten,
den Sie sehr gut kennen. Es ist der Fall des Bei¬
geordneten Wagner-Römichs von Duisburg-Hamborn,
eines Mannes, der, nebenbei bemerkt, volle 1800 RM
Gehalt hat. (Abgeordneter Pikard: Nein!) Er sollte
laut Parteibeschluß pro Monat 50 RM abführen. Er
hat keinen Pfennig abgeführt, und man hat ihn auch
nicht ausgeschlossen, sondern er ist selbst ausgetreten.
Das sagt Eure eigene Erklärung.

Aber die Kehrseite der Medaille: Einen Arbeiter
der SPD., der sich über die korrupten Zustände in der
SPD. beschwerte, hat man hinausgeworfen. Man hat
ihm nicht gesagt: Jawohl, du hast recht, sondern man
hat ihn ohne weiteres hinausgeschmissen. Das zeigt
so richtilg den arbeiterfeindlichen Geist innerhalb der
SPD., wie sie es versteht, die breiten werttätigen
Massen am Gängelband zu führen und nur dafür zu
sorgen, daß sie die dicken, fetten Posten bekommen. Be¬
kanntlich sagt man nicht zu Unrecht, daß die SPD. die
Veamtenanwärterpartei geworden ist.

Wir als kommunistische Fraktion lehnen es grund¬
sätzlich ab, daß man nach parteipolitischen Grundsähen
Landesräte einstellt, deren Arbeit gut von mittleren
Beamten getan weiden kann. (Zuruf eines sozial¬
demokratischenAbgeordneten: Dann stellen wir Sie
nächstens an!) Ich werde es billiger und besser machen
als Sie.

VorsitzenderDr. Iarres: Wird hierzu noch das
Wort gewünscht?(Abgeordneter Dr. Weingarten: Ja!)
Bitte schön.

Abgeordneter Dr. Weingarten: Meine Damen
und Herren! Den uns vorliegenden Antrag unter
Drucksache 134 möchten wir im Hinblick darauf, daß
Herr Landesrat Müller ausscheidenwird, und auch im
Hinblick darauf, daß wir doch bei der gegenwärtigen
Zusammensetzungdes Provinziallandtages keine Aus¬
sicht haben, mit unserem Antrage durchzukommen,
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trotzdem wir ihn im Prinzip aufrecht erhalten, so ab¬
geändert wissen, daß die durch das Ausscheiden des
Landesrats Müller freigewordene Stelle nicht mehr
zu besetzen, sondern einzuziehen ist, so daß sich der alte
Antrag erledigt.

Meine Damen und Herren! Der Herr Landes¬
hauptmann hat zwar gestern in der Fachausschuß-
sitzung bereits darauf hingewiesen, daß er selbstver¬
ständlich aus Gesichtspunkten der Sparsamkeit diesen
Posten nicht mehr besetzen werde. Aber, meine Damen
und Herren, man muß immer wieder die Erfahrung
machen, daß die Gefahr besteht, daß die Posten doch
besetzt werden, solange im Stelleuplan der Posten
nicht eingezogen ist und darum eigentlichmit der An¬
nahme des Etats dem Herrn Landeshauptmann die
Mittel für die Besetzung der Stelle zur Verfügung
stehen. Ich würde also bitten, hier unseren Antrag
anzunehmen. Es verschlägt ja auch nichts, und der
Herr Landeshauptmann wird sicher nichts dagegen
haben, da er ja selbst auch auf dem Standpunkte steht,
die Stelle nicht wieder zu besetzen.

Meine Damen und Herren! Zu Drucksache 136
möchte ich doch kurz folgendes erwähnen. Es ist be¬
kannt, daß in diesen Tagen der Preußische Landtag ein
Gesetz zur Aenderung des preußischen Ausführungs-
gesehcs zum Finanznusgleichgesetz hinsichtlich Neu¬
fassung des 8 43 des preußischen Besoldungsgesetzes
von: 17. Dezember 1927 beschlossen hat. Diese Aende¬
rung des genannten Paragraphen bezweckt, um es kurz
zu sagen, eine Anpassung der Gehälter und eine
richtige Gingruppierung der Beamten auch in den
Kommunal- und Provinzialverwaltungen an die Ein¬
stufungen und die Aufgaben der Beamten bei den
Reichs- und Staatsbehörden. Es wird ja bekanntlich
gerade aus den Kreisen der Reichs- und Staats¬
beamten — nicht vereinzelt, sondern dauernd und bei
jeder Gelegenheit mit einer immer mehr steigenden
Verbitterung — darauf hingewiesen, daß die Besol-
dungs- und Anstellungsbedingungen der Kommunal-
beamten wesentlichgünstiger sind als die der Reichs¬
und Staatsbeamten, so daß wir tatsächlichallmählich
dazu kommen, daß mitten durch die Beamtenschaftzum
Nachteil des Volkes, das doch richtig verwaltet werden
will, ein Keil getrieben wird. Es verschlägt ja auch
gar nichts, meine Damen und Herren, wenn Sie diesen
Antrag annehmen, denn es besteht immer die Gefahr
und die Möglichkeit, daß, wenn wir heute, wo das
Gesetz noch nicht in Kraft getreten ist, die Herren
wieder zu den alten Bedingungen anstellen, dieses
neue Gesetz auf deren Anstellungsverträge noch keinen
Ginfluß hat, und das kann man hier durch Annahme
unseres Antrages vermeiden.

Vorsitzender I),-. Juries: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor. Ich schlage vor. zunächst über die
AbäNderungsanträge der Reichspartei des deutschen
Mittelstandes (Wirtschaftspartei) abzustimmen, und
zwar zunächst über den abgeänderten Antrag auf
Drucksache 134, dahin lautend:

„Die durch das Ausscheidendes Landesrats Müller
freigewordene Stelle ist nicht mehr zu besetzen, sondern
einzuziehen."

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich, sich zu er¬
heben. (Aha-Rufe bei der Wirtschaftspartei.) — Das
Ergebnis ist nicht ganz sicher. Ich bitte, stehen zu
bleiben.

Ich bitte um die Gegenprobe. (Zuruf: Die Arbeits¬
gemeinschaft will doch sparen!) Der Antrag ist mit 38
gegen 44 Stimmen abgelehnt.

Zur Geschäftsordnung hat das Wort Herr Ab¬
geordneter Dr. Wesenfeld.

Abgeordneter Dr. Wesen feld: Meine Damen
und Herren! Die vorige Abstimmung könnte zu einer
Unklarheit führen. Nach der Auffassung der Arbeits¬
gemeinschaftist die Sache bereits dadurch erledigt, daß
die Stelle im Etat nicht mehr steht und daß eine Neu¬
besetzung der Stelle deshalb an sich von uns für aus¬
geschlossengehalten wird. Wir mochten also nicht
mißverstanden werden, wenn wir gegen den Antrag
der Wirtschaftspartei gestimmt haben. (Zuruf des Ab¬
geordneten Renner: i>»iui- pooouvi!)

VorsitzenderDr. Iarres: Wir kommen zur Ab¬
stimmung über Drucksache 136. Wer für diesen Zu-
satzantrag der Wirtschaftspartei ist, den bitte ich, sich
zu erhebe». Das ist nicht die Mehrheit. Der Antrag
ist abgelehnt.

Wir kommen dau» zu dem Antrage des Fachaus¬
schusses auf unveränderte Annahme. Wer für diesen
Antrag des 1. Fachausschusses ist, den bitte ich, sich zu
erheben. — Damit ist der Antrag angenommen.

Ich darf auch Wohl feststellen, daß Sie damit
implioiw durch Zuruf die Wahl haben vornehmen
wollen. — Dem wird nicht widersprochen. Die Wahl
ist vollzogen. Damit sind die Herren Landesräte
Kirchmann, Wolf und Dr. Saarbourg wiedergewählt.
Ich darf auch ihnen den Glückwunsch des Hauses
überbringen.

Wir kommen zur Verhandlung der Punkte 14
l>isl9und2l.

Berichterstatter ist zu den Punkten 14—17 Herr Ab¬
geordneter Maus, zu 18, 19 und 21 Herr Abgeordneter
Känzgen.

Ich gebe dem Herrn Berichterstatter Maus das
Wort.

Abgeordneter Maus: Meine Damen und Herren!
Zu Punkt 14 der Tagesordnung liegt Ihnen die Druck¬
sache 118 vor. In dieser Drucksache wurde Ihnen vor¬
geschlagen, daß der Provinziallandtag Kapitel 13,
Titel 5, um 19 UM NM kürzen solle. Diesen Antrag,
der vom Fachausschuß gestellt war, hat der Fachaus¬
schuß I zurückgezogen. Er beantragt nunmehr unver-
änderte Annahme.

Nach der Sitzung des Fachausschusses I ist noch ein
Antrag der sozialdemotratischenFraktion (Drucksache
131) eingegangen. Dieser Antrag ist an sich erledigt,
weil er sich mit >dem jetzt vorliegenden Antrage des
FachausschussesI deckt bis auf den letzten Sah, der
lautet: „Die Bewilligung einzelner Unterstützungen
erfolgt unter Mitwirkung des Personalausschusses".
Unter Personalausschuß ist hier nicht der Beamten-
nusfchuß zu verstehen, sondern ein Unterausschuß des
Provinzialllusschusses.Hierüber kann ich nicht berichten
und keinen Antrag stellen, weil diese Angelegenheit
den FachausschußI noch nicht beschäftigt hat.

Zu Punkt 15 der Tagesordnung hat die Fraktion
der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei
den Antrag gestellt:

„Die Kürzung der Gehaltsbezüge ber Provinzial-
beamten soll nicht, wie im Etat vorgesehen, für alle
Beamtengruppen allgemein 6 Prozent betragen. Es
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soll eine Kürzung der Gehälter der unteren und
mittleren Beamten nicht stattfinden, dagegen sollen
die Bezüge der oberen Beamten eine Kürzung um
20 bis 50 Prozent erfahren."
Hier schlägt Ihnen der FachausschußI schon aus

dem Grunde, weil der Antrag ungesetzlichist, vor,
ihn abzulehnen.

Gleichfalls zu Punkt 15 der Tagesordnung liegt
ein Antrag der KPD.-Fraktion vor:

„Die Gehälter der Provinzialbeamten werden auf
ein Höchstgehalt von 50N RM monatlich abgebaut."
Auch dieser Antrag ist ungesetzlich. Hier schlägt

Ihnen der Fachausschuß I aus dem gleichen Grunde
Ablehnung vor.

Zu Punkt 16 der Tagesordnung liegt folgender
Antrag der NationalsozialistischenArbeiterpartei vor:

„Der Provinzinllnndtag wolle beschließen:Ent¬
sprechendden Reichsgefehen ist allen Beamten und
Angestellten der Provinzialverwaltung und der
unterstellten Organisationen die Uebernahme von
bezahlten Nebenämtern zu untersagen."
Der FachausschußI schlägt Ihnen vor, diesen An¬

trag an den Provinzialausschuß zu verweisen.
Zu Punkt 17 liegt ein Antrag der sozialdemo-

lratischen Fraktion vor:
„Sämtliche Beamten der Provinzialverwaltung

treten mit Vollendung des 65. Lebensjahres in den
Ruhestand. Eine Verlängerung findet in Zukunft
nicht mehr statt."
Die Verhältnisse liegen bisher so, daß jeder Beamte

mit Vollendung seines 65. Lebensjahres aus den
Diensten der Provinzialverwaltung ausscheidenkann.
Es ist aber dem Provinzialausschuß in Ausnahme-
fällen gestattet, die Pensionierung um einige Zelt
hinauszuschieben.

Der Fachausschuß I war aus den verschiedensten
Gründen der Auffassung, daß man es bel dem bis¬
herigen Zustande belassen soll. Er schlägt Ihnen vor,
den Antrag der sozialdemotrattschenFraktion (Druck¬
sache 42) abzulehnen.

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Der nächste
Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Könzgen.

Abgeordneter Könzgen: Ich beziehe mich auf
die Ihnen bekannten Anträge in den Drucksachen 41
und 50.

Der I. Fachausschußschlägt Ihnen Vor, den Antrag
der SPD., betreffend Neuregelung der Arbeitszeit bei
der Provinzialverwaltung, an den Provinzialausschuß
zur eingehenden Prüfung zu überweifen.

Zu Drucksache 50, dem Antrage der KPD,, schlagt
Ihnen der I. Fachausschuß vor, den Antrag abzu¬
lehnen.

Zu Punkt 19 der Tagesordnung bittet auch der
I. Fachausschuß,die Anträge an den Provinzialaus¬
schuß zu überweisen.

Das gleiche gilt für Punkt 21.
Stellvertretender VorsitzenderGberle: Das Wort

hat Herr Abgeordneter Renner.
Abgeordneter Renner: Wir lohnen im Gegensatz

zu dem Antrage des I. Fachausschusses die Kapitel 10
bis 13 des ordentlichen Haushaltsplanes für 1931 ab.

Zu den hier vorliegenden Anträgen stellt die kom¬
munistischeFraktion folgendes fest.

Wir sind mit der Sozialdemotratie darin einig, daß,
wie es in dem Antrage Nr. 42 gefordert ist, die Be¬
amten mit Vollendung des 65. Lebensjahres zwangs¬
läufig in den Ruhestand zu versetzen sind. (Zuruf
des Abgeordneten Hauck: Da seid Ihr einmal mit uns
einig!) Man kann leider sehr wenig mit Ihnen einig
sein, gewöhnlichsind Sie mit Nrüning einig. (Zuruf
des Abgeordneten Kurth: Das fängt aber gut an!)
Es wäre schade für uns, wenn wir mit Ihnen einig
werden könnten. Ich habe nur zehn Minute» und
keine Zeit, mich mit Ihren mehr als dummen Zwischen¬
rufen zu beschäftigen.

Die Drucksache 28 der Nationalsozialistischen Ar¬
beiterpartei verlangt, daß Beamte der Provinz nicht
mit Nebenarbeiten beschäftigtwerden dürfen — ohne
Zustimmung der Verwaltung, das steht allerdings
nicht drin. Wir haben es seit jeher betont, daß wir
jede Nebenbeschäftigungvon Beamten ablehnen. Wir
sind der Aufassung, daß die Gehälter der unteren
Beamten — und nur die Pflegen ja zwangsläufig
Nebenarbeit zu machen — so gestellt werden müssen,
daß eine Nebenarbeit nicht mehr notwendig ist, um
die Lebensbedürfnisseder Familie zu bestreiken.

Was nun die Anträge der Nationalsozialisten auf
Beseitigung der Gehaltskürzung angeht, so muß ich
hier das wiederholen, was ich gestern im Ausschuß deu
Nationalsozialisten gesagt habe. Ich habe ihnen dort
nämlich die Frage vorgelegt, warum Herr Frick aus
Thüringen, der ja heute bereits die Koffer gepackt hat,
denn seinerseits die Kürzung dieser 6 Prozent auf
Grund der Notverordnung des Herrn Brüning an
den thüringischen Landesbecnnten vorgenommen hat.
Der Vertreter der Nationalsozialisten ist mir gestern
die Antwort schuldig geblieben. (Sehr richtig! bei
den Kommunisten.) Ich bin gespannt, was er zu
seinem Fraktionsfreund Frick zu sagen hat, der ja
morgen wahrscheinlichschon ausgewirtschaftet haben
wird. Dieser Antrag der Nationalsozialisten ist nichts
anderes als eine ganz üble Demagogie. Ich begnüge
mich damit, das hier öffentlich festzustellen. (Glocke
des Vorsitzenden.)

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Herr Ab¬
geordneter, ich muß Sie zur Ordnung rufen. Es ist
unzulässig, einer Partei üble Demagogie vorzuwerfen.

Abgeordneter Renner (fortfahrend): Wir haben
in unserem Antrage auf Drucksache 51 verlangt, daß
den Beamten der Provinz ein Höchstgehaltim Betrage
von 500 RM gezahlt wird. Wir haben weiter verlangt,
daß die Einsparungen, die an dieser Etatsposition
möglich wären, wenn man diesen Antrag annähme,
zur Aufbesserung der Gehälter der unteren Beamten
benutzt werden sollen. Man hat uns gestern und auch
heute schon gesagt, dieser Antrag sei ungesetzlich. So
schlau sind wir selber. Wir wissen, daß alles ungesetz¬
lich ist, was den Klassencharakter Ihres Staates
tangiert. Sie haben sehr oft in anderen Fragen ähn¬
liche Entschließungen in Gestalt von Resolutionen an
die Neichsregierung angenommen. Wenn die schöne
Sparrede des Herrn Oberbürgermeisters Lehr ernst zu
nehmen wäre und wenn Ihr so betonter Sparwillc
wirtlich ehrlich wäre, dann müßten Sie sich zum min¬
desten so weit vorwagen, daß Sie der Reichsregierung
nahelegen, eine zwangsläufige Herabsetzung der Ge¬
hälter der leitenden Beamten durchzuführen. Aber,
meine Herren, die heutige Gehaltsregelung ist ja Ihr
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eigenes Werk. Sie haben vor den Reichstagswahlen
1928, um Stimmenfang treiben zu können unter den
Beamten, die letzte Besoldungserhöhung beschlossen
und haben natürlich nun, politischgesehen, keine Mög¬
lichkeit, die ungeheuerlich hohen Gehälter der oberen
Beamten abzubauen. Deshalb müssen Sie schon
diesen kommunistischenAntrag, der innerlich absolut
berechtigt ist, wenn man die Notlage des deutschen
Volkes betrachtet, niederstimmen, weil er Ihrer Mei¬
nung nach „ungesetzlich" ist.

Nun zu dem Antrage der Sozialdemokratin. Wir
sprechen den Sozialdemokraten das Recht ab, derartige
Anträge zu stellen, (Oho-Rufc bei den Sozialdemo¬
kraten.) Warum stellen Sie derartige Anträge? Das
hat Ihnen Herr Severing bedauerlicherweiseerst am
Dienstag dieser Woche im Landtag gesagt. Wenn er
seine Rede am Samstag der vergangenen Woche schon
gehalten hätte, dann säße Herr Iarres hier als Prä¬
sident auch mit voller Zustimmung der Sozialdemo¬
kraten. Was hat Herr Severing seinen sozialdemo¬
kratischen Landtagsabgeordneten und Parteigenossen
gesagt? Er hat gesagt, daß die Haltung der sozial-
demokratischenStadtverordnetenfraktion in Duisburg,
die den Antrag der Kommunisten unterstützte, dem
Herrn Oberbürgermeister Iarres das Mißtrauen aus¬
zusprechen, weil er sich zu einem Zuträger für die
Interessen der Nordwestherren hergegeben hat, rügens¬
wert sei, und er hat den kommunistischenAntrag ab¬
gelehnt, den Herrn Juries wegen seiner ZuträgeMenste
für die Schlotgewaltigen seiner Funktionen zu ent¬
heben. (Zuruf des Abgeordneten Kurth: So hat er
das nicht gesagt!) Wenn Sie das am Montag gewußt
hätten, meine Herren Sozialdemokraten, so hätten Sie
sich wahrscheinlich nicht in Gegensatz zu Ihrem Partei-
Papst Severing gebracht, sondern genau so, wie Ihre
sozillldemukratischen Freunde in Berlin es getan haben
(Zuruf des Abgeordneten Marx: Dann hätten wir
Sie gewählt», die Mahnung Severings beherzigt und
für Ihren Busenfreund Iarres auch hier gestimmt.
Denn die Freundschaft zwischenIhnen und Herrn
Iarres ist ja nicht berührt durch die lahme und leere
Geste, die Sie am Montag bei der Wahl des Prä¬
sidiums gemacht haben. (Zuruf des Abgeordneten
Marx: Sie schließen von sich auf andere!) Er hat es
Ihnen auch nicht übelgenommen. Herr Gberle sitzt
ja mit Zustimmung der bürgerlichen Parteien wieder
im Präsidium. (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann:
Es kommt häufig vor, daß Sie sich auf Severing be¬
rufen!) Ja, wir können uns bedauerlicherweise für
Sie sehr oft in letzter Zeit auf Severing berufen.
Wenn wir nämlich alle Schandtaten der preußischen
Regierung gegen die Arbeiterschaft aufzeigen müssen,
tritt immer und immer wieder der Name Severing
als Urheber dieser Schandtaten in die Erscheinung.

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Ich rufe
Sie zum zweitenmal zur Ordnung und mache Sie auf
die Folgen eines dritten Ordnungsrufes aufmerksam.
(Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Das ist heute der
dritte Ordnungsruf.)

Abgeordneter Renner (fortfahrend): Wenn hier
die Sozialdemokraten eure Herabsetzungder Arbeitszeit
auf 40 Stunden pro Woche verlangen, so liegt das
durchaus in der Linie ihrer Gcwerkschaftspolitit.Was
beißt das: Herabsetzung der Arbeitszeit auf 40 Stun¬

den? Das bedeutet den Verlust eines Teils des
Arbeitseinkommens, des Lohnes für die Arbeiter. Sie
riskieren aber nicht, die Forderung zu stellen, daß die
Herabsetzung der Arbeitszeit den Arbeiter nicht wirt¬
schaftlich treffen darf. Sie lehnen überall die kom¬
munistische Forderung ab, neben der Ivstündigen
Arbeitszeit auch einen vollen Lohnausgleich zu be¬
willigen. Deshalb habe ich Ihnen gesagt, daß dieser
Antrag aus Ihrem Muude eine Verhöhnung der
Arbeiterschaft bedeutet. Das muß Ihnen hier mit
aller Deutlichkeit gesagt werden. Wir werden immer
und immer wieder den Arbeitern gegenüber diese
Doppelrolle, die Sie als Sozialdemokraten und
Gewerkschaftsführerheute noch zu spielen in der Lage
such, aufzeigen. (Zuruf des Abgeordneten Marx: Was
spielen Sie denn für eine Rolle?) Nicht die „Nulle"
eines „ehrlichen Arbeiters"! Ich bin ein klassen¬
bewußter Arbeiter!

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Müller.

Abgeordneter Müller (Mülhcim-Ruhr): Nachdem
der Herr Landeshauptmann am ersten Tage davon
sprach, daß die Beamten nnd Angestellten im öffent¬
lichen Leben in einer Drecklinicständen, haben wir es
bedauert, daß mit dem Antrage 118 des Fachausschusses
die Notlagcnbeihilfen von 30 000 RM auf 20 MI RM
herabgesetzt waren. Wir freuen uns außerordentlich,
daß der Fachausschuß nachträglich wiederum diese
Position eingesetzthat. Wir müssen trotzdem nn dem
Autrage unserer Fraktion festhalten, der in seinem
letzten Satz sagt: „Die Bewilligung einzelner Unter¬
stützungen erfolgt unter Mitwirkung des Personal¬
ausschusses." Wir legen ausdrücklichWert darauf, um
Auslegungen, die bisher eine Rolle gespielt haben, zu
verhiudern.

Stellvertretender VorsitzenderGbcrlc: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Gickmann.

Abgeordneter Gickmann: Meine Damen und
Herren! Dem Provinziallandtag liegt ein Antrag und
eine Eingabe vor, in der eine Nachprüfung der bei der
Provinzialverwaltung üblichen Arbeitszeit verlangt
wird. Die gegenwärtige Arbeitszeit bei 'der Pro¬
vinzialverwaltung, insbesondere bei den Provinzial-
anstaltcn, beträgt durchweg 60 Stunden Pro Woche,
soweit das eigentliche Pflegepersonal in Frage kommt.
Dies ist das Höchstmaß an Arbeitszeit, das nach der
Verordnung des Reichsarbeitsministers noch zulässig
ist. Eine unterschiedliche Regelung der Arbeitszeit
zwischen dem beamteten Pflegepersonal und dem
sogenannten Tarifpersonal ist nicht durchgeführt, läßt
sich auch in Anbetracht der Verhältnisse in ,den Anstalten
nicht durchführen. Unter diesen Umständen ist eine
Verkürzung der Arbeitszeit durchaus erwünscht, nicht
allein im Interesse des Personals, das bei dem auf¬
reibenden Dienst insbesondere in ben Anstalten ein
außerordentliches Interesse daran hat, daß uuter der
langen Arbeitszeit das Familienleben und die
Leistungsfähigkeitnicht allzu start beeinträchtigtwerden.
Aber diese überaus lange Arbeitszeit von 60 Stunden
wird auch bedenklich in Anbetracht dessen, daß in der
Rheinprovinz noch immerhin 500 00« Menschen ver¬
geblich nach Brot und Arbeit suchen, und eine an¬
gemessene Verkürzung der Arbeitszeit — einige tausend
Personen kommen hier in Betracht — würde doch
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vielleicht geeignet sein, diese oder jene Arbeitskraft
wieder in Brot und Arbeit zu bringen, womit eine
erhebliche Entlastung der öffentlichen Körperschaften
verbunden wäre.

Neben den beiden Eingaben liegt auch eine Eingabe
der zuständigenTarifgewertschnftcubei der Proviuzial-
uerwaltung vor, die um Unterhandlung in diesen
Fragen nachsucht. Es ist allgemein üblich, daß, wenn
derartige Fragen auftauchen, zunächst einmal die direkt
beteiligten Organisationen oder Faktoren -^ in diesem
Falle die beiden Tarifgewerkschaften und die Pro-
vinzialverwaltung — den allgemein üblichen Weg gehen
und in Verhandlungen über diese Frage eintrete».
Soweit ich im Bilde bin, hat die Provinzialverwaltung
bereits Verhandlungen zugesagt, die in den nächsten
Tagen auch stattfinden werden. Ich darf Wohl der
Hoffnung Ausdruck verleihen, daß bei der außer¬
ordentlichen Schwierigkeit der Materie ^ denn die
Frage der Arbeitszeit läßt sich nicht loslösen von der
Lohnfrage — und der Dringlichkeit und Wichtigkeit
der Angelegenheit es den Beteiligten gelingen möge,
zu einem zufriedenstellendenErgebnis zu kommeu.

Stellvertretender VorsitzenderGberlc: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Hcintz,

Abgeordneter Heintz: Meine Damen und Herren!
Wir haben Ihnen unter Drucksache 41 einen Antrag
unterbreitet, der eiue Neuregelung der Arbeitszeit
Vorsicht. In den Anstalten sind heute noch Arbeits¬
zeiten bis zn 60 Stunden. Wenn man berücksichtigt,
daß „»gezählte Volksgenossen ohne jede Erwerbs-
möglichkeit und lediglich auf die Erwerbsloscnfürsorge
angewiesen sind, so muß man eine solch lange Arbeits¬
zeit auch im volkswirtschaftlichen Sinne als unerträglich
bezeichnen. Es wird auch von der Arbeiterschaft
einfach nicht verstanden, daß diejenigen Arbeiter, die
noch in Arbeit stehen, 60 und mehr Stunden arbeiten,
während die Arbeitslosen nie und nimmer eine
Arbeitsstelle finden können. Es ist Aufgabe der
Provinz, mitzuhelfen, daß diese Mißstände in unserem
Wirtschaftsleben beseitigt werden. Erfreulicherweise
mehre» sich auch im Arbcitgeberlager die Stimmen,
daß ,die Arbeitszeit erheblich herabgesetztwerden muß,
wenn der Arbeitsmarkt eine Besserung erfahren soll.
Wenn dem so ist, so mnß man, wie ich schon sagte, auch
von der Provinz verlangen, daß sie in der Nrbeitszeit-
frage den Verhältnissen mehr Rechnung trägt als
bisher.

Die überlauge Arbeitszeit wird zumeist vom Pflege-
Personal geleistet. Wir haben, wie gesagt, dort bis zu
60 Stunden. Dazu kommt noch alle 4 Tage einmal
Nereiischllftsschlllfen.Es ist also nicht zuviel gesagt,
wenn man behauptet, daß das Pflegepersonal dem
Arbeitgeber 70 Stunden in der Woche zur Verfügung
stehen muß. Dabei ist die Arbeit außerordentlich an-
strengeud und nervenaufreibcnd. Man stelle sich vor,
auf einen Pfleger kommen durchschnittlich 7 Patienten.
Diese 7 Patienten muh der Pfleger den ganzen Tag
beaufsichtigen,sie zur Arbeit anleiten und selbst mit¬
arbeiten, um so als Helfer der Aerzte aus de» geistes¬
kranken Menschenwieder nützlicheGlieder der Gesell,
schaft zu machen. Oft mit außerordentlich großer
Geduld mnß das Personal sich selbst mit renitenten
Patienten abgeben. Wenn ich Ihnen sage, daß in einem
Zeitraum vou zwei Iahrcu, für die eine Aufstellung

gemacht worden ist, allein 466 Ueberfällc von Geistes¬
kranken auf Pflegcpersonen, darunter auch einige
Aerzte, vorgekommensind, so geht aus nllcdem hervor,
wie ungeheuer schwer und verantwortungsvoll dieser
Beruf ist. Aus diesen Gründen muß gerade für dieses
Personal eine Arbeitszeitverkürzung kommen. Die
endgültige Neuregelung der Arbeitszeit muß allerdings
den Gewerkschaftenüberlassen bleiben, und zwar den
Gewerkschaften,die die Lohn- und Arbeitsverhnltnisse
der in den Provinzialanstalten tätigen Personen tarif¬
lich gerogelt haben.

Es wurde vorhin von einem Vorredner gesagt, die
sozialdemotratischeFraktion habe kein Recht, derartige
Anträge zu stellen. Ich möchte behaupten, daß in den
Provinzialanstalten erfreulicherweisekeine Angestellte»
tätig sind, die die kommunistische Fraktion beauftragt
haben, einen solchen Antrag zn stellen. Das aber kann
die sozialdemotratischeFraktion für sich in Anspruch
nehmen, daß sie den Auftrag von ihren Mitgliedern
in den Verwaltungen und den Betrieben bekomme»
hat. Das ist nämlich der Unterschied.

We»n wir ans dem Standpunkt stehen, daß dies
Aufgabe der Gewerkschaftenist, so befinden wir nns in
guter Gesellschaft. Die Gewerkschaften achten heute
streng darauf (Zuruf des Abgeordueten Nohl: Daß
die Löhne heruntergehen!), daß nicht außenstehende
Behörden oder Körperschaftenin die bestehenden Tarif¬
verträge eingreifen. Das Beispiel Duisburgs hat zur
Genüge gezeigt, wie sich ,die Gewerkschaftenzu diesen
Dingen einstellen. Meine Fraktion beabsichtigtkeinen
Eingriff in einen bestehenden Tarifvertrag. Aber wir
verlangen, daß der Provinziallandtag in dieser Frage
richtunggebend ist, und stimmen deshalb der Ueber-
wcisung an den Provinzialausschuß zu (Zuruf des
Abgeordueten Nohl: Begräbnis erster Klasse!), in der
Erwartung, daß eine baldige Neuregelung der Arbeits¬
zeit mit den Gewerkschaften vereinbart wird. Man wird
im Lager unserer kommuuistischcuFrcnnde wieder
sagen, die Herrschaften klammern sich an den Tarif¬
vertrag. Euer Reichstagsabgcordneter Hein ist ja
bekanntlich Führer der RGO. Dieser Mann erklärte
am 24. Dezember 1930 vor den, Arbeitsgericht Berlin:
„Ich erkläre hiermit, daß meine Organisation —
gemeint ist die RGO. — die bestehendenGesetzeuud
Bestimmungen über Tarif- uud Schlichtungswesen
anerkennt und in diesem Sinue Wirten will." (Hört,
hört! bei den Sozialdemotratcn.) Wir tun nichts
anderes. Wir verlangen von der Provinz eine Neu¬
regelung der Arbeitszeit mit den Gewerkschaften,und
die Gewerkschaftenals solche werden die endgültige
Regelung der Arbeitszeit vornehmen. (Bravo! bei den
Sozillldemokraten.)

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Die Aus¬
sprache ist geschlosseu. Das Wort hat der Herr Landes¬
hauptmann.

Landeshauptmann Dr. Horion: Mei»c Damen
und Herren! Ich muß noch ein kurzes Wort sagen
zu den. Antrage der SPD-Fraktion wegen der Wieder-
einstellung der 10 000 NM für die Notstandsbeihilfen
für Beamte. Selbstverständlichwird das »von mir und
allen Beamten in der wärmsten Weise begrüßt. Der
Antrag enthält aber dann auch eine Bestimmung über
die Bewilligung der Unterstützuugen,die lautet: „Die
Bewilligung einzelner Unterstützungen erfolgt untci
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Mitwirkung des Personalausschusses." Der Herr
Berichterstatter hat schon gesagt, daß dieser Punkt im
I. Fachausschußnicht beraten worden ist. Wenn dieser
Satz dort vorgelegen hätte, so wäre Gelegenheit ge¬
wesen, die Bedenkendagegen geltend zu machen, und es
Wäre, davon bin ich überzeugt, eine Einigung über
eine eventuelle andere Fassuug Wohl gefunden worden.
Wie er aber jetzt hier steht, würde er doch praktisch zu
den größten Schwierigkeiten führen. Der Personal-
ausschuß ist ein Unterausschuß des Provinziäl-
ausschusses. Er hat nach seiner jetzigen Zuständigkeit
nur Beschlüsse des Provinzialausschusses vorzubereiten,
die dann dem Provinzialausschuß zur Abstimmung
vorgelegt weiden. Der Provinzialausschuß und ebenso
der Personalausschuß treten alle sechs Wochen, manchmal
auch erst alle zwei Monate zusammen. Es ist aber ganz
unmöglich, daß die Unterstühungsanträge bedürftiger
Beamten so lange warten können, denn gerade diese
Anträge müssen mit größter Beschleunigung erledigt
werden. Infolgedessen möchte ich bitten, diesen Znsatz
uicht zu genehmigen. Es wird Sache des Provinzial¬
ausschussesselbst sein, die Form zu bestimmen, unter
der die Bewilligung der einzelnen Unterstützungen
erfolgen soll, und ebenso zu bestimmen, ob vielleicht
durch allgemeine Anweisungen, die erlassen werden,
bestimmte Direktiven zu geben sind.

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Nie Aus¬
sprache ist wieder eröffnet. Das Wort hat Herr
Abgeordneter Renner.

Abgeordneter Renner: Ich möchte nur vor der
Öffentlichkeit festgestellt haben, daß die National¬
sozialisten nicht einmal den Mut aufbringen, zu den
Anträgen, die sie hier gestellt haben, öffentlich Rede
und Antwort zu stehen. Sie haben nicht einmal de»
Mut gefunden, zu diesem Antrage, die 6prozenNge
Kürzung der Neamtengehältcr zu beseitigen, hier zu
sprechen. Sie haben damit dokumentiert, daß sie ver¬
standen haben, warum Frick in Thüringen diese An¬
ordnung des Herrn Kanzlers Brüning durchgeführt
hat. Sie haben damit dokumentiert, daß sie den
Kapitalismus scheinbar angreifen.

Nun noch ein Wort an den Sprecher der Sozial-
demokratischen Partei, der sich hier als Sprecher einer
„sozialistischen" Partei eingeführt hat. Ich verzeihe ihm
diesen verkehrten Zungenschlag. Aber was wird Papa
Severing sagen, wenn Sie sich hier als sozialistischer
Parteimann aufspielen? (Zuruf eines sozialdemokra¬
tischen Abgeordneten: Identifizieren Sie sich mit
Severing?) Nein, das tue ich nicht, ich identifizier?
mich bestimmtnicht mit Severing. Ich darf mir keinen
Ordnungsruf mehr zuziehen; deshalb kann ich Ihnen
keine Antwort mehr barauf geben. (Zuruf der Frau
Abgeordneten Becker: Sie haben Angst!)

Der Sprecher twr Sozialdemokraten hat gesagt, nur
die Gewerkschaftenperbäten es sich, daß irgendwelche
außenstehendePersonen oder Körperschaftendas Recht
der Gewerkschaften auf Tarifabschluß anzugreifenwagen.
(Abgeordneter Gerlach: Sehr richtig!) Wenn Sie so
besorgt wären gegenüber den Unternehmern, dann wäre
lein Tarifbruch, aber auch kein Lohnabbau möglich.
Der Lohnabbau ist nur möglich, weil die Sozialdemo¬
kraten in der Frage sich nicht zu wehren gewillt sind.

Aber etwas anderes. Ich habe darauf aufmerksam
gemacht, daß Herr Severing die scheinrnditalcHaltung

der Duisburger sozialdemokratischenStadtverordneten,
die dem Herrn Iarres auf unseren Antrag hin d°as
Mißtrauen ausgesprochenhaben, gerügt hat. Ich will
noch einmal betonen, daß diese Abstimmung in Duis¬
burg nur ein fcheinradikalesManövcrchen gewesen ist,
berechnet und ausgeführt zur Täuschung der Arbeiter¬
schaft. (Zuruf: Geuau wie bei der „Ruten Fahne"!)

Nun noch so ein alter Schinken,der hier noch einmal
nnfgewärmt worden ist. In Berlin vor einem Arbeits¬
gericht hat ein Vertreter der RGO. gesagt, daß die
RGO. erklärt habe, tariftrcu zu sein und sich an die
bestehendentariflichen Bedingungen zu halten. Man
soll solchen alten Zauber hier nicht mehr erzählen.
Jawohl, wir schwören,wenn das im Augenblicknot¬
wendig ist, auf die Weimarer Verfassung. Warum der
RGO.-Mann in Berlin die Erklärung abgegeben hat,
das muß ich Ihnen auch vor >der Öffentlichkeit erklären:
Er wird nämlich sonst nicht als Vertreter von Arbeitern
zugelassen. Deshalb! Sie haben sich als Lohn für
vielfachen Verrat das Privileg gesichert, daß nur
Gewerkschaftsbonzenan den Arbeitsgerichten als söge-
nannte Arbeitervertreter auftreten dürfen. (Zuruf des
Abgeordneten Gerlach: Nur mit Schwindeleien könnt
Ihr vorkommen!)

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Zur Ab¬
stimmung hat das Wort Herr Abgeordneter Gerlach,

Abgeordneter Gerlach: Nach den Ausführungen
des Herrn Landeshauptmanns möchte ich zu uuserem
Antrag auf Dvucksache 131 folgendes erklären: Wir
sind der Auffassung, daß die ersten zwei Absätze unseres
Antrages durch den nachträglichenBeschluß des Fach¬
ausschusses,der wahrscheinlichdurch unseren Antrag
Veranlaßt wurde, erledigt worden sind. Wir sind ferner
mit dem Vorschlagedes Herrn Landeshauptmanns ein¬
verstanden,daß der letzte Absah dem Provinzialausschuß
überwiesen wird, um die Frage zu regeln, ob der
Personalausschuß oder eine Vertretungstörperschaft der
Arbeiter, Angestellten oder Beamten zur Mitwirkung
bei der Vergebung der Unterstützuugcu hinzugezogen
werden kann.

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Wir kommen
zur Abstimmung.

Durch den Berichterstatter des Fachausschussesist
schon mitgeteilt worden, daß der Antrag 118 nicht zur
Abstimmung steht, sondern daß hier unveränderte
Annahme beantragt wird. Wer bei Punkt 14 für
unveränderte Annahme ist, den bitte ich, sich zu erheben.
Das ist die Mehrheit.

Zu Punkt 15 ist Ablehnung beantragt. Ich bitte
diejenigen, die so beschließen wollen, sich zu erheben.
Das ist die Mehrheit.

Zu Punkt 16 ist Uebcrweisung an den Provinzial¬
ausschuß beantragt. Wer dafür ist, den bitte ich, sich
zu erheben. Auch das ist die Mehrheit.

Zu Punkt 17 ist Ablehnung beantragt. Ich bitte
diejenigen, die dafür sind, sich zu erheben. Das ist die
Mehrheit.

Zu Punkt 18 ist Ueberweisung an den Provinzial¬
ausschuß beantragt, soweit Drucksachc41 in Frage
kommt, und Ablehnung, soweit der Antrag der KPD-
Frattion hierzu gestellt worden ist. Auch das ist die
Mehrheit.
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Zu Punkt 19 ist ebenfalls Ueberweisung an den
Provinzialausschuß beantragt, zu Punkt 21 desgleichen.
— Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Wir kommen nun zuPuntt 2 0 zurück.
Berichterstatter ist Herr Abgeordueter Könzgen.
Abgeordneter Könzgen: Meine Damen und

Herren! Wir haben heute morgen durch die Um¬
änderung der Geschäftsordnung auch in der Geschäfts¬
ordnung festgelegt, daß wir über einen Antrag zur
Tagesordnung übergehen können. Der I. Fachausschutz
macht von dieser Bestimmung in der Geschäftsordnung
letzt zum ersten Male Gebrauch, indem er beantragt,
über den Antrag nach Drncksache 29 zur Tagesordnung
überzugehen.

Gr liitzt sich dabei von zwei Gesichtspunktenleiten,
die im Fachausschußzum Ausdruck kamen: Erstens ist
ein 25jähriges Geschäftsjubiläum irgendeiner Gruppe,
irgendeiner Firma, mag sie nun basiert sein, auf welcher
Grundlage es auch immer sei, im bürgerlichen Leben
etwas, was an nnd für sich mit der arischen oder nicht
arischenRasse nichts zu tun hat. Zweitens stehen wir
im I. Fachausschuß auf dem Standpunkt, daß, wenn man
einen solchen Antrag überhaupt zur Debatte stellte, jede
Parteigruppierung hier in diesem Hohen Hause von
ihrem Gesichtspunkte aus Anträge 'dieser Art stellen
könnte, so daß die Freiheit der Verwaltung, in diesem
Falle die Freiheit der Provinzialverwaltung, nicht nur
eingeschränkt, sondern überhaupt ein freies Handeln
unmöglich wäre.

Ich bitte deshalb, dem Antrage des I. FachaussäMes
zuzustimmen. (Zuruf eines Nationalsozialisten: Wir
erheben Widerspruch!)

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Das Wort
zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeordneter Simon.
Die Redezeitbeträgt 5 Minuten. Gs darf nicht auf die
Sache direkt eingegangen werden.

Abgeordneter Simon: Wir erheben Ginspruch
dagegen, daß man auf diese merkwürdige Art einen
wichtigen und bedeutungsvollen Antrag einer großen
Partei einfach zu Fall bringt. (Lachen.) Daß Sie nicht
einsehen, daß der Antrag bedeutungsvoll ist. leuchtet
uns fchon ein. Denn wenn man von derartigen
Firmen die Annoncen bezieht, wenn man »ur von
Tietz und Konsorten lebt, dann wird man allerdings
darüber zur Tagesordnung hinweggehen wollen. Wir
aber, die wir an derartigen Anzeigen kein Interesse
haben, die wir nicht verflochten sind mit den Waren¬
häusern Wie Sie, Wir legen Wert darauf, daß diese
Dinge in diesem Hause besprochen werden, mag Ihnen
das hundertmal nichl Passen. Ihr Uebergang zur
Tagesordnung wird draußen vom Volt als Ablehnung
geweitet werden. Dann werden wir diese Ablehnung
Propagandistischgenau so ausnutzen, als wenn Sie den
Antrag als solchen abgelehnt hätten. Sie sind damit
gekennzeichnet, meine Herren von der Mitte und Imls
— meinetwegen auch die Wirtschaftspartei, wenn Sie
sich nicht melden (Heiterkeit) - als Freunde der
großen Warenhäuser. Sie bringen nicht den Mut
auf, dagegen Einspruch zu erheben.

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Das Wort
zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeordneter Renner.

Abgeordneter Nenner: Ich bezweifle, daß der
Antrag des Fachausschusses I abgewürgt werden kann
unter Bezugnahme auf den heute morgen erst gefaßten

Beschluß, die Geschäftsordnung zu ändern. Dieser
Antrag wurde im Fachausschußgestern bereits gefaßt.
Der Herr Berichterstatter hat sich also eine Meinung
zu eigen gemacht, die erst heute morgen durch einen
entsprechendenBeschluß gestützt worden ist. Gs wäre,
luenn Sie ganz formaliter handeln wollten, also not¬
wendig gewesen, daß noch einmal der FachausschußI
heute morgen zusammengekommenwäre und noch ein¬
mal beschlossen hätte, ob er unter Bezugnahme auf
den heute gefaßten Beschluß zur Aenderung der Ge¬
schäftsordnung den Uebergang zur Tagesordnung be¬
stimmt. (Widerspruch.) Aber wenn schon der Aus¬
schuß Uebergang zur Tagesordnung beschlossen hat
und wenn demnach hier so Verfahren werden soll, dann
hat meiner Meinung nach der Berichterstatter auch
nicht das Recht, zu diesem Antrag pro oder oontr», zu
sprechen. Das hat er aber getan, er hat die Stellung¬
nahme des Ausschusses von seinem Gesichtspunkteaus
begründet. Das hat sich sehr geschickt der Vertreter
der Nazis zunutze gemacht und hat dann gegen diese
Methode protestiert, wobei uns, wenn wir uns auch
immer korrekt an die Geschäftsordnung halten wollten,
die Möglichkeitgenommen wäre, etwas richtigzustellen,
daß nämlich dieser Antrag im Ausschußuicht etwa nur
gegen die Stimmen der Nationalsozialisten angenom¬
men worden ist. Wir haben im Ausschuß erklärt (Zu¬
ruf: Sie haben ja gar keine Stimme!) . . . Aber Sie
haben im Ausschußdagegen geredet, wie Sie ja immer
nur reden (Heiterkeit) —. Wir haben im Ausschuß
erklärt, daß wir diesen Antrag vor der Öffentlichkeit
diskutieren wollen. Warum wollen wir den Antrag
vor der Oeffentlichkeit diskutiereu? Um Ihneu die
Möglichkeit zu nehmen, hinter solchen scheinradikalcn
Anträgen Ihre Freundschaft gegenüber dem Kapitalis¬
mus zu verschleiern.(Zuruf eines Nationalsozialisten:
Sie bekommenauch Anzeigen von Tietz!) Sie machen
nämlich in Voltstäuschung — (Zuruf: Halt, vor¬
sichtig!) Ich bin nicht so dumm wie Sie. —, der
Oeffentlichkeitgegenüber den Kapitalismus zu einer
Klassenfragezu stempeln. Und Sie stellen sich hierhin
und reden dem Arbeiter ein, daß er nur im jüdischen
Kapitalisten seinen Feind sehen müsse. Sie stellen sich
hierhin und machen aus der Frage gegen den Kapi¬
talismus, die eine Klassenfrage ist, eine Rassenfrage.
(Glocke des Vorsitzenden.) Sie gewinnen damit die
Möglichkeit,Ihren Herrn Iarres, die Herren Klöckner
usw. zu schonen und nur die jüdischenAusbeuter des
deutschen Volkes zu attackieren. (Glocke des Vor¬
sitzenden.)

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Das Letz¬
tere war nicht mehr zur Geschäftsordnung.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Kolaß.
(Zuruf: Nur einer für und einer gegen!) Das Wort
zur Geschäftsordnung muß ich jederzeit erteilen.

Abgeordneter Kolaß: Meine Damen und Herren!
Wenn die Nazis sagen ....

Stellvertretender Vorsitzender Gberle (unter¬
brechend):Ich möchte bitten, zur Geschäftsordnung zu
reden. Ich lasse weitere Ausführungen nicht durch¬
gehen. Ich weiß nicht, was der Hinweis auf die Nazis
für einen Sinn hat.

Abgeordneter Kolaß: Also den Antrag, wie er
hier formuliert ist und wie er vom Fachausschußauf
Uebergang zur Tagesordnung uns vorliegt, unter¬
stützen wir, und zwar. . .
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Stellvertretender Vorsitzender Gberle (unter¬
brechend): Das ist nicht zur Geschäftsordnung. (Ab¬
geordneter Kolaß widerspricht.) Ich bitte, mich nicht
zu unterbrechen. Ich habe Sie schon zweimal darauf
aufmerksam gemacht. Beim dritten Male muß ich
Ihnen das Wort entziehen.

Abgeordneter Kolaß: Die Nazis haben doch hier
im Rahmen der Geschäftsordnung dazu Stellung ge¬
nommen.

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Nein, das
ist ein Irrtum.

Abgeordneter Kolaß : Die Nazis haben hier im
Rahmen der Geschäftsordnung eben zur Sache ge¬
sprochen.

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Nvr so¬
weit der Paragraph in Frage kommt, der den Ucber-
gllng zur Tagesordnung betrifft.

Abgeordneter Kolaß: Ich verzichte. (Heiterkeit.)
Stellvertretender VorsitzenderGberle: Wir kom¬

men nun zur Abstimmung über den Antrag des Fach¬
ausschusses auf Uebergang zur Tagesordnung. Ich
bitte diejenigen, die so beschließenwollen, sich zu er¬
heben. Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Wir kom¬
men zu Nr. 22. Berichterstatter ist Herr Abgeordneter
Könzgen,

Abgeordneter Könzgen: Der I. Fachausschuß
schlägt unveränderte Annahme vor.

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Erhebt
sich hiergegen Widerspruch? Das ist nicht der Fall,
es ist so beschlossen.

Ich habe noch etwas nachzutragen. Zu P u » k t 14
lag ein Antrag der SPD. vor. Soweit die ersten
Absätze in Frage kamen, wurde der Antrag als er¬
ledigt erklärt, weil der Beschluß des I. Fachausschusses
die Etatsposition wieder hergestellt hatte. Aber der
letzte Absatz sollte dem PruUinMlnusschuß Äberwiosen
werden. Darüber habe ich nicht abstimmen lassen.
Ich glaube aber ohne besondere Abstimmung fest¬
stellen zu können, daß Ueberweisung an den Pro-
vinzialausschuß beschlossen ist. (Zustimmung,)

Das Wort hat Herr Abgeordneter Bes.
Abgeordneter Neck: Gin Parteifreund der größten

Fraktion des Pruvinziallandtages, der Reichsminister
I)i. Wirth, war es, der vor kurzem eine ganz bedeu¬
tungsvolle und auch ziemlich inhaltreiche Rede gegen
den Kulturbolschewismus vom Stapel ließ. Meine
Fraktion möchte nicht versäumen, bei Beratung des
Punktes „Förderung des Gewerbes", die zum Aus¬
druck kommt in einer Unterstützung der Fachschulen,
einmal aufzuzeigen, wo denn überhaupt Kultur¬
faschismus herrscht. Wir weisen darauf hin, daß es
nicht drüben in der Sowjetunion die Kommunistische
Partei ist, der das Zentrum fälschlicherweise vorwirft,
die Kultur zu untergraben, sondern daß Sie selbst es
sind, die Ihre eigene »Kultur" mit Füßen treten. Sie
selbst bekunden das durch die Tatsache, daß iu diesem
Jahre die Gesamtbeträge an Ueberweisungeufür Fach¬
schulen gegenüber dem Vorjahre um 10 Prozent ge¬
kürzt werden.

Wenn wir die Etatsposition in anderer Beziehung
ansehen, so konstatieren wir, daß überall dort, wo
Mittel eingesetztwerden zur Niederhaltung der auf¬
steigendenArbeiterklasse,des Proletariats, das bereits

seine Forderungen anmeldet, keine Streichungen er¬
folgt sind, fondern daß dort mit Ihrer Zustimmung
— Ihr Herren vom Zentrum, von der Rechten bis
herüber zur Sozialdemotratie — unerhörte Neunnsähe
in allen Gtats sowohl im Reich wie in den Ländern
und auch hier iu der Provinz zum Ausdruck kommen.
Unter dem Vorwande der Förderung des Gewerbes
bringen Sie es fertig, auch hier die letzten Paar
Groschen, die Sie für die Fachschulen übrig hatten,
noch weiter zu beschneiden. Es wird genau so ein
müßiges Beginnen sein, wie wenn das Handwerk in
den letzten Tagen mit großen Plakaten durch die
Straßen zog, oder wie uns von den Bahnhöfen nnd
öffentlichenHäusern überall ein Plakat entgegenstarrt:
„Fördert das Handwert". Jawohl, das Handwerk liegt
heute darnieder. Wir wissen, daß dieses Handwerk
mit Ihrer Hilfe nicht mehr auf die Beine gebracht
werden kann. Die Handwerter gehen denselben Weg,
den wir Proletarier gegangen sind, Sie werden eben¬
falls ins Proletariat hinabgestoßen; sie verarmen und
verelenden, nicht durch die Politik der Kommunisten,
sondern durch die Politik, die ihre Freunde Silver-
berg, Iarres, Klöckner und Konsorten und wie sie alle
heißen mögen, betreiben.

Wir konstatieren deshalb hier erneut, daß Sie gar
keine Ursache haben, von einem Kulturbolschewismus
zu reden. Sie selbst haben durch Ihre eigenen An¬
sähe im Etat usw. bekundet, daß Sie nicht einmal ein
paar lumpige Wart übrig haben zur Aufrechterhal¬
tung der Fachschulen, überhaupt der Schulbildung und
der gesamten Volksbildung. Wir konstatieren hier,
daß Ihre Kultur und Bildung ebenfalls so verfault
ist wie das ganze Gesellschaftssystem, auf dem Sie heute
noch fußen.

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Wider¬
spruch hat sich nicht erhoben; ich stelle fest, daß Sie die
unveränderte Annahme beschlossen haben.

Wir kommen nunmehr zu Nr. 2», 24 und 25.
Wortmeldungen liegen nicht vor; ich darf wohl ohne
besondere Abstimmung feststellen,daß Sie den Aus¬
schußbeschlüssen entsprechendbeschlossen haben.

Wir kommen zu Nr. 26. Berichterstatter ist Herr
Abgeordneter Marx.

Abgeordneter Marx: Gs wird unveränderte An¬
nahme beantragt.

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Das Wort
hierzu hat Herr Abgeordneter Nenner.

Abgeordneter Renner: Wir lehnen diese Posi¬
tion des Haushalts ab. Der Beamtenapparat bei der
Landesversicheruugsnnstaltumfaßt insgesamt 387 Per¬
sonen. Von diesen gehören 219 den Gruppen 46—1!>
an; außerdem sind 9 Beamte mit Sondergehältern
und 1 Beamter mit dem Gehalt der Festgruppe 1 vor¬
handen. Wenn man diesem ungeheuerlichenAufwand
an Persunalausgaben in Höhe von 2,8 Millionen RM
allein in der Rheinprovinz die erbärmlichen Lei¬
stungen der Reichsversicherungsanstalt zugunsten der
Invaliden gegenüberstellt, dann bekommt man einen
Begriff davon, daß unser Vorwurf gegen die Ver¬
sicherungsanstalt,daß sie in allererster Linie eine Ver¬
sorgungsanstalt für Anwärter der regierungsbraven
Parteien ist, absolut berechtigt ist.

Ich will diesem ungeheuerlichen Aufwand für den
Beamtenapparat noch eine Tatsache entgegenhalten,
nämlich die Notlage der Reichsversicherungsanstaltin
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ihrer Gesamtheit, die so katastrophal geworden ist,
daß bei einigen Teilen unserer Versicherungen schou
zwangsläufige Anleihen aufgenommen werden müsse».
Ich denke da an die Neichsknappschaft, die ja mit der
Neichsversicherungsanstalt direkt nichts zu tun hat.
Aber vorhin ist von einem Sprecher der Sozialdemo-
kraten daran erinnert worden, daß die Neichsversiche¬
rungsanstalt noch im Jahre 1928 aus gewissen Zoll-
einnahmen des Reiches und aus der Lex Brüning
Ueberweisungen erhalten hat. Das hat heute auf¬
gehört. Der sozialdemokratischeSprecher war sehr
stolz darauf, daß die Müller-Regierung für diese
Stützung der Rcichsversicherungsanstalt Geld gehabt
hat. Er hat aber ganz vergessenzu erzählen, daß im
Rechnungsjahr 1929 dieselbe Müller-Regierung bereits
den gesamten Staatszuschuß für die Neichsversiche¬
rungsanstalt in Höhe von 166 Millionen RM nicht
mehr in barem Gelde überwiesen hat, sondern daß der
Reichsversicherungsanstaltdafür Schuldverschreibungen
des Reiches gegeben wurden, die erst im Jahre 1935
eingelöst werden können.

Auf der anderen Seite hat man gesagt, jede Er¬
höhung der Renten sei unmöglich. Finanzminister
Hilferding hat erklärt, daß spätestens im Jahre 1933
bei gleichbleibenden Leistungen eine Erhöhung der
sozialen Beiträge der noch im Betrieb befindlichen
Arbeiter eintreten müsse. Wenn also heute die Not¬
lage der Neichsversicherungsanstaltvorhanden ist, so M
sie in erster Linie darauf zurückzuführen,daß infolge
des Sinkens der Neitragsleistungen auf der emen
Seite und infolge des Wegfalls des Reichszuschusses
die Reichsversicherungsllnstllltnicht mehr liquid ist. Ich
zeige das nur auf, um den Sozialdemotraten den
Wind aus den Segeln zu nehmen, die sich vorhin hier¬
hergestellt und betont haben, was für ein wunder¬
barer Freund Müller gegenüber der Reichsversiche¬
rungsanstalt gewesen ist. Meine Herren Sozialdemo¬
traten, daß die Versicherungsanstalt heute im Gegen¬
satz zu 1928 kein Geld mehr für den Kleinwohnungs-
bau hergeben kann, ist doch auch Ihr Wert (Wider¬
spruch bei den Sozialdemotraten); denn der Haushalt
des Reichsarbeitsministers ist ja vor wenigen Tagen
mit voller Zustimmung der Sozialdemokraten verab¬
schiedet worden. Also stellen Sie sich nicht als Förderer
des Kleinwohnungsbaues hierhin, wenn Sie sich in¬
direkt beweisen lassen müssen — und auch zugeben
müssen, daß diese Beweisführung richtig ist —, daß S,e
selbst mit der Annahme des diesjährigen Haushalts
des Reiches die Verknappung der Mittel des Reichs-
versicherungsamtes verursacht haben und damit auch
die Grundlage dafür geschaffen haben, daß der Klein¬
wohnungsbau abgedrosselt werden muß. (Zuruf bei
den Sozialdemotraten: Warum?) Warum? Weil Sie
die Regierung des Unternehmertums stützen müssen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Es ist
unveränderte Annahme beantragt. Ich bitte die-
tenigen,, die so beschließen wollen, sich zu erheben. Das
ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Wir kommennun zu Nr. 27, 28, 29, 39, 31 und 32.
Berichterstatter ist Herr Baumann-Höppenhof.

Abgeordneter Baumann-Höppenhof: Meine
Namen und Herren! Zu Punkt 2? ist Ihnen in
Drucksache19 Antrag und Begründung des Pro-
vinzialausschusses betreffend weitere Durchführung
des Hochwasserschuhprogrammsam Rhein und seinen

Nebenflüssen zugegangen. Der II. Fachausschuß be¬
antragt unveränderte Annahme.

Zu Punkt 28 der Tagesordnung: Antrag der
KPD.-Fraktion auf Ginsetzung eines Betrages von
1 Million RM für den Hochwasserdienst in Kapitel 30
des Haushalts, beantragt der II. Fachausschuß Ab¬
lehnung.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Der
nächste Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Maus.

»geordneter Maus: Zu Punkt 27 bittet der
1. Fachausschuß,den Bericht des Provinzialausschusses
betreffend weitere Durchführung des Hochwasserschutz¬
programms am Rhein und seinen Nebenflüssenzu ge¬
nehmigen, und empfiehlt, den vom Provinzialausschuß
gestellten Antrag unverändert anzunehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Schmitz-Loverich.

Abgeordneter Schmitz-Loverich: Der II. Fach¬
ausschuß schlägt Ihnen Ablehnung vor.

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Als nächster
Berichterstatter hat Herr Abgeordneter Lesscnich das
Wort.

Abgeordneter L essen ich: Die laufende Nr. 31
ist zu berichtigen, weil bei der Drucksache ein Irrtum
unterlaufen ist. Zu Nr. 31 schlägt der Fachausschuß
Ihnen vor, diese Sache dem Provinzialausschuß zu
überweisen.

Zu Nr. 39 und 32 schlägt Ihnen der Fachausschuß
Ablehnung vor.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Wir
treten in die Besprechung ein. Das Wort hat Herr
Abgeordneter Zimmer.

Abgeordneter Zimmer : Die Frage der Hoch¬
wassergeschädigtenspielt in den letzten Jahren in der
Rheinprovinz fast in allen größeren Parlamenten eine
fehr große Rolle. Wir haben aus diesem Grunde drei
Anträge zu dieser Frage gestellt. In dem ersten An¬
trag verlangen wir: Zur ausreichenden, sofortigen
Hilfeleistung wird im Etat für Hochwasserschuh 1 Mil¬
lion RM bereitgestellt.Aus diesem Fonds sind an alle
geschädigtenKleinlandwirte und Kleinwinzer zinslose
unbefristete Darlehen zu gewähren, die als verlorene
Zuschüsse zu betrachten sind. Die Zuschüsse sind nicht
durch die Landwirtschaftskammer, sondern durch ört¬
lich zu bildende Geschädigten-Komiteesaus den Kreisen
der geschädigtenKleindauern, Kloinwinzer und Ar¬
beiter selbst zu verteilen, um zu verhindern, daß nicht
die Zuschüsse an die Großbauern und Gutsbesitzeraus¬
gezahlt werden.

Wir haben feststellen können, daß des öfteren Mittel
zur Verfügung gestellt wurden, daß aber den Aermsten
der Armen und den Geschädigtengerade aus den un¬
teren Gruppen der Bevölkerung nichts zugute ge¬
kommenist. Die Preußische Staatsregierung und der
Landtag haben vor einigen Monaten beschlossen, die
aus den Jahren 1926, 27 und 28 stammendenstaatliche»
Hochivassertrediteim Notfalle niederzuschlagen. Also
im Notfalle! Das bedeutet auch hier wieder, ,daß ge¬
rade die Besitzendenund Großbauern es wie bisher

^ glänzend verstehen weiden, durch ihre Protektion, die
sie bei den oberen Verwaltungen haben, diese bezogene
Mittel gestrichen bekommen,während es den kleinen
Landwirten hier wieder abgelehnt wird.
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Gin anderer Antrag besagt, daß die Hochwasser¬
geschädigtenvon 1930 bis zu einem Jahreseinkommen
von 400N RM aus diesem Fonds Vergünstigungen er¬
halten.

Dann weiter: „Bei Eintritt von Hochwasser sind in
allen bedrohtenFlußgebieten der Rheinprovinz erwerbs¬
lose Arbeiter, die für den Hochwasserdiensteingestellt
werden, zum vollen Tariflohn auf der Grundlage des
7-Stunden-Tages mit vollem Lohnausgleichentsprechend
einer Achtstundenschichtzu entlohnen. Dabei ist der
im Bezirk geltende Lohntarif der Gemeinde- und
Staatsarbeiter zugrundezulegen, zuzüglich einer min¬
destens 50 Prozent betragenden Wasserzulage. Dabei
sind den beschäftigtenArbeitern Wasserstiefel,wasser¬
dichte Kleidung und menschenwürdige Unterkunft
kostenlos zur Verfügung zu stellen. Auch für diese
Posten soll 1 Million RM zu« Verfügung gestellt
werden."

Die Anweisungen der Preußischen Regierung für
die Hochwassergebietelauten, daß die Bewohner der
bedrohten Gebiete und nötigenfalls auch der Nachbar¬
gebiete zu den Schutzarbeiten unentgeltlich herange¬
zogen werden können, und daß diese Arbeiter auch
noch die dazu erforderlichen Arbeitsgeräte und Be¬
förderungsmittel mitzubringen haben. Nun, wir
stellen gerade aus diesem Grunde den Antrag, daß diese
Mittel nicht von den Arbeitern aufgebracht werden,
sondern daß sie vom Staate bereitgestellt werden.

Die NationalsozialistischePartei hat ebenfalls einen
Antrug auf Drucksache 36 gestellt. Obwohl sie sich
eigentlich gegen die Preußische Staatsregierung in
einem scharfen Kampfe befindet, stellt sie in diesem
Antrag an die Preußische Staatsregierung die For¬
derung, der Provinziallandtag solle an die Preußische
Staatsregierung appellieren. Ich glaube, das kenn¬
zeichnet gerade auch hier wieder Euren demagogischen
Antrag, die Preußenregierung solle hier helfen. Ich
habe die Auffassung gehabt, daß Ihr auf dem Stande
Punkt steht, daß die Preußenregierung wirklich nicht
den Aermsten der Armen in der Nhcinprovinz helfen
kann.

Wir sehen, daß diese Katastrophen beim Hochwasser
in der Rheinprovinz immer größere Ausmaße an¬
nehmen, und selbst in Drucksache 19 wird darauf hin¬
gewiesen, welch ungeheure Verluste durch das Hoch¬
wasser zu verzeichnen sind; z. B. ist in den Jahren
1925 und 26 allein in der Stadt Neuwied eine Summe
von 2 350 000 RM durch Hochwasserschäden verloren
gegangen. Man sollte deshalb annehmen, daß endlich
mit der Mußregulierung begonnen wird und die er¬
forderlichenArbeiten durchgeführt werden. Wir müssen
aber leider feststellen, daß es hier noch sehr im argen
liegt.

Bei dieser Gelegenheit müssen wir auch betonen —
und das kennzeichnet wieder die heutige bürgerliche
Gesellschaft—, daß die Laudesarbeitsiimter m der
Rheinprovinz heute dazu übergehen, taufende er¬
werbslose Arbeiter dem ehemaligen sogenannten Erb¬
feind als Arbeitssklaven auszuliefern. Arbeiter werden
durch die Arbeitsämter gezwungen, in Südfrankreich
große Talsperren zu bauen, »nährend im Rheinland
durch diese Katastrophen, die alljährlich infolge des
Hochwassers in Erscheinung treten, Millionenwerte
vernichtet werden. Weiter wurde festgestellt, daß nicht
nur Talsperren von deutschen Arbeitern in Südfrank¬

reich gebaut werden, sondern daß num sie in der letzten
Zeit auch dazu benutzt, in Nordfrankreich Festungen
zu bauen, zum Schutz vor dem Angriff des vielleicht
in Zukunft von den Nationalsozialisten heraufbeschwo¬
renen neuen Weltkrieges. Ich glaube, daß ein Staat
und eine Kultur mit allen Mitteln zu bekämpfensind,
die deutsche Arbeiter an den „Erbfeind" ausliefern.
Die Leute, die das an den Arbeitsämtern durchführen,
wofür auch die Provinzialverwaltung verantwortlich
ist, reden sehr viel von ihrer nationalen Gesinnung.
Das haben wir besonders auch bei der Eröffnungsrede
des Qberpräsidenten und Etatrede des Landeshaupt¬
manns feststellen können. In Wirklichkeitaber ver¬
schachern Sie 'deutsche Arbeiter an die Franzosen,
damit sie dort Festungen und Talsperren bauen tonnen.

Wir sagen, daß die geschädigten Weinbauern, Win¬
zer und auch Arbeiter, die bis heute fast nichts an
Entschädigung bekommenhaben (Zuruf des Abgeord¬
neten Melsheimer: Warum denn nicht?), denen man
in Köln z. B. ein oder zwei Zentner Briketts gegeben
hat, damit sie ihre Wohnung wieder austrocknen
konnten, die tagelang unter Wasser gestanden hat, —
wir sagen ihnen, sie werden von den bereitgestellten
Mitteln nur dann etwas bekommen,wenn sie sich mit
der Arbeiterschaft zusammenschließenim Kampf gegen
das gesamte System. (Zuruf des Abgeordneten Mels¬
heimer: Wir wollen keine Almosen!)

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Losenhausen.

Abgeordneter Dr. Losen Hausen: Meine Damen
und Herren! Mit der zur Debatte stehendenMaterie
hat sich der Hauptausschuß des Preußischen Landtags
am 26. Januar d. I. stundenlang befaßt. Im Vorder¬
grunde der dortigen Erwägungen standen die Hoch-
wllsferschädenkrediteund gegebenenfalls deren Ueber¬
nahme durch den Preußischen Staat. Uebereinstim¬
mend wurde festgestellt, daß die Behandlung der Hoch-
wasserschädentredite dnrch die verschiedenen Kredit¬
geber mangels Einheitlichkeit des Vorgehens, vor allen»
in lden Fragen der Zinsverbilligung, der Stundung,
der tsilweifen oder volllommenen Niederschlagung,eine
sehr starte Erbitterung ausgelöst habe.

In der Tat sind es reine Zufälligkeiten, die heute
den einen Hochwassergeschädigtenschon wieder von
seiner Schuld frei dastehend sein lassen, während der
andere Hochwassergeschädigtenoch unter der kontra¬
hierten hochverzinslichen Schuld zu leiden hat, und
zwar vielfach in einer Weise, die seine Existenzbedroht.

Leider ist es trotz aller Bemühungen nicht gelungen,
den Preußischen Staat zur Uebernahme und dem-
nächstigen Niederschlagung der von den anderen
Stellen gegebenen Hochwasserschödenkreditezu ibe-
wegen. Der Finanzminister und der Innenminister
ließen übereinstimmend durch ihre Vertreter folgendes
erklären: — der Finanzminister, daß eine solche Ueber¬
nahme der von anderen Stellen gewährten Darlehen
grundsätzlich unzulässig sei, und der Vertreter des
Innenministers wörtlich: „Ausgeschlossenerscheint es,
von anderen Stellen gewährte Darleihen zu über¬
nehmen Und dann niederzuschlagen. Hierfür besteht
leine sachliche Rechtfertigung. Wenn der Staat ver¬
langt, daß sich neben ihm Provinz und Reich an der
Bereitstellung von Notstandsmitteln mit je 56 be¬
teiligen, so muß er auch verlangen, daß diese Stellen
bei der Niederschlagungebenso wie der Staut verfahren."
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Ich halte diesen Standpunkt in seiner Unbedingt-
heit und ^Verallgemeinerung nicht für richtig. Das,
was man aber zum mindestenfordern kann, ist, daß sich
die anderweitigen Kreditgeber dem staatlichen Vor¬
gehen im Nahmen ihrer Leistungsfähigkeit tunlichst
weitgehendanpassen und nach Möglichkeitdafür Sorge
tragen, daß der gegebene Kredit in den Zins- und
Zahlungsbedingungen wirtschaftlich erträglich gestaltet
wird. Keinesfalls >darf es dazu kommen, daß eine
wegen unterlassener Zentralisierung falsch aufgezogene
Organisation jener Kredite dazu führt, daß aus einer
Hilfsaktion genau das Gegenteil wird.

Weshalb ich mich aber besonders zum Wort gemeldet
habe, das ist ein Vorfall in jener Sitzung, zu dem ich
die Verwaltung bitten möchte, hier in der Öefifentlich-
teit Stellung zu nehmen. In 'dieser Sitzung ist ein
geradezu ungeheuerlicher Vorwurf gegen die Pro-
vinzialverwaltung erhoben worden. Um nicht etwas
zu sagen, was vielleicht hinterher beanstandet werden
tonnte, zitiere ich mit Genehmigung des Präsidenten
die kritische Bemerkung des Geheimen Finanzrats
Bank, so wie sie im Sitzungsprotokoll des Hauptaus¬
schusses in der bekannten Form der indirekten Rede
steht. Dort Heißt es:

„Die Förderung der Arbeiten in der Rheinpro¬
vinz sei durch das Verhalten der Provinz stark be¬
hindert worden. Obgleich sie anderen Provinzen
gegenüber noch in leidlicher Lage sei, habe sie jetzt
angefangen, sich der Zahlung der Beiträge zn ent¬
ziehen. Die Provinz halte sich, wie man bei den
«sindeichungsarboitenin Neuwied erfahren habe, für
den ,von ihr hinzugebenden Teil der Mittel durch
Rückgriffe- auf den Kreis und die Stadt schadlos.
Bei einem solchen Verhalten könne er die Verpflich¬
tung nicht als erfüllt ansehen, daß die Provinz °/°
der Mittel zu tragen habe. Die Folge sei, daß die
staatlichen Mittel für eine geringere Zahl von
Fällen reichen würden. Seinerzeit habe ihm der
Abgeordnete Verhülsdont versprochen, in dieser
Frage einzugreifen, doch habe er bisher noch nichts
davon bemerkt. Bei der dringenden Not und dem
Stand der Bauarbeiten sei dem Staat nichts anderes
übrig geblieben, als die Augen zuzudrücken; für die
Zukunft aber müßten derartige Maßnahmen unter
allen Umständen verhindert werden."
Ich möchte bitten, daß die Verwaltung zu diesen

Ausführungen Stellung nimmt; natürlich nicht mit
dem Ziel, die Gegensätzezu verschärfen, sondern mit
dem Ziel, die offensichtlich bestehenden Unstimmigkeiten
zu beseitigen, weil die Erfahrung lehrt, daß das Be¬
stehen solcher Unstimmigkeiten zwischenverschiedenen
an der gleichen Sache interessiertenBehörden nicht selten
geeignet ist, der Sache selbst schwerenSchaden zuzu¬
fügen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Das
Wort hat Herr üandesrat Kitz.

Aandesrat Kitz: Meine Damen und Herren! Sie
haben gestern von einem der Herren Redner schon ge¬
hört, daß bei Neuwied erhebliche Ueberteuerungen
vorgekommensind. Der Deichbau Neuwied ist von der
Stadt Neuwied in enger Fühlungnahme mit den zu¬
ständigen staatlichen Stellen durchgeführt worden.
Es ist nun wohl selbstverständlich,daß. als man zum
ersten Male »n die Provinzmlveiwaltung herantrat
und ihr sagte, sie möchte sich an diesen Uoberteuerungen

beteiligen, wir auf dem Standpunkte standen: diese
Ueberteuerungen gehen in erster Linie Staat und
Stadt an. Ich meine, das ist ein ganz selbstverständ¬
licher Standpunkt, den wir von der Provinzialver¬
waltung hier eingenommen haben. (Sehr richtig!)

Nun haben längere Verhandlungen zwischen allen
Beteiligten stattgefunden, die zu dem Einigungsvor¬
schlag geführt haben, der dann Gegenstand der Vor¬
lage geworden lst, die Ihnen jetzt vorliegt. So ist der
Sllchverhalt, und ich glaube, der Standpunkt der Pro¬
vinzialverwaltung in dieser Frage wird wohl von
jedem Mitglied dieses hohen Hauses im Interesse der
Finanzen der Provinz gebilligt werden.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Melsheimer.

Abgeordneter Melsheimer: Meine Damen und
Herren! Im Verlaufe unferer Stellungnahme zn den
eingegangenen und zur Beratung stehendenlandwirt¬
schaftlichen Anträgen werden Sie ersehen, daß wir ganz
auf Liebe eingestellt sind und sonst gar nichts. Allerdings
nicht auf die Art von Liebe des Blanen Engels, die
der schwarzeEngel duldet, sondern einzig und allein
nnf die unbändige Liebe zu unserem deutschenVolte
und Vaterland, ans die Liebe, die uns niemand aus
unserem Herzen reißen kann. (Zurnf aus der Mitte:
Ach nein, wie begeistert!)

Meine Damen und Herren, schon jahrelang roden
Sie von der znm Himmel schreienden Not der deutschen
Winzer und Bauern. Der Bauer glaubt aber mit
Necht nicht mehr an Ihre ehrliche Ueberzeugung.Denn
sonst hätten alle Ihre auf den Bauer abgestimmten
Notrufe einen ganz anderen Erfolg haben müssen.
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Dichgans: Jetzt kommt
die Bauernfängerei!) Die kommt jetzt; aber nicht in
der Weise, wie Sie sie schon 12 Jahre ausüben. 1913
kostete ein Doppelzentner Gerste 2« RM; der Bauer
tonnte sich dafür 3 Paar Schuhe taufen. Heute tostet
der Doppelzentner Gerste 18 RM; also kann sich der
Bauer heute 1 Paar Arbeitsschuhedafür kaufen. Der
deutsche Winzer von der Zentrumsmusel kann sich henlc
für ein verkauftes Liter Wein noch nicht einmal
1 Liter Selterswasser kaufen. 1923 war die Butter die
billigsteWagenschmiere.Die Preise für landwirtschaft¬
liche Erzeugnisse liegen 10—39 Prozent unter Friedens¬
preis, während die Erzeugnismittelprcise 20—28 Pro¬
zent über Friedenspreis liegen. Dabei hat sich die
Landwirtschaft vor dem Krieg« nur mit 3 Prozent
rentiert. Und dies alles ist geschehenunter Ihrer
tatkräftigen landwirtschaftsfreundlichen Politik! Nun
sind wir Nationalsozialisten uns bewußt, daß wir mit
unseren Anträgen keineswegsdie Not des Bauern nud
Winzers beseitigen können (Hört, hört! bei den Kom¬
munisten); nur etwas lindern tonnen wir sie. Denn
die Not der Landwirtschaft ist die Not des gesamten
deutschen Voltes, ist die gemeinsameNot. (Zurufe bei
den Kommunisten.) Bei uns gibt es keinen Klassen-
tampf in der Wirtschaft, weil wir alle zuerst säen und
dann erst ernten können. Fest steht jedenfalls, daß die
Landwirtschaft als erster deutscher Beruf im Sarge der
Grfüllungspolitit und der neudentschen Innenpolitik
lag. Das ist nämlich der Sarg, aus dem es eine Auf¬
erstehung uur unter bestimmten Voraussehungen
geben wird.
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Nachdemnun die deutsche Landwirtschaft im Sarge
der Erfüllungspolitik lag und im Sarge der neuen
deutschen Innenpolitik, da erst wurden die übrigen
deutschen Beruft mit in den Strudel der Grfüllungs-
Politit gerissen. Sie können es verstehen,daß wir sehr
gut im Bilde sind, wenn wir von Geldsackpatrioten
sprechen. An und für sich will der Bauer gar kein
Almosen. Er ist, wie ich Ihnen vorhin zugerufen
habe, gewöhnt, zuerst einmal zu säen und dann zu
eruten. Nun ist die Sache so, daß wir Wohl gesät
haben, aber auf Grund Ihrer verkehrten Politik ist
uns die Ernte gestohlen wurden und Sie geben uns
vielleicht nur einen Teil dessen wieder, wenn Sie
unsere Anträge annehmen. Eine Rettung bedeutet es
nicht.

Meine Damen und Herren, grundsätzlich nehmen
wir zu den eingegangenen nnd zu besprechenden
Anträgen folgende Stellung.

Weil die Landwirtschaft der ewige Urquell, der
Gesundbrunnen eines jeden Volkes ist, weil sie in
uuserem deutschenSchicksalskampf auf das eindeutigste
bewiesen hat, daß sie von früh bis spät nur Kampf und
deutschen Kampf kennt und man ihr nur zugunsteu
des internationalen Geldbeutels die Ernte immer
gestohlenhat, so bewilligen wir sämtliche Anträge, die
der Landwirtschaft zugute kommen. Ganz besonders
betone ich, daß wir auch für die landwirtschaftlichen
Anträge der KPDistcn stimmen (Hört, hört! links),
soweit, meine Herren, diese Zustimmung nicht auf
Kosten andrer landwirtschaftlicherEtatspositionen geht.
Besonders betonen wir dabei ausdrücklich, daß wir
das tun, weil wir damit bezeugen, daß die KPDisten
eben nur aus Agitationsgrüuden, aus Bauernfänger-
gründen, diese Anträge gestellt haben. (Widerspruch
bei den Kommunisten.) Meine Herren, Sie haben noch
nicht Ihren Grundsatz widerrufen, daß die Soziali-
siernng dann vollendet sei, wenn der letzte deutsche
Bauernhof sozialisiert ist. Und das tun Sie ja in
schon bald zwölf Jahren. Meine Damen und Herren,
wir stimmen also auch diesen KPD.-Anträgen zu, und
zwar ans den angeführten Gründen, besonders auch
noch deswegen, loeil wir, wenn es nicht möglich ist,
der gesamten Landwirtschaft das zugute kommen zn
lassen, wenigstens diesem Teil der Landwirtschaft etwas
zugute kommen lassen wollen.

Das sind die Gründe. Sie reden ja immer von dem
Kleinbesitz und dem Großbesitz. Wir Nationalsozialisten
stehen auf dem Standpunkt, daß wir keinen Klassen^
kämpf in unsere» Reihen dulden. (Zurufe links.) Sie
sind furchtbar landwirtschaftsüerstnndV, das merke ich.
Ich werde mich setzt aber besonders mit Ihnen beschäf¬
tigen. Ich will Ihnen das eine sagen: Wenn der
Großbetrieb nicht wäre, meine Herren, dann wären
Sie schon verhungert. Das beweise ich Ihnen. Ich
erinnere nur an die Tier- und Pflanzenzüchtung, die
so erfolgt, daß unsere Tier- und Pflanzenzucht uns
in die Lage seht, ans der Flächeneinheit den dreifachen
Ertrag wie der Großvater herausznwirtschaften. Sonst
hätten wir nicht die Möglichkeit, unser Volt zu er¬
nähren. Meine Herren, das ist eben nur der Groß¬
betrieb, der diese Maßnahmen treffen kann. Der
Großbetrieb kann allein Tiere züchten, nicht der Klein¬
bauer, und der Großbetrieb kann auch nur Pflanzen¬
zucht betreiben. (Zuruf: Uud der Großwinzer!) Sie

haben ja einen Vogel im Kopf und Ihre Hähne legen
sa Eier. (Heiterkeit.)

Meine Herren, so ist die Sachlage. Ich will damit
betonen, daß wir nicht Stellung nehmen gegen die
Großlllndwirtschaft, indem wir die Anträge der Herren
der äußersten Linken annehmen. Wir beweisen vielmehr,
daß wir ein Herz haben auch für die Kleinbauern,
ohne entschieden Front zu machen gegen den not¬
wendigen Großgrundbesitz, aus Staatsrücksichten, aber
nur soweit er eben notwendig ist.

Meine Herren, ich bitte Sie alle, in diesem Sinne
unseren landwirtschaftlichenAnträgen — es steht aller¬
dings augenblicklich nur einer zur Beratung, das ist
der Antrag betreffend Hochwasser-und Wolkenbruch¬
schäden — zuzustimmen.

Es ist im Ausschuß, in dem ich selbst zugegen war,
gesagt worden, dieser Antrag fei deswegen nicht so
annehmbar, weil er eine gewisse Bernfsgrnppe be¬
sonders begünstigen wolle. Ich frage aber: Welchen
Beruf haben Sie denn bisher am meisten begünstigt?
Sie haben es ja erreicht, daß wir kaputt sind. Sie reden
immer von Sozialisierung uud von sozialem, menschen¬
würdigem Dasein. Sie haben sich noch niemals
beschwert, obwohl Sie schon jahrelang von der Kürzung
der Arbeitszeit reden, daß wir von früh bis spät
arbeiten, meine Herren von der Linken, das tun Sie
nur deshalb nicht, weil es gegen Ihre eigenen Inter¬
essen ginge, weil dann der Zentner Kartoffeln heute
keine 2,50 RM beim Bauern kosten würde. Nur des¬
wegen sind Sie da still mit Ihrem „menschenwürdigen
Dasein". Sie können ganz ruhig zusehen, wenn der
Bauer von morgens früh bis abends spät nnd noch
bis in die Nacht hinein arbeitet.

Wir bitten Sie nochmals, unseren Anträgen zu¬
zustimmen.

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Ernst. (Abgeordneter Ernst
verzichtet.) Dann ist die Aussprache geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.
Zu Punkt 27 wird unveräudcrte Annahme bean¬

tragt. Ich bitte diejenigen, die so beschließen wollen,
sich zu erheben. Das ist die Mehrheit.

Zu Punkt 26 wird Ablehnung beantragt. Ich bitte
diejenigen, die so beschließenwollen, sich zn erheben.
Das ist die Mehrheit.

Zu Punkt 29 desgleichen. Auch das ist die Mehrheit.
Zu Punkt 30 ebenso. Auch das ist die Mehrheit.
Zu Punkt 31 ist Ueberweisuug beantragt. Es ist so

beschlossen.
Zu Punkt 32 wird Ablehnung beantragt. Auch

das ist beschlossen.
Dann kommenwir zu den Punkten 33 — 51.
Wir werden die Herren Berichterstatter Wohl der

Reihe nach hören müssen.
Zu den Punkten 33 und 34 hat als Berichterstatter

Herr Abgeordneter Gessinger das Wort.
Abgeordneter Gessinger: Zn 33 und 34 schlägt

der II. Fachausschußunveränderte Annahme vor.
Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Zu 35 ist

Berichterstatter Herr Abgeordneter Körner.
Abgeordneter Körner: Der II. Fachausschuß

schlägt unberänderte Annahme vor.
Stellvertretender VorsitzenderEberle: Zu 36 und

37 ist Berichterstatter Herr Dr. Gilles.
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Abgeordneter Dr. Gilles: Der II. Fachausschuh
schlagt zu Punkt 36 ebenfalls unveränderte Annahme
vor.

Zu Punkt 37 schlägt der II. Fachausschuß Ihnen
die Ucberweisuug nu den Provinzialausschuß vor. Der
Fachausschuß II hat sich bei seiner Entscheidung daUo»
leiten lassen, daß unbedingt etwas geschehen müsse, um
das gewaltige Elend in der Wasserversorgung in den
Höhengebieten der Provinz zu beheben. Es ist wieder¬
holt hier im Hohen Hause davon gesprochen worden
uud Sie wissen es selbst, meine Damen uud Herren,
daß gerade in den Kreisen des Höhengebietes mehr als
die Hälfte der Gemeinden ohne Wasserversorgung ist,
daß in diesen Gebieten Ortschaften, die keine Wasser-
leitung haben, gezwuuge» sind, ihr Triulwasser aus
dem vorbeifließcnden Bach zu nehmen, in den oberhalb
liegende Ortschaften ihre Abwässer einleiten. Man muß
wirklich Gott danken, daß bisher noch keine größereu
Epidemien da ausgebrochen sind. Es ist nun fest¬
zustellen, daß die Gemeinden, die heute eine Wasser¬
leitung haben, diese leicht uud billig in der Vortriegs-
zeit herstellen tonnten, daß die Gemeinden aber, die
heute noch keine Wasserleitung haben und die bereits
in der Vorkriegszeit, als es in den Eifel- und Höheu-
gcbieten noch gut ging, nicht in der Lage waren, dies,'
teuren Anlagen herzustellen, das erst recht nicht in der
heutigen wirtschaftlichen Notzeit köunen. Die Ge¬
meinden können günstigstenfalls nach den bisherigen
Bestimmungen 25 Prozent aus dem Westfonds als
verlorenen Zuschuß bekommen und müssen die restlichen
75 Prozent als hochverzinsliche Anleihe aufnehmen,
die aber durch das Wassergeld zu verzinsen und zu
amortisieren ist. Meine Herren, es kommen da tat¬
sächlich Fälle vor, wo diese verarmten Eifelbnucru,
ebenso die Bauern des Hunsrücks und des Wester-
Waldes, eiu Wassergeld von 8N Pf., 1 RM uud sogar
1,20 RM pro Kubikmeter zahlen müssen. Das ist bei
der augenblicklicheu wirtschaftlichen Notlage gerade
dieser Gebiete ein unhaltbarer Zustand. (Zustimmung.)

Deshalb beabsichtigt der vurliegeude Autrag — uud
der Fachausschuß hat sich dem angeschlossen —, eine
weitere Möglichkeit der Verbillignng zu schaffen, damit
anch diese armen Leute, die da oben in den Höhen¬
gebieten wohnen, in die Möglichkeit versetzt werden,
endlich zu einem einwandfreien Trintwasser zu kommen.

Der Fachausschuß II schlägt also Ueberweisung an
den Provinzilllausschuß vor.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Als nächster
Berichterstatter hat Herr von Stedman das Wort. Er
scheint nicht anwesend a» sein. Dann gebe ich dem
folgenden Berichterstatter, Herrn Latten, das Wort.

Abgeordneter Latten: Meine Damen und Herren!
Der Fachausschuß II hat in seiner gestrigen Sitzung
die Haushaltspläue uud Rechuungeu hinsichtlich der
landwirtschaftlichen Betriebe der Provinz Bylerward
am Niederrhein, Desdurf im Kreise Bergheim und
Provinzialdomänc Lammersdorf in der hohen Eifel
eingehend geprüft. Anf Gruud dieser Prüfung ist der
Fachausschuß II zu dem Resultat gekommen, die un¬
veränderte Annahme dieser drei Haushaltspläne zn
beantragen.

Hinsichtlich der von der KPD eingereichten Anträge
unter Nr. 55, 52, 53, 82, 83, 102, 103 und 54 hat nach
Prüfung der Anträge der Fachausschuß II sich ent¬

schließen müssen, die Ablehnung dieser Anträge zu
beantragen.

Meine Damen und Herren, als alter, in der Praxis
ergrauter Landwirt möchte ich einige Worte an Sie
richten bezüglich der von der Provinz betriebenen uud
fiuanzierten landwirtschaftlichen Betriebe, besonders
der Domäne Lammersdorf in der hohen Eifel. Die
beiden ersteren Betriebe werfen schon eine geringe
Ginnahme ab, wohingegen die Domäne Lammersdorf
noch einen geringen Zuschuß, in diesem Jahr von rund
4000 RM, verlangt. Meine Herren, ich möchte be¬
merken, daß dieser Zuschuß, der seit dem Bestehen
dieser Domäne jährlich sinkt, naturgemäß bedingt wird
durch die Kultivierung von Ocdländereien. Es ist
jedem Landwirten bekannt, daß solche Ländereien in
den ersten Paar Jahren gar keinen oder nur geringen
Ertrag liefern können. Trotzdem dieser Zuschuß noch
notwendig wird, halte ich gerade die Domäne Lammers¬
dorf als Mustergut für in hohem Maße fruchttragend.
Ich glaube, daß das Provinzialkapital, das in diese
Domäne gesteckt wird, doch recht gute Zinsen bringt.
Meine Herren, gerade in der hohen Eifel, wo der
Bauer vielleicht an manchen Orten doch etwas allzu
sehr am Althergebrachten hängt, wird ihm hier in seiner
allernächsten Nähe — er kann sich davon durch eigenen
Augenschein überzeugen — gezeigt, wie auch auf
ärmerem Boden durch verständnisvolle, kluge Kultur¬
arbeiten, durch sachgemäße Ausnutzung der technischen
Hilfsmittel, durch ebeuso sachkundige Anwendung der
Hilfsmittel, die wir in dem Kuustdüuger habeu, dem
armen Gifelboden doch etwas bessere Erträgnisse ab¬
gerungen werden können, als es bisher der Fall
gewesen ist.

Ebenso verhält es sich bei der Viehhaltung. Man
hat auf dieser Domäne durch Einführung von schwarz¬
buntem Niederungsuich, das im Milch- und Fleisch¬
ertrage bekanntlich dem gewohnten Vieh in der Eifel
überlegen ist, gezeigt, daß man dnrch sachkundige Aus¬
beutung der Hilfsmittel, indem man die Weiden
sachgemäß anlegt, sie in die richtige Lage zu Wind,
Licht und Sonne bringt und sie besonders richtig nnd
sachgemäß düngt, auch höhere Erträge aus unserer
Viehhaltung erzielen kann.

Nach Prüfung der Rechnungen und Haushaltspläne
kann ich persönlich als Landwirt nur meine Freude au
diesem landwirtschaftlichen Betriebe kundtun. Ich sage
— ich darf das auch im Sinne des Fachausschusses II
tun ^ sowohl der Provinzialleituug wie der Ver¬
waltung, den Beamten und Angestellten der Güter
meine Anerkennung nnd meinen Dank. (Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Das Wort
hat der Mitberichterstatter Herr von Stedman.

Abgeordneter von Stedman: Der Etat der
landwirtschaftlichen Verwaltung wurde gestern im
Fachausschuß beraten; irgendwelche Beanstandungen
zu dem Kapitel 30 sind nicht gemacht worden. Der
landwirtschaftliche Ausschuß empfiehlt restlose unver¬
änderte Annahme der Vorlage.

Ich darf dazu bemerken, daß in dem Kapitel 30
eine Minderausgabe von 135 800 RM eingetreten ist.
Das ist für die Landwirtschaft schmerzlich, muß aber
bei der Finanzlage der Provinz in Kauf genommen
werden.
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Darf ich gleichzeitig über die nächsten Positionen
berichten? (StellUertretender Vorsitzender Eberle er¬
klärt sich einverstanden.)

Dann, meine Damen und Herren, stand zur Be¬
ratung das Kapitel 81: unsere landwirtschaftlichen
Schulen. Im Gegensatz zu dem Kapitel 30, wo Er¬
sparnisse erzielt und Streichungen vorgenommen
wurden, ist dies beim landwirtschaftlichen Schulwesen
nicht eingetreten. Es ist im Gegenteil eine Erhöhung
eingetreten, entsprechendden Wünschen,die nicht bloß
aus Kreisen der Landwirtschaft, sondern allgemein aus
den Kreisen der Provinz betreffs des landwirtschaft-
lichen Schulwesens erhoben worden sind. Meine
Damen und Herren, wir müssen bei dem landwirt¬
schaftlichen Schulwesen (Kapitel 31) auseinanderhalten
die eigenen landwirtschaftlichenSchulen, die unter ->)
aufgeführt sind, und die Beihilfen für landwirtschaft¬
liche Schulen und Versuchsstationen,die unter d) auf¬
geführt sind.

Bezüglich der eigenen landwirtschaftlichen Schulen
möchte ich dem Plenum unterbreiten, was seitens der
ProUinzinluerwaltung zu diesem Abschnitt ausgeführt
worden ist. Im Laufe der letzten Jahre ist es ge¬
lungen, den berechtigten Wünschen der landwirtschaft¬
lichen FachkreiseRechnung zu tragen und die Wein¬
bauschulen weiter auszubauen. Es steht zweifelsohne
fest, dasz in früheren Jahren für die Weinbauschulen
etwas zu wenig geschehen ist und daß auch der Besitz
an Areal, besonders in Kreuznach, wo er bloß acht
Morgen betrug, für die Bedürfnisse der rheinischen
Schulen zu klein war. Es fehlte vor allen Dingen
auch in Kreuznach der moderne Kellerbetrieb. Die
Winzer haben schon seit Jahren erkannt, daß die Aus¬
bildung in der Kellerwirtschaft auf der Weinbauschule
genau so wichtig ist wie die Ausbilduug im Weinbau
in den Weinbergen.

Meine Damen und Herren! Der Ausbau der
Schule» i» Trier und Kreuznach ist nunmehr zu einem
gewissen Abschluß gelangt. Die Verwaltung steht auf
dem Standpunkt, daß nunmehr, nachdem in der nötigen
Weise für den Weinbau gesorgt worde» ist, in den
jetzt kommendenJahren ein Gebiet besonderer Für¬
sorge bedarf, das bisher etwas vernachlässigt worden
ist, das ist der Obstbau. Infolgedessen 'Hut ,die Ver¬
waltung ihre Absicht im Ausschuß kundzugeben, daß
die laufenden Mittel, die bisher für den weitereu Aus¬
bau der Weinbauschule» verwaudt worden sind, nun¬
mehr in den kommendenJahren in ganz besonderem
Maße dem Obstbau zugute kommensollen. Wir haben
das ini landwirtschaftlichenAusschuß begrüßt, und der
landwirtschaftliche Ausschuß hat sich damit einvrr-
standen erklärt.

Bei dieser Gelegenheit glaube ich im Namen des
landwirtschaftlichenAusschusses,jedenfalls im Namen
meiner landwirtschaftlichen Freunde, dem Herrn, der
nunmehr die Leitung der Weinbauschulen niederlegen
will, dem Herrn Landesrat Müller I, der sich mit ganz
besonderer Liebe und Sorgfalt des Ausbaues der
Schulen angenommen hat, unseren Dank für diese
Tätigkeit aussprechen zu dürfen. (Bravo!)

Nun gestatten Sie mir ein paar Worte über das.
was zu den einzelnen Unterhaushalten gesagt worden
ist, zunächstOlewig. Die Schule in Olewig kann mit
den früheren landwirtschaftlichenSchulen, die wir in
der Rheinprovinz haben, in keiner Weise verglichen

werden. Es handelt sich dort um eine Schule mit
einem vollwertigen landwirtschaftlichen Betrieb und
gleichzeitig mit einem Internat. Diese Schule soll den
landwirtschaftlichen Bedürfnissen gerade des Grenz¬
gebietes in ganz besonders hohem Maße entsprechen,
wie überhaupt festzustellenist, daß die Schaffuug der
Schule in Olewig, des Klimaforschungsinstituts iu
Trier, kurz alles, was für Trier geschehen ist, in ganz
besonderem Maße unter dem Gesichtspunkte der
Grenzhilfe mit zu betrachten ist.

Meine Herren! Bezüglich Olewigs muß ich die
Erörterung einer Spezialfrage erwähnen, um in
nieinen Ausführungen vollständig zu sein. Das ist
die Frage, die im Ausschuß erörtert wurde: Soll die
Schule für ihren Milchbetrieb schwarzbuntes Vieh
führen oder soll dort das in der Trierer Gegend
bodenständigeGlanvieh gehalten werden? Die Leitung
der Anstalt hat in letzter Zeit schwarzbuntes Niede¬
rungsvieh eingeführt in der Annahme, daß dieses —
das trifft an sich für die Rheinpruviuz allgemein zu —
für einen Milchbetrieb das Gegebene sei. Aber, meine
Dame» und Herren, auf der anderen Seite muß man
den Gefühlen der Bevölkerung Rechnung tragen und
in einem Bezirk wie dem Trierer, wo das Glanvieh
das bodenständige Vieh ist, nun auch in dieser An¬
stalt, wo junge Mädchen aus dem dortigen Bezirk aus¬
gebildet werden, auch solches Vieh halten, mit dem sie
nachher in der eigenen Wirtschaft zu tun habeu. Der
Ausschuß hat sich daher auf den Standpunkt gestellt
und die Verwaltung hat sich dem angeschlossen, daß in
Olewig in Zukunft statt des schwarzbuntenViehes das
Glanvieh geführt werden soll.

Ein Wort zu der Gemüsebauschule. Die Trierer
Schule erfüllt in ganz besonderem Maße die Bedürf¬
nisse für das Grenzgebiet. Wir haben die Beobach¬
tung gemacht, daß in Trier bisher in erster Linie Ge¬
müse aus dem Luxemburger Gebiet auf den Markt
gekommenist. Die Einfuhr dieser Luxemburger Ge¬
müse ist aber für Deutschland überflüssig, denn wir
können das Gemüse selbst erzeugen; es gehört bloß die
nötige Vorbildung dazu. Und diese Vorbildung soll
eben durch die Gemüsebauschule in Trier geschaffen
Werden,ganz besonders im Hinblickauf die kommende
Wiedervereinigung des Saargebietes mit dem
DeutschenReiche, wo dann gerade dem Trierer Gebiet
ein besonders günstiger Absatz i» das eng besiedelte
Saargebiet ermöglicht wird.

Das Klimaforschungsinstitut, das ebenfalls in Trier
gegründet wurde, hat zum ersten Male sachliche Aus¬
gaben erfordert, weil die Anstalt neu ihre» Betrieb
aufgenommen hat. Eine besonders große Verbilligung
auf personellem Gebiete ist dadurch bei dem Klima¬
forschungsinstitut eingetreten, daß der Leiter der An¬
stalt gleichzeitigder Vorsitzendedes Reichsausschusses
für die Frostbekämpfung im Weinbau ist.

Meine Damen und Herren! Der Fachausschuß
empfiehlt, auch das Kapitel 31 unverändert gemäß der
Vorlage des Provinzialausschusses anzunehme».

StellUertretender VorsitzenderGberle: Zu Punkt
39 und Punkt 40 ist der Berichterstatter Herr Ab¬
geordneter Mebus.

Abgeordneter Mebus: Meiue Damen und
Herren! Der Fachausschußschlägt Ihnen zu Punkt 39
unveränderte Annahme und zu Punkt 40 Ablehnung
vor.
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Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Zu den
Punkten 41 bis 44 ist Berichterstatter Herr Abgeord¬
neter Dorsch.

Abgeordneter Dötsch: Meine Namen und
Herren! Die Vorlage Drucksache 34: Antrag der
NationalsozialistischenPartei, die Reichsregierung zu
ersuchen,baß die seinerzeit der notleidenden Winzer¬
schaft gewährten Reichswinzerkredite nebst angelaufe¬
nen Zinsen niedergeschlagenwerden, ist Von dem Ver¬
treter der Verwaltung bekämpft worden, und zwar
wegen seiner großen finanziellen Auswirkung. Der
Ausschuß hat sich aber trotz der schönerenBedenken,die
die Verwaltung geltend gemacht hat, mit einer gering¬
fügigen redaktionellen Aenderung, die Sie in der Vor¬
lage 121 finden, entschlossen, den Antrag anzunehmen.

Zu Punkt 42 der Tagesordnung: Antrag des
II. Fachausschusseszu dem Antrage der KPD.-Frak-
twn auf Niederschlagungder in den letzten Jahren an
Meinwinzer und Meinbauern gewährten Kredite,
empfiehlt der Ausschuß Ueberweisung an den Pro-
vinzialausfchuß, damit der Provinz ialverwaltung Ge¬
legenheit gegeben ist, etwa entstandene Härten zu mil¬
dern.

Zur Vorlage Punkt 43: Antrag des II. Fachaus¬
schusses zu dem Antrage der Nationalsozialisten, be¬
treffend Einsetzung einer Kommission zur Unter¬
suchung der Not der Moselwinzer (Drucksache 39)
empfiehlt der Ausschuß Ablehnung des Antrages, da
er nicht der Ueberzeugung sein kann, daß der Antrag
aus sachlichen Erwägungen gestellt worden ist.

Zur Vorlage Punkt 44: Antrag des II. Fachaus¬
schusseszu dem Antrage der SPD.-Frattion, betreffend
Beihilfe zu dem Bau von Weinbergswegen, hat sich
der Ausschuß den Antrag der SPD.-Frattion mck
einer geringfügigen Aenderung zu eigrn gemacht,die
Sie auf Drucksache 122 finden. Der Antrag wird zur
Annahme empfohlen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Der
nächste Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Andres.

Abgeordneter Andres: Zu Punkt 46 und 47
empfiehlt Ihnen der II. Fachausschuß unverairderte
Annahme.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Bericht¬
erstatter zu Nr. 48 ist Herr Abgeordneter Lessemch.
(Abgeordneter Lessenich verzichtet aufs Wort.)

Berichterstatter zu Nr. 49 D Herr Abgeordneter
Schmih-Habbelrath.

Abgeordneter Schm itz - Habbelrath : Zu
Punkt 49 schlägt der II. Fachausschußdem Provinzial-
landtag unveränderte Annahme vor.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Bericht¬
erstatter zu Nr. 50 und 51 ist Herr Abgeordneter
Engels.

Abgeordneter Engels: Der II. Fachausschuß
schlägt auch zu Punkt Nr. 50 und 51 unveränderte
Annahme vor.

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Die Aus¬
sprache Wird nunmehr eröffnet. Die Redezeit beträgt
für iede Fraktion 25 Minuten.

Das Wort in der allgemeinen Aussprache hat zu¬
nächst Herr Abgeordneter Dötsch.

Abgeordneter Dötsch: Meine Damen und
Herren! Wir lenken Ihre Aufmerksamkeit auf den

Antrag 34 der NationalsozialistischenPartei. Dieser
verlangt, daß sämtliche den Moselwinzern gegebenen
Kredite niederzuschlagenund zu stunden sind. Meine
Fraktion muß diesem Antrag aus verschiedenen Grün¬
den entgegentreten. Wir sind nicht der Auffassung,
daß es den Nationalsozialistenmit diesem Antrag ernst¬
gemeint ist. Wir sind der Anficht, daß niemand, der
den Dingen sachlich gegenübersteht, der Meinung fein
kann, daß der Antrag einmal irgendwie Aussicht auf
Erfolg haben könne. Der Antrag bezweckt lediglich,
der uferlosen Demagogie und dem Agitationsbedürfnis
der Äiationalsozialistenunter den Moselwinzern Vor¬
schub zu leisten. (Zuruf des Abgeordneten Simon:
Mit der Demagogie im politischen Leben haben Sie
aber begonnen!) Herr Simon, Ihnen will ich gleich
zu Anfang eines sagen: Sie täten besser, sich um
Ihren ^bankrotten Netrieb in Koblenz zu bemühen und
dafür zu sorgen, daß der Arbeiterschaft ihr Lohn ge¬
zahlt wird, den Sie feit Weihnachten ischuldigge¬
blieben find. (Zuruf des Abgeordneten Simon: Ich
habe erstens gar leinen Betrieb in Koblenz, und zwei¬
tens haben wir nicht die jüdischen Gelder, die Sie
haben!) Sorgen Sie dafür, daß die Buchdruckerihren
Lohn bekommen, dann haben Sie genug zu tun.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle (unter¬
brechend):Ich bitte den Abgeordneten Simon, sich auf
seinen Platz zu begeben.

Abgeordneter Dötsch (fortfahrend): Wenn man es
wirklich ernst meint mit der Niederschlagung von
Winzertrediten, dann hätte man 1927 und 1928 im
Reichstag Gelegenheit gehabt, unter einer wesentlich
besseren Finanzlage des Reiches den dringenden Be¬
dürfnissen auf Niederschlagung bei den bedürftigen
Winzern Rechnung zu tragen. (Zuruf des Abgeord¬
neten Simon: Warum habt Ihr es denn damals nicht
getan?) Ich darf feststellen, daß damals die Mehrheit
des Reichstages die von der Sozialdemukrntie gestellten
Anträge auf staffelweise Niederschlagung abgelehnt
hat. (Zuruf des Abgeordneten Melsheimer: Wer ist
das gewesen?) Ihre politischen Freunde, Herr Mels¬
heimer! — Wenn von dem Vertreter der Winzer,
Herrn Melsheimer, im Ausschuß behauptet worden
ist, daß man mit der Annahme dieses Antrages Be¬
ruhigung unter die Winzerschaft tragen will, dann
darf ich für meine Fraktion behaupten, daß man damit
das genaue Gegenteil tut. Man erweckt mit der An¬
nahme dieses Antrages unter den Winzern Hoff¬
nungen, die niemals erfüllt werden können. (Zuruf
des Abgeordneten Simon: Die Sie nicht erfüllen
wollen!) Weil man unter den heutigen finanziellen
Verhältnissen einfach nicht in der Lage ist, einen An¬
trag durchzuführen, der eine finanzielle Auswirkung
von rund 30 Millionen haben wird. (Zuruf des Ab¬
geordneten Simon: Stlarek hat ja allein 20 Millionen
gestohlen!)Aus diesem Gruude müssen wir diesen An¬
trag bekämpfen. Wir betonen aber ausdrücklich,daß
wir durchaus bereit sind, einem Antrage zuzustimmen,
der die Pruuinzialverwaltung ersucht, bei der Reichs¬
regierung dahin vorstellig zu werden, daß dort, wo
wirklicherNotstand herrscht, wo die Zurückzahlung der
Winzerkrediteeine Härte bedeutet, diese Kredite nieder¬
geschlagenwerden, und daß vor allen Dingen die
Reichsregierung ersucht wird, unter keinen Umständen
Zwangsmaßnahmen bei der Eintreibung der Winzer¬
kredite dort vorzunehmen, wo die Beitreibung eine
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Härte bedeutete. Aber die Winzerkredite in ihrer Ge¬
samtheit niederzuschlagen, kann unmöglich in Frage
kommen, aus den eben von mir angeführten Gründen.
(Zuruf des Abgeordneten Simon: Sie schlagen lieber
die gestohlenen Gelder von Sklaret nieder!) Alter
Freund, wenn wir nicht im Hause wären, bekamst Du
eine runtergehauen! (Erneuter Zuruf des Abgeord¬
neten Simon,)

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Ich rufe
den Abgeordneten Simon zur Ordnung. (Zuruf des
Abgeordneten Simon: Zur Geschäftsordnung!) Sie
können das Wort setzt nicht haben. (Zuruf des Ab¬
geordneten Simon: Ich bin hier bedroht worden. Der
Abgeordnete hat gesagt, er wolle mir eine herunter¬
hauen.) Das Wort in der Sache hat Herr Abgeord¬
neter Melsheimer.

Abgeordneter Melsheimer: Meine Damen und
Herren! Ich kann mich darauf berufen, daß der
II. Fachausschuß tatsächlich für unseren Antrag ein¬
getreten ist. Sogar das Zentrum hat erfreulicherweise
dafür gestimmt, vielleicht um dem Gerede an der
Mosel, daß das Zentrum gegen die Niederschlagung
der Winzerkredite gewesen sei, Abbruch zu tun und
zu beweisen, daß es für die Niederschlagungder Kredite
ist. Ich drücke darüber meine ausdrückliche Befrie¬
digung aus und bitte Sie, auch in diesem Sinne ab¬
zustimmen.

Was will nun der Herr von der Sozialdemokratie?
Er trägt ja gar nichts anderes vor als das, was auch
Wir in unserem Antrage verlangen. Er macht bloß
die Einschränkung: die Bedürftigkeit ist maßgebend.
Wer hat denn die Winzertredite bekommen? Gehen
Sie doch an die Mosel: nur die bedürftigen Winzer
haben doch Kredite bekommen. (Zuruf des Abgeord¬
neten Gerlach: Die haben sie gar nicht angenommen;
die wußten, daß sie sie nicht zurückzahlen tonnten. —
Zuruf des Abgeordneten Simon: Der bedürftige Herr
Gerlach hat sie wieder!) Ich kann Sie bei dieser
Schreierei nicht verstehen, obwohl ich ja Bauer bin
und den Ochsen schon von weitem erkenne.

Es ist Tatsache, daß die Winzer derartig bedürftig
waren, daß die Not zum Himmel geschrieen hat. Noch
nie ist es ihnen so schlecht gegangen. Gehen Sie doch
mal hin und schauen Sie, wo an der Mosel überhaupt
noch Wohlstand ist. Ich weise Ihnen nach, daß wir
in unserem Ort 12<1 Familien, das sind 700 Einwohner,
haben, und daß allein Raiffeisen 151000 RM Forde¬
rungen bei unseren Winzern hat. 38000 RM davon
sind allein Winzerkredite; das übrige sind Warenforde¬
rungen und Kredite, um Betriebsmittel einzukaufen.
Dazu kommen noch über 30 000 RM von einer
privaten Kunstdüngerfirma und einer weiteren Firma,
die aber mindestens so viele Sachen hinliefert. Sie
sehen also, daß die Not himmelschreiendist, und wenn
Sie den Antrag nicht bewilligen, so beweisenSie, daß
Sie Ihre landwirtschaftsfeindliche Politik fortsehen
wollen. Ich erwarte, daß Sie Ihr Ausschußversprechen
halten und für den Antrag stimmen.

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Nohl.

Abgeordneter Nohl: Wenn man Euren Mist hier
riecht, könnte man die Gasmaske gebrauchen. (Zurufe
bei den Nationalsozialisten.) Wenn Sie sich soviel
Mist zusammenreden,so brauche ich ihn ja nicht weg¬

zukehren. Ich will nur das eine sagen: wenn die
Nazis hier so über die Not der Landwirtschaft sprechen,
so wollen Wir sie doch ,daran erlinnern, daß es
gerade in Thüringen und Braunschweig ihre Minister
sind, die bisher die Volks- und bauernfeindlichstePolitik
gemacht haben. Sie sind es gewesen, die die verfluchten
Voungsteuern, die Sie überall so in Grund und Boden
donnern, gerade von den Kleinbauern eingetrieben
haben (Hört, hört! bei den Kommunisten); die die
Negersteuer über die Arbeiter und Kleinbauern
verhängt und mehrfach erhöht haben. Also haben die
Nazis wirklich keine Ursache, sich darüber zu be¬
schweren, daß die Not der Bauern so groß ist.

Im übrigen sind es auch die Nazis gewesen, die
im Reichstag rücksichtslosdie Politik Schiele K Co.,
diese Zollwucherpolitikunterstützt haben. (Hört, hört!
bei den Kommunisten.) Also ist das ganze Theater
der Nationalsozialisten nichts anderes als Demagogie.
Sie wollen versuchen, ihren Kollegen von der
schwarzen Fakultät hier einmal das Wasser abzu¬
graben. Sie machen das bloß nicht so raffiniert; sie
toben herum wie die Wilden und weiden ausgelacht;
das Passiert allen Harlekins, das kann man nicht ver¬
meiden. (Zuruf des Abgeordneten Simon: Ach, Sie
armer Geist!)

Die Kommunisten haben eine Anzahl Anträge ge¬
stellt, die zwar nicht dazu angetan sind — (ein
Nationalsozialist meldet sich zum Wort). — Jetzt gibt
es eine Forderung auf schwereSäbel! — Die Nazis
haben auch die kühne Behauptung aufgestellt, daß sie
gegen jeden Klassenkampfseien, und daß es in ihrer
Partei keinen Klassenkampfgibt. Dafür gibt es einen
desto erbitterteren Postenlampf. Klassenkampf ist
allerdings nach Auffassung der Nazis eine >Sache,
die künstlich fabriziert wird, ioie auch ihre Partei¬
programme, die ja auch idanach aussehen. Aber
für uns Marxisten ist der Klassenkampfeine gegebene
Tatsache (Zuruf des Abgeordneten Simon: Aus der
Sie Geld verdienen!), die nicht wegzudistutieren ist,
sondern die jeden Tag in immer neuer Form auftritt.
Das ist der Kampf der Reichen gegen die Armen, und
der spielt auch in der Bauernschaft eine entscheidende
Rolle.

Die Tatsache, daß von den Fachausschüssenvorge¬
schlagen wurde, unseren eingereichten Antrag abzu¬
lehnen, beweist schon, daß diese Parteigruppierungen
den Klassenkampfsehr gut verstehen und ihre Kraft
ausnützen gegen die Werktätigen Bauern des Rhein¬
landes. Die Anträge, die wir gestellt haben, verlangen
— und die in Frage kommenden Beträge sind nicht
sehr hoch —, daß Flußregulierungen, Vodenmeliora-
tionen und andere Verbesserungen des Bodens,
Wasserleitungen und sonstige Kulturabgaben, finan¬
ziert werden sollen. Damit ist keineswegsdie Not der
Bauern grundlegend zu ändern oder zu beseitigen,
das muß offen ausgesprochenwerden. Aber das Zen¬
trum, das hier Anträge nach der Richtung formuliert:
„Der Provinziallandtag ersucht den Provinzialaus-
schuß, der Herr Landeshauptmann möge sich mit der
Preußenregierung ins Benehmen sehen, daß die
Stlllltsregierung auf dem Wege über die Reichs¬
regierung Maßnahmen erwägt, wie im nächsten Jahre
den Bauern eventuell zu helfen ist," — solche Kaut-
schukformulierungen lehnen wir ab. (Zuruf des Ab-
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geordneten Simon: Das haben Sie gut auswendig
gelernt!) Ihr bringt das doch noch nicht einmal fertig;
Ihr stottert Euch bloß etwas daher! Wir stellen fest,
daß das eine grenzenlose Demagogie ist, die dazu
dienen soll, die tatsächlichen Erfordernisse der werk¬
tätigen Bauern zu vertuschen. (Zuruf des Abgeord¬
neten Simon: Ihr habt ja gar keine werttätigen
Bauern bei Euch; die haben Euch längst erkannt!) Und
Ihr habt nur Fememörder. (Zuruf des Abgeord¬
neten Simon: Die sind uns lieber als Eure gesamte
Fraktion. — Abgeordneter Hoffmann: Hört, hört! —
Erneuter Zuruf des Abgeordneten Simon: Lieber als
Ihr alle zusammen!) Was die Artgenossen von
Goebbels und Hitler hier machen, ist nicht so wichtig.
Es ist traurig, daß die Leute sich am Mittwoch im
Aeltestenausschuß auf die „Art" des Herrn Ley be¬
rufen mußten, daß er wieder hereinkommentonne. So
sehen die aus! Solch ein erbärmlichesGntschuldigungs-
gestammel haben wir noch niemals gehört. Das nur
als Nebenbemerkung. (Zuruf des Abgeordneten
Simon: Zu Hauptbemerkungen sind Sie ja gar nicht
fähig!) Schrei' doch nicht so, dadurch wirst Du ja doch
nicht größer!

Die Ursache für die Not der Kleinbauern liegt
darin, daß das werktätige Volk kein Geld mehr hat,
um Brot und landwirtschaftlicheProdukte zu kon¬
sumieren. Man kann hier nicht von einer Ueberpro-
duktion sprechen, so daß der Arbeiter und Bauer sich
satt essen kann, sondern «das Gegenteil ist der
Fall. Der beispiellose Brotwucher der Regierung
Brün in«-Schick ist es, der diese ungeheure Not
der werttätigen Bevölkerung verschuldet. Wir stellen
dazu einige Tatsachen fest. Der Lohn der deutschen
Arbeiter beträgt im Jahresdurchschnitt 45 Milliarden
Goldmark. Nach den amtlichen Feststellungen ist der
Lohn >m den letzten Jahren relativ gesunken um
13 Milliarden Goldmnrl, einschließlich der Grwerbs-
losigleit, die hier in Frage kommt. (Zuruf des
Abgeordneten Simon: Dafür Verdient Gerlach
um so mehr!) Diese 13 Milliarden fallen aus im Kon¬
sum der werktätigen Massen, und daß muß sich aus¬
wirken. Wenn die werttätige Bevölkerung für 8 bis
10 Milliarden weniger taufen kann, so ist es selbstver¬
ständlich, daß auch die Kleinbauern nichts mehr laufen
können. Hier liegen die wirklichen Ursachen.

Wir stellen fest, daß nach amtlichen Gingeständnissen
der Brotkonsum Deutschlands im letzten Jahre um
30 Prozent gesunken ist. Das sind die Folgen
der Hungerpolitik der Regierung Schiele und
Brümng. Wir stellen weiter fest, daß es die
Partei der Sozialfaschisten gewesen ist, die diese
Politik bis zum letzten Augenblickin schamloserVer¬
räters der Interessen der werktätigen Massen unter¬
stützt hat. Die Arbeiter, die in Deutschland hungern,
sollen durch faschistischeDiktatur Experimente, wie sie
das Zentrum jetzt unternimmt, satt gemacht werden.
Sie schreien über den Kulturbolschewismus, sie ver¬
suchen, die Arbeiter gegen die KommunistischePartei
aufzupeitschen(Zuruf des Abgeordneten Kurth: Was
hat das mit dem Hochwasser zu tun?), aber kein Papst
und kein preußischerMinister kümmert sich darum, daß
in den deutschen Getroidelagern Hunderttausende
Tonnen von Brotgetreide verfaulen und persauern,
weil die Regierung dieses Geld den Großagrariern in
Ostolbien in den Rachen schmeißt.

Wir stellen fest, daß es auch Sozialdemokraten ge¬
wesen sind, die dafür gestimmt haben, daß 400 UM
Tonnen Brotgetreide in Deutschland für die mensch¬
liche Ernährung unbrauchbar gemacht wurden. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Hoffmann: Das ist doch aller¬
hand!) Was sind das für Zustände, wenn die Welt¬
produktion an Getreide heute einen Ueberschußvon
etwa 28 bis 30 Millionen Tonnen in den Lagern aus¬
macht und dafür kein Absatz vorhanden ist, während
in Deutschland 5 Millionen Erwerbslose und in der
ganzen Welt mindestens80 bis 100 Millionen Menschen
hungern. Das bedeutet, daß das kapitalistische System
bankrott ist. Das beweist, daß die Krise der deutschen und
rheinischenLandwirtschaft nicht mit solchen Palliativ-
mittelchen behoben werden kann, wie das in den An¬
trägen der Zentrumöpartei und der bürgerlichen Par¬
teien versucht wird, sondern daß es sich um die Krise
des Systems handelt, daß diese Agrarkrise eng zu¬
sammenhängt mit der Krise der gesamten kapita¬
listischenGesellschaftsordnung.

Wenn man von diesen grundlegenden Fragen aus¬
geht, so kann man auch begreifen, warum Ihr ver¬
sucht, die Werktätigen Massen mit solchen Mätzchen
über diese Tatsachen hinwegzutäuschen. Ihr erklärt
dauernd, daß Ihr die Not der Bauernschaft lindern
wollt; aber wir erinnern daran, daß zur Regierungs¬
zeit Hilferdings dieser die Garantie dafür gab, daß in
Nordschleswig große Viehauftäufe getätigt werden
tonnten. Dieses Vieh wurde geschlachtetund das
Fleisch über die Grenze nach England geschoben.
Das ist Eure Aushungerungspolitit! Im Oktober
vorigen Jahres hat die Regierung Arüning-Schiele
im Regierungsbezirk Düsseldorf etwa 1000 Schweine
ausgekauft und sie nach Frankfurt schaffen lassen. Sie
sind dort geschlachtet worden, und man hat das Fleisch
nach Frankreich >verfrachtet. Gestern bringt die bürger¬
liche Presse bie Tatsache, daß es notwendig sei, die
Ausfuhr zu steigern, trotzdem in Deutschland der
Hunger herrsche. Ja, da wundern Sie sich noch darüber,
wo die Rebellion der werttätigen Arbeiter- und
Bauernmassen herkommt, wenn eine solche verbreche¬
rische Politik auf Kosten des hungernden Volkes be¬
trieben wird. Der Reichsunterernährungsminister
Dietrich hat kürzlich in einer Ansprache erklärt:

„Wir stehen vor der Katastrophe einer reichen
Getreideernte."
Das bedeutet für die Kapitalisten, für die Gctreide-

matler eine Katastrophe, wenn nach ihrer Ansicht ihr
Herrgott das Getreide wachsen läßt und rechtzeitig
Regen schickt.Das bedeutet eine Katastrophe für die
Börsenmakler und Getreidejobber. Das ist Ihre
„christliche"Politik; so sehen Sie aus! Und dann
gehen Sie dazu über, und plündern das Volt aus durch
solche Wucherzölle,wie sie auf Brot und alle übrigen
landwirtschaftlichen Produkte erhoben werden. Wir
behaupten, daß durch diese Wucherzölle dem kleinen
Landwirt nicht nur nicht gedient wird, sondern daß
durch diese Wucherzülle auch auf Futtergerste und
sonstige landwirtschaftliche Produtte, die der Klein-
ibauer nicht selbst in Massen erzeugt, die Lage der werk¬
tätigen Bauernschaft ebenfalls katastrophal gestaltet
wird, und daß die Hauptgewinne daraus die Groß-
Wnter «nd Gutsbesitzer ziehen, die hier auch in den
Ausschüssensitzen und sich anmaßen, im Namen der
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WerktätigenBauern des Rheinlandes zu Brechen. So
sehen Sie gerade aus! Die und Anwälte der wert¬
tätigen Bauern! Sie sind Anwälte für die Interessen
Ihrer eigenen Clique; Sie find Anwälte für
Ihre eigene Tasche; Sie wollen nur den Profit
in Ihre Tasche stecken. Das sind die Leute von der
Rheinischen Landwirtschaftskammer, ein Freiherr von
Lüninck und wie sie alle heißen. Sie wollen nur
Ihre Interessen vertreten, und wir werden dafür
sorgen, daß die Arbeiter erkennen, wer schuld daran
ist, daß die arbeitenden Bauern und Winzer so ausge¬
plündert werden.

Es ist eine Tatsache, daß die rheinischenKlein- und
Mittelbauern bis zu 40 Prozent ihres Bodenertrages
verschuldet sind, daß sie in der kapitalistischenZins¬
knechtschaft schmachten und zum Teil gezwungen sind,
Boden zuzupachten; nicht von irgendwelchen Leuten,
sondern ausgerechnet von den 100prozentigenChristen,
vom Klerus im Rheinland, der über umfangreichen
Bodenbesitz verfügt. Diese Herren haben es verstanden,
mit dem Pfunde zu wuchern. Sie haben die Bibel gut
verstanden und sorgen dafür, daß dem Kleinbauern die
entsprechend hohen Pachtsummen abgeknöpft werden,
damit sie selbst ein Schlemmer- und Schmaroher-
dasein führen können. Das find die Tatsachen. Sie
haben absolut nichts dagegen, daß die Kleinbauern von
morgens früh bis abends spät in Sonne und Regen
für 20 Pf. Stundcnluh» schuften müssen.

Die Nazis behaupten: die Kommunisten wollen das,
daß die Bauern eine lange Arbeitszeit haben! Sie
haben noch nie etwas gehört von dem Begriff „Kol-
lektivisicrung". Jenes Gespenst, das heute in Europa
umgeht, >so wie man früher sagte, in Europa gehe
das Gespenstdes Komunismus um. heute hat es Wirt-
lichteitsgestalt angenommen, die Gestalt der Kollet-
tivisierung, (Zuruf des Abgeordneten Büchsenschütz:
Was heißt das?) Sie haben Angst, daß der Gedanke
der Kollcktivisicrung und Rationalisierung der
Bauernwirtschaft auf einem Boden, der den Bauern
selbst und nicht irgendwelchenSchmarotzern und Groß¬
grundbesitzern gehört, auch hier in der deutschenund
rheinischen Bauernschaft Platz greifen tonnte. Die
Arbeiter und Bauern begreifen langsam, daß sie, wenn
sie ihre Interessen wahrnehmen wollen, den Kampf
führen müssen gegen die erdrosselten Joungtribute, die
von den Nationalfaschisten und bürgerlichen Parteien
bis zur SPD. verteidigt und aus den Massen gepreßt
werden. Wenn die Nazis davon reden, daß sie gegen
die Joungtribute seien, so erinnern wir daran, daß
sie mit 5 ?8 aus dem Reichstag stiften ge¬
gangen siud, um nicht über die Anträge der Kom¬
munisten auf Einstellung der Uoungzahlungen abstim¬
men zu müssen. (Hört, hört! bei den Sozialdemo¬
kraten. ^~ Zuruf des Abgeorduetcu Melsheimer: Wo
waren Sie denn beim Volksbegehren?) Sie sind im
Schlepptau der Stahlhelmfaschistcu; Sie haben noch
nicht einmal soviel aufgebracht, um eine eigene Aktion
zu unternehmen, dazu sind Sie viel zu rückenmart-
schwindsüchtig.̂ Wenn wir also feststellen,daß die
Werktätigen Bauern sich auf sich stellen müssen und
nicht mehr weiter im Schlepptau der Gutsbesitzer und
Großagrarier segeln dürfen, so sagen wir, daß sie nur
dann «ine Kraft darstellen, wenn sie sich verbünden
mit den Millionen der ausgebeuteten, hungernden

Arbeiter Deutschlands; daß sie kämpfen müssen für
die Konfiskation allen Grund und Bodens, für die
Uebernahme der Macht; daß sie kämpfen müssen für
die Sozialisier«»«, des Grundbesitzes, für die gemein¬
same Belieferung der WerktätigenBauernschaften mit
Industrieprodutten, mit landwirtschaftlichenMaschinen.

Wir können den Bauern heute sagen, daß, wenn
sie diese Forderungen erfüllen und durchführen, sie sich
dann genau so gut befreien können, wie das 70 Mil¬
lionen Bauern der Sowjetunion getan haben. (Lachen
bei den Nationalsozialisten.) Das stellen wir als
historische Wahrheit fest; die zahlen keinen Pfennig
Voungtribute. 70 Millionen Bauern stehen in festem
Bündnis mit den Arbeitern Rußlands, denn sie haben
begriffen, daß, wenn sie aus der unproduktiven Arbeit
der Einzelwirtschaften herauskommen wollen, sie sich
kollektivieren müssen, daß sie die Landwirtschaft in
große Kollektivwirtschaften zusammeufassen müssen.
Sie können das, weil sie von den Arbeitern mit Trat¬
toren beliefert werden; weil sie von den Betrieben,
die die Arbeiter und nicht Monopolkapitalisten in der
Hand haben, mit ibilligem Kunstdünger beliefert
werden.

Eben hat hier ein Vertreter der rheinischen Groß¬
bauern erklärt, daß selbst in den ertragsarmen Ge¬
bieten der Eifel etwas zu machen sei, — es war die
Domäne Lammersdovf —, wenn genügend Kunst¬
dünger geliefert wird. Holen Sie einmal den Klein¬
bauer her, der in der Lage wäre, nach der Ernte den
notwendigen Kunstdünger und das Saatgut für das
nächste Jahr zu kaufen. Er kann es nicht, denn der
Gerichtsvollzieher ist ständiger Gast bei ihm. Hunderte
und aber Hunderte haben bereits ihr gesamtes Mobi¬
liar und Vieh versteuert. Nicht die Kommunisten sind
es, die dem Bauer die letzte Kuh aus dem Stall
holeu, fondern die Bürgerlichen, die Großagrarier sind
es; es sind die Vollzugsorgane der kapitalistischen, der
faschistischenRegierung einschließlich Frick und Franzen.

Das sind Tatsachen, die die Bauern so langsam be¬
greifen. Sie wissen, daß nicht die Kommunisten es
sind, die ihnen alles abnehmen. Aber diejenigen, die
noch etwas zu verlieren haben, sind die Groß¬
grundbesitzer, die hier auftreten und im Namen
der Werktätigen Bauern sprechen wollen. Nein, wir
sagen den WerktätigenBauern: Ihr habt nichts mehr
zu verlieren als Eure Ketten, nichts als die Knecht-
fchaft Youngdeutschlands. Aber Ihr habt alles zu
gewinnen. Ihr habt zu gewinnen die foziale und
nationale Freiheit (Zuruf des Abgeordneten Simon:
Und die russische Knute!), und die könnt Ihr nur dann
gewinnen, wenn Ihr mit den ausgeplünderten Ar¬
beitern zusammen kämpft für ein Sowjetdeutschland.
Das muß das Ziel auch der werttätigen Bauern
Deutschlands sein.

Wir sind der Ueberzeuguug, daß der Tag nicht
mehr fern ist, wo Eure Vankrottwirtschaft nicht mehr
durch das letzte Aufgebot der Meuchelmürderfnfchisten
gerettet werden kann; denn die Bourgeoisie begreift
so langsam, daß sie selbst die Partei der National¬
faschisten nicht mehr retten kann. Das beweist der
Fußtritt, den die Deutsche Vollspartei in Thüringen
den Nationalsozialisten gegeben hat. Ihr werdet von
der Futterkrippe weggejagt (Zuruf des Abgeordneten
Simon: Und Ihr wollt ran. kommt aber nicht ran!),
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wie man einen Hund wegjagt, der seinen Dienst als
Wachhund durchgeführt hat und infolge Altersschwache
erledigt ist. Ihr mögt schreienüber den Kommunis¬
mus, Ihr mögt ihn in Euren Käsblättchen totleugnen
und mit Eurer Schlammflut überschwemmen, wir
sagen: was das kapitalistischeEuropa tut, das ist die
Gebärde des Hasses und der Wut eines senilen Greises,
der auf seinen Krücken drohend gegen die neue junge
Arbeitermacht ausruft: Völker Europas, wahrt Eure
heiligsten Güter! Wir aber sagen den Arbeitern:

Kämpft mit uns gemeinsam für die soziale Be¬
freiung und für ein freies Sowjetdeutschland! (Zuruf
des Abgeordneten Simon: Für die Nationalsozialisten.
— Beifall bei den Kommunisten.)

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Melsheimer.

Abgeordneter Melsheimer: Meine Herren!
Die Ausführungen des Abgeordneten Hoffmann . . .
(Zurufe: Meine Damen und Herren!) Es sind ja gnr
keine Damen mehr da. Also, meine Herren und
Damen . . . (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann:
Nein, meine Damen und Herren!) Ich stelle ausdrück¬
lich fest, daß der Abgeordnete Hoffmann jetzt gegen
das demokratischePrinzip demonstriert hat, das er
sonst immer in Anspruch nimmt. Die Mehrheit ent¬
scheidet doch, und es sind mehr Herren als Damen da.
(Heiterkeit.)

Aber wir wollen hier kein Theater spielen; es geht
doch um die Schicksalsfrage des deutschen Volles.
(Lebhafte Zurufe auf der Linken. — Stellvertretender
Vorsitzender Eberle: Ich bitte um Ruhe.) Meine
Damen und Herren der Mitte und von rechts, ich rufe
Ihnen hier als deutscher Bauer zu: N<» »6 tiinri»«
vonit. Wir sind die Triarier; Sie sehen, wo die Welt¬
anschauung der Linken hinführt.

Deutsche Volksgenossen! Die kommunistische Idee,
die die Herren Kommunisten entwickelt haben, leuchtet
uns Bauern so prächtig ein, daß wir Won längst in
Scharen zu Ihnen übergelaufen sind. Die Sachkennt¬
nis, die hier vorgebracht wird, ist wunderbar. Hätte
dieser Herr nur einmal in die Landwirtschaft hinein¬
gerochen, dann hätte er feststellenmüssen, daß dort,
wo diese Ideen verwirklicht sind, wie das teilweise
auch bei uns der Fall ist, die unproduktivste Arbeit
geleistet wird. Ich erinnere an die Frondienste, die die
Gemeinden zu leisten haben. Da haben Sie ein prak¬
tisches Beispiel dafür, wohin die kommunistische Wirt¬
schaft führt. (Zuruf des Abgeordneten Renner: Sonst
wissen Sie ja gar nicht«!) Sie haben sich die jüdische
Nase vielleichtwegoperieren lassen. (Zuruf: Reden Sie
doch nicht so mit den Händen.) Meine Herren! Das
ist kein Zeichen dafür, daß man etwa landwirtschafts-
feindlich eingestellt ist. Wir wollen Ihnen Beweise
liefern. Wohin die Idee führt, das sehen wir an den
Kommunalbetrieben, die einen Frondienst eingerichtet
haben. Der Winzer und Bauer, der morgens in aller
Frühe aufsteht und für seinen eigenen Weinberg
arbeitet, hat einen Impuls. Nur haben Sie es fertig
gebracht, daß ihm dieser Impuls genommen ist, weil
er trotz seiner Arbeiten verschuldenmußte. Deswegen
sagen wir: Wir Wolleu die kommunistische Idee über¬
haupt nicht bei uns duldeu. Sie wird auch gar nicht
geduldet. Es ist vergebliche Liebesmüh. Auch mit
Ihren Agitationsanträgen kommen Sie nicht auf deu

Weg, den Sie wollen. Wir sind absolut auf private
Tätigkeit eingestellt. Wenn Sie nachher als Bauern
in Ihrem Sowjetdeutschland antreten sollen, und es
heißt: Macht Lücher! oder: Tragt Mist in den Weinberg
hinein!, dann bringen Sie ihren ganzen Mist nicht
unter, den Sie schon die ganze Zeit fabriziert haben
(Heiterkeit),er bleibt liegen. Es ist ein Ding der Un¬
möglichkeit, mit dieser Idee beim deutschen Bauer und
Winzer anzutreten. Damit werden Sie niemals durch¬
kommen, Sie führen immer Rußland an und sagen,
der russische Bauer hat den Weg bcschritten. Sie ver¬
gessen die ganz verschiedene Lage: Rußland ist etwas
ganz anderes als Deutschland. Der russische Bauer
war Leibeigener und der deutsche Bauer ist frei auf
deutscher Scholle. Sie wollen ihn versklaven, Sie
haben ihn schon versklavt. (Laute Zurufe der Kom¬
munisten.) Sie brauchen nicht so zu brüllen; ich bin
ja Bauer und erkenne den Ochsen schon von weitem,
(Heiterkeit.)

Deutsche Freunde! (Lachen und Oho-Rufe lints.)
Nach meiner Seite hin habe ich gewinkt, wo die deut¬
schen Freunde sitzen. (Zuruf links: Hierher haben Sie
gezeigt!) Nein, das sind keine deutschen Freunde; das
sind ja Internationale, wie tonnen die sich deutsch
nennen!

Dieser Klassenkampfgedante,den der Herr hier vor¬
getragen hat, imponiert so einem Vauerntnecht so
wmrderivoll! Gr sät und erntet mit seinem Herrn und
sieht, ,daß er das Unkraut bekämpfen muß. Sie Wolleu
ja ernten, ohne zu säen.

Meine Herren! So ist die Sachlage. Mit solchen
Sachverständigen sollten Sie einmal bei den Bauern
antreten. Also der Klassentampfgcdanke. Der Knecht
sieht, wie der Herr ringt und arbeitet und, trotzdem
er arbeitet, verschuldet. Daran sind Sie ja fast allein
schuld mit Ihreni internationalen Getue. In Wirk¬
lichkeit liegt das Schicksal Deutschlands nicht bei der
Landwirtschaft, es liegt nicht beim Arbeiter, es liegt
nicht beim Unternehmer, in Wirklichkeit ist das Schick¬
sal Deutschlands einzig und allein die Grfüllungs-
politit und die neue deutsche Innenpolitik. Ja, meine
Herren Sozialdemokraten, Sie werden ja jetzt auf
einmal Panzertreuzerpartei, und 70 Jahre lang oder
noch länger kämpfen Sie gegen jeden nationalen Ge¬
danken. (Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Reden Sie
doch bom Mist!)

Meine Herren! Das ist die letzte Ursache. Wenn
Sie unseren Anträgen zustimmen — Sie stimmen ja
zu, wie Sie im Ausschuß versichert haben —, so tun
Sie eben das, was der Landwirtschaft,dem Winzer, vor¬
aussichtlich mal eine gewisse kleine Erleichterung schafft.
Das letzte Wort ist ja nach dem Worlaut des Antrages
noch nicht Gesprochen. Heil! (Lachen links und Zu¬
ruf: Es lebe der Ochse!)

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Das
Wort hat der Herr Abgeordnete Lohmeyer.

Abgeordneter Qohm eher: Meine Damen und
Herren! Gestatten Sie mir, daß ich ganz kurz einige
sachNcheAusführungen zu diesen einzelnen Punkten
mache.

Ich glaube, die Mehrheit des Hauses ist mit uns
vom Ehristlich-sozialen Voltsdienst Wohl der Auf¬
fassung, daß wir aus der Notlage eines großen Teiles
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unserer rheinischen Bevölkerung kein politisches Ge¬
schäft machen sollten. (Sehr Nichtig!) Ich glaube, wir
haben hier als Abgeordnete im Rheinischen Provin¬
ziallandtag die Ausgabe, zu prüfen: Wo können wir
unseren Volksgenossenirgendwie behilflich sein? Po¬
litische Reden sollten wir draußen halten, wenn wir
das Bedürfnis dazu haben, und sollten diese einzelnen
großen Fragen — ob nun Rußland oder dieses oder
jenes Problem zur Erörterung steht — hier im Pro¬
vinziallandtag nicht erwähnen, weil es m. V. absolut
nicht zur Sache gehört.

Wir freuen uns, daß man innerhalb des Fachaus¬
schusses sich der Not der Winzer annehmen und diese
Vorlage dem Provinzialausschuß zur weiteren Be¬
arbeitung überweisen will. Wir freuen uns auch, daß
man dem Antrage der socialdemokratischenFraktion,
den Wegebau innerhalb der Weinberge zu fördern, zu¬
stimmt. Wir freuen uns auch darüber, daß man der
Gemüsebauschulein Trier eine besondereBeobachtung
schenkt und in diesem Jahre zum ersten Male einen
Etat dafür aufgestellt hat. Wir knüpfen daran die
Hoffnung, baß wir später nicht allein in Trier eine
solche Gemüsebauschulehaben, sondern daß wir in den
kommendenJahren uns auch mit weiteren Etats von
Gemüsebau schulen zu beschäftigen haben, die in anderen
Gebieten unserer rheinischenHeimat errichtet werden.

Es >ist m. E. unbedingt notwendig, daß wir unserer
rheinischen Bevölkerung rheinisches Gemüse bieten,
damit wir hier im Riheinlande als Grenzgebiet uns
mehr und mehr befreien von der Ginfuhr aus dem
Auslande.

Es wäre Wohl auch notwendig, daß alle, die wir
im Hause versammelt sind, die Verpflichtung mit nach
Hause nehmen, in Zukunft auch dafür zu sorgen, daß eine
allgemeine Aufklärung unserer Volksgenossenerfolgt,
daß sie den deutschen, den Heimaterzeugwissen der
Landwirtschaft mehr Beachtung schenken und auf den
Wochenmärkten und sonstwo dem deutschen Gemüse
den Vorzug geben.

Der Umsiedlung der Erwerbslosen und der beson¬
deren Frage des Gartenbaues wird Beachtung ge¬
schenkt. Wir werden uns auch für diese Vorlage ein¬
setzen, weil wir der Auffassung sind, daß darin eine der
wesentlichsten Aufgaben der kommendenZeit liegt, wie
wir unsere rheinische Bevölkerung umsiedeln können,
wie wir die Großstädte entlasten und wie wir trotzdem
unserem deutschenMitmenschen helfen können, daß er
in Deutschland eine Wohnstätte und eine Heimat
findet. Wir werden der Vorlage zustimmen. (Beifall
beim Christlichen Volksdienst.)

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Das
Wort hat der Herr Abgeordnete Broll.

Abgeordneter Vro 11 : Meine Damen und Herren!
Ein Neuling im Parlament und «in Bauer von den
Grenzen der Rheinprovinz steht hier vor Ihnen. Er
möchte nur sein Erstaunen ausdrücken über die Leute,
die glauben, sie wüßten etwas von der Landwirtschaft,
die Anträge einbringen können, die wir Schmus
nennen und die uns gar nichts nützen. Ich bin er¬
staunt über die Zeit, die man hier zum Reden statt
zum Arbeiten verwendet. Ich werde Sie bestimmt
nicht mit einer langen Rede aufhalten.

Ich habe gesehen, daß in den Fachausschüssen etwas
geleistet wird. Aber was hier geredet wird, bringt

uns Bauern keinen Pfennig Nutzen und wird uns
auch niemals die Augen zuschmieren. Und wenn ich
wieder zurückfahre an die Grenze der Rheinprovinz,
werde ich denken: Ja, wir Wilden sind doch bessere
Menschen. (Bravo!)

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Nohl.

Abgeordneter Nohl: Dem Herrn Vorredner
möchte ich erwidern, daß allerdings durch die Reden
heute nicht den Bauern geholfen werden kann, denn
dazu ist, wie die Kommunisten ganz ehrlich und unver¬
blümt festgestellt haben, etwas anderes notwendig als
eine Rede in einem bürgerlichen Parlament, nämlich
die Organisierung der proletarischen Revolution.
Und das sagen die Kommunisten auch dann, wenn
Sie mit der Hand abwinken. Wir sagen auch
den Nationlllfllschisten, die hier in einem „er¬
hebenden" Augenblick dazu gerufen haben: „Der
deutsche Bauer ist frei auf freiem Grund!" Da stimmt
doch irgend etwas nicht. Denn die Nazis behaupten
doch immer, sie seien geknechtet und geknebeltvon dem
Erbfeind und sie müßten sich befreien. Wenn man
aber frei ist auf freiem Grund, wozu soll man sich
dann noch befreien? Entweder ist das ein Druckfehler
im Parteiprogramm oder ein falscher Zungenschlagvon
einem der übereifrigen Redner der Nationalsozialisti¬
schen Partei. Wir wollen aber noch einmal hier fest¬
stellen, daß die nationalfaschistischePartei, so lange sie
noch in der Lage war, im Reichstag unbehindert ihre
Diäten zu schlucken, dort feste mitgeholfen hat, die Zoll-
manern höher zu bauen. Noch am 16. Dezember hat
die Nazifrattion im Reichstag sür die Erhöhung der
Futtermittelzölle gestimmt. Jeder, der Kleinbauer ist
— hier im Saale sind ja keine —, weiß, daß durch die
Erhöhung der Futtermittelzölle seine Existenz mit be¬
droht wird. Sie haben weiter für eine Erhöhung der
Weizenpreisegestimmt, die sich jetzt so ausgewirkt hat,
daß das Brot noch weiter verteuert wird, trotz der
sogenannten Preissenkungsattion der Vrüning-Regie-
rung. (Zuruf: Das müßt Ihr eiuem Bauern erzählen.)

Jedenfalls den Vogel abgeschossen, nicht den „Hüh¬
nervogel", den Sie in Ihrem Antrage erwähnen (Zu¬
ruf eines Nationalsozialisten: Den Sie im Kopfe
haben!), sondern den wirtlichen Vogel abgeschossen hat
wiederum Ihr Genosse Frick in Thüringen, der einen
Staatstommissar nach Ohrdruf in Thüringen entsandt
hat mit dem Auftrage, die Gemeindesinanzen der
Kleinbauern zu sanieren durch die Erhebung einer
600prozentigen neuerfundenen nationalsozialistischen
Wassersteuer. Sie sind ja immer dafür, alles
zu verwässern, auch Ihr Parteiprogramm. Sie
sind morgen "illegal und morgen sind Sie legal,
wenn es darauf ankommt. Aber daß man eine
Wassersteuer erfindet in der Höhe einer 600pro-
zentigen Abgabe von dem Wassergeld,das bleibt einem
Nationalfaschisten überlassen. Mit einer solchen Me¬
thode beweisen Sie am besten, wie Sie den deutschen
werktätigen Bauern dienen wollen. Die arbeitenden
Bauern verzichten darauf. Sie tonnen Wohl Haken¬
kreuze säen. Aber was Sie ernten, ist Bankrott und
Pleite. Wir aber säen die bolschewistische iSaat, die
tief in die Erde gesenkt wird, tiefer, als ein Trulttor
geht, und wenn sie aufgeht, ist Euch ein sür alle Mal
das Maul gestopft. (Zuruf des Abgeordneten Simon:
Die Blutsaat säen Sie.)
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Stellvertretender VorsitzenderEberle: Die Aus¬
sprache ist geschlossen.Wir kommenzur Abstimmung.

Bei 33, 34, 35 und 36 wird unveränderte Annahme
vorgeschlagen. Erhebt sich hiergegen Widerspruch?
Das ist nicht der Fall. Dann ist so beschlossen.

Wir kommen zu 37. Hier ist Ueberweisungan den
Provinzialausschuß beantragt. Ich stelle fest, ,baß die
Mehrheit dem Antrage zustimmt.

Wir kommen zu 38. Zu 1, ist unveränderte An¬
nahme beantragt. Ich bitte diejenigen, die so be¬
schließenwollen, sich zu erheben.

Damit sind die Anträge 55, 52, 53, 82, 83, 102, 103
und 54 erledigt.

Wir kommen zu Punkt 39. Hier wird unveränderte
Annahme beantragt. Erhebt sich hiergegen Wider¬
sbruch? Das ist nicht der Fall. Es ist so beschlossen.

Zu Punkt 40 wirb Ablehnung beantragt. Ich bitte
diejenigen, die so beschließenwollen, sich zu erhoben.
Das ist die Mehrheit; es ist so beschlossen.

Zu Punkt 41 liegt der Antrag auf Drucksache 121
vor, der,dahin geht:

„Der Provinziallandtag wolle den Antrag an¬
nehmen mit der Maßgabe, in der zweiton Zeile das
Wort „daß" und in der vierten Zeile die Worte
„niedergeschlagen"bis „werden" zu streichen und in
der vorletzten Zeile hinter „Zinsen" zu setzen „zu
stunden und niederzuschlagen".

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Dechamps: Darf ich mal
fragen: Was heißt „zu stunden und niederzuschlagen"?
Mir ist der Begriff unklar.) Darüber kann ich mich
wicht äußern, das steht mir nicht zu. Der Antrag ist
beschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen,
die die Drucksache 121 annehmen, sich zu erheben. Das
ist so beschlossen.

Bei Punkt 42 ist Ueberweisung an den Provinzial-
ausschuß beantragt. Erhebt sich dagegen Widerspruch?
(Abgeordneter Dunder widerspricht.) Dann lasse ich
abstimmen. Wer für die Ueberweisung ist, den bitte
'ch, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit. Es ist so
beschlossen.

Zu Punkt 43 wird Ablehnung beantragt. Ich bitte
diejenigen, die .so beschließenwollen, sich M erheben.
Das ist die Mehrheit. (Zuruf: Die Nazis haben gegen
ihren eigenen Antrag gestimmt!)

Zu Punkt 44 liegt der Antrag 122 vor. Ich bitte
diejenigen, die dem Antrage 122 ihre Zustimmung
«eben wollen, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit.

Zu Punkt 45 wird unveränderte Annahme vorge¬
schlagen. (Widerspruch links.) Ich stelle fest, daß die
Mehrheit dafür ist.

Zu Punkt 46 wird ebenfalls unveränderte Annahme
beantragt. Wer dafür ist, den bitte ich, sich zu erhoben
Das ist die Mehrheit.

Bei Punkt 47 desgleichen. Das ist die Mehrheit.
Bei Punkt 48 wird Annahme des Antrages auf

Drucksache 123 vorgeschlagen. Ich bitte diejenigen, die
den Antrag annehmen wollen, sich zu erheben. Auch
das ist die Mehrheit.

Bei Punkt 49 wird unveränderte Annahme vor-
geMagen, Ich bitte diejenigen, die so beschließen
wollen, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit.

Bei Punkt 50 wird Ablehnung! beantragt. Wer
für diesen Antrag ist, den bitte ich, sich zu erheben.
Auch das ist die Mehrheit.

Zu Punkt 51 wird unveränderte Annahme vor¬
geschlagen. Hier darf ich Wohl ohne Widerspruch die
unveränderte Annahme feststellen.

Wir kommen nun zu den Punkten 52—56.
Berichterstatter zu 52 ist Herr Abgeordneter Dörr.
Abgeordneter Dörr: Der Fachausschuß IV be¬

antragt, den Haushaltsplan der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger und die Haushaltspläne der Pro-
Uinzial-Erziehungsheime Rheindahlen, Solingen und
Euskirchenanzunehmen.

Der Fachausschuß legt Wert darauf, als seine
Willensmeinung festzustellen,daß die Provinzialver-
wllltung die Bestrebungen zur Durchführung der frei¬
willigen Erziehungshilfe auch weiterhin fördern möge.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Zu
Punkt 53 ist Berichterstatter Herr Abgeordneter Beck.

Abgeordneter Beck: Der Fachausschußschlägt zu
dem Antrage der kommunistischenFraktion, Druck¬
sache 68, vor:

„Der Provinziallandtag wolle den Antrag durch
die Mitteilungen der Verwaltung als erledigt an¬
sehen."

Ich möchte hinzufügen, daß die Verwaltung bei
Nennung von erfahrenen Personen der Iugendwohl-
fahrt gewillt ist, auch die dissidentische Fürsorge mit
zur Betreuung von Jugendlichen dissidentischenBe¬
kenntnissesheranzuziehen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Nächster
Berichterstatter zu Puntt 54 und 55 ist Herr Abgeord¬
neter Lohmeher.

Abgeordneter Lohmeher: Zur Drucksache69
empfiehlt Ihnen der IV. FachausschußAblehnung.

Zur Drucksache 110 wird ebenfalls vom IV. Fach»
ausschußdie Ablehnung gegen die Stimmen der Kom¬
munisten empfohlen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Nächster
Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Eickmann.

Abgeordneter Eickmann: Der V. Fachausschuß
empfiehlt die Ablehnung der Anträge.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Zu
Punkt 56 ist Mitberichterstatter Herr Lohmeher.

Abgeordneter Lohmeher: Zur Drucksache111
wirb ebenfalls Ablehnung empfohlen.

«Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Wir
treten in die Besprechung ein. Die Redezeit beträgt
15 Minuten 'für jede Fraktion.

Das Wort hat die Frau Abgeordnete Becker.
Abgeordnete Frau Becker: Meine Damen »nd

Herren! Mit Befriedigung haben wir aus dem Bericht
und auch aus den Berichten im Ausschuß feststellen
können, daß die Zahl der Fürsorgezöglinge zurück¬
gegangen ist. Wir buchen das — ich darf das vielleicht
vorweg sagen — auch als einen Erfolg unserer Arbeit
in den vergangenen Provinziallandtagen. Wir haben
immer in den Vordergrund unserer Erörterungen
gestellt, daß die vorbeugendeFürsorge besser ist als die
heilende. Wir werden auch auf diesem Wege weiter-
schrciten.
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Ich möchte auch sagen, daß wir vor ungefähr
IN Jahren, als wir als Sozialdemokraten zum erstenmal
hier in diesen Landtag einzogen, im Ausschuß nicht so
die Veratungen gepflogen haben, wie wir sie in den
letzten Jahren, besonders gestern, aus dem Munde
des Herrn Landesrats Hecker, hörten. Es hat mich
gefreut, wie er erklärte — und er hat das auch iu
seinem Bericht niedergelegt —, daß die Erziehungs¬
methoden in den Anstalten nach freiheitlicherenGrund¬
sätzen aufgestellt uud durchgeführt werden müßten. Wir
freuen uns, daß das ein Erfolg unserer Arbeit ist;
ich will das hier nur feststellen.

Immerhin sind wir nicht voll und ganz befriedigt
von den Arbeiten, die geleistet worden sind — oder ich
möchte mich verbessern: Nicht voll und ganz siud wir
zufrieden mit den Arbeiten, geben aber zn, daß die
Umstände un"d die Verhältnisse unsere Wünsche uoch
nicht so unbedingt haben erfüllen lassen. Ich möchte
vor allen Dingen kritisieren — ich habe das jedes Jahr
getan und auch gestern im Ausschuß —, daß immer
noch eine ganze Anzahl vorschnlpflichtigerKinder der
Fürsorge überwiesen werden. Ich habe auch schon
voriges Jahr im Landtag gesagt, daß die Nezirts-
fürsorgcverbände und die Vormundschaftsrichter an¬
gewiesen werden müssen, kein vorschulpflichtigesKind
der Fürsorge zu überweisen. Wir haben in diesem
Jahre wieder 105 solch armer Kleiner, die durch die
Schuld der Umwelt der Fürsorge anheimfallen. Wir
stehen auf dem Standpunkt, daß diese Kiuder nicht in
der Fürsorge, sondern in Waisenhäusern oder in
Pflcgcstellen untergebracht werden müssen. (Sehr
richtig!) Pflegestellen sind reichlichzu haben. Man
weiß aus den Beratungen in den städtischenJugend¬
ämtern, daß das Angebot nn Pflegestellen so reichlich
ist, daß man nicht soviel Kinder in Pflegestellen geben
kann, wie Mütter und Frauen da sind, die sich dafür
hergeben. Wenn wir bedenken, daß sich mich die Pflege
in den Familien billiger gestaltet als die Pflege in den
Anstalten, so dürfen wir uns nicht von dem Gesichts¬
punkt leiten lassen, daß nur unterschiedlichist, wer die
Pflegetosten bezahlt. Wenn auf der einen Seite die
Pflegckostenfür die Kinder, die in Pflegefamilien und
Heimen, also den Waisenhäusern, untergebracht werden,
die Bezirksfürsorgeverbände bezahlen, auf der anderen
Seite die Provinz daran beteiligt ist, so darf nns das
natürlich auch nicht abhalten, diese armen Kinder vor
dem Odium der Fürsorgeerziehung zu bewahren.

Gin Wort über diejenigen, die im Alter von über
18 Jahren der Fürsorgeerziehung überwiesen werden.
Dies ist ja durch das Reichsjngendwohlfahrtsgcsetz
festgelegt und wird auch hier in der Provinz aus¬
geführt. Wir hatten in diesem Jahre über 181, die im
Alter von über 18 Jahren der Fürsorgeerziehung über¬
wiesen wurden. Ich habe gestern im Ausschuß betont,
uud meine politischen Freunde sind mit mir darüber
einig, daß diese Jungen und Mädchen,die bis 18 Jahre
draußen gewesen sind und nun durch ihre Verwahr¬
losung oder durch sonstige Umstände in die Fürsorge
hineinkommen,in den Anstalten nicht mehr zn bessern
sind. Diese jungen Menschen haben sich in den Jahren,
wo sie draußen waren, eine bestimmte Auffassung von
allen Lebensgewohnheiten augeeignet, und sie haben
soviel gelernt und nehmen das mit in die Anstalten,
daß es auch eiuc Gefahr für diejenigen ist, die graduell

-^ lassen Sie es mich mal sagen — nicht so verwahrlost
sind. Sie sind eine Gefahr für die Kinder in der
Anstalt, die jünger und eben nicht so der Verwahr¬
losung anheimgefallen sind. Auch ist eine Erziehung
dieser Kinder über 18 Jahre in den Anstalten zum
größten Teil nicht mehr möglich. (Zurufe der National¬
sozialisten.) Halten Sie doch Ihren Mund! Sie ge¬
hörten natürlich noch in die Fürsorgeanstalt, wenn Sie
auch schon 30 oder 40 Jahre alt sind; bei Ihnen würde
ich's befürworten, daß ein solches Gesetz geschaffen
würde.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle (unter¬
brechend): Frau Becker, das dürfen Sie nicht sagen.

Abgeordnete Fran Becker (fortfahrend): Ich würde
es begrüßen. Gs wurde uns gestern von Herrn Landes¬
rat Hecker angedeutet, daß Schritte im Gange sind, das
Ncichsjugendwohlfahrtsgesetz dahin zu ändern, daß
dieser Passus herauskommt. Die sozialdemokratische
Fraktiou hat damals bei der Beratung des Reichs-
jugendwohlfahrtsgesetzcsentschieden gegen diesen Passus
getämpft, hat ihn aber nicht verhindern können.

Dann noch ein Wort zu de» ncucrcu Methoden, die
in den Fürsorgeanstalten Platz greifen fallen. Ich will
aber erst die Gründe dieser Maßnahme erörtern. Gs
wurde gestern im Ausschuß vom Herrn Abgeordneten
Beck darüber Klage geführt, daß er iu der Anstalt in
Hcerdt nicht so behandelt worden sei, wie er das Wohl
wünschte. Es wurde gesagt, die Oberin hätte ihn dort
zum zweiten Male nicht vorgelassen -^ oder nein, ich
will mich verbessern: Ihm sei von der Verwaltung
mitgeteilt worden, daß ihm nach einem zweimaligen
Besuch bort das Betreten der Anstalt untersagt sei.
Herr Landesrat Hecker hat das dahin berichtigt, daß
ihm nur untersagt worden sei, die Zöglinge nnter vier
Augen zn sprechen. Dann hat Herr Abgeordneter Beck
aber gesagt, daß er jetzt einmal die Anstalt Solingen
aufs Korn nehmen und sich damit einmal eingehend
befassen wolle. Vorher war aber schon — das steht
auch im Bericht — durch Einflüsse von außen in die
Anstalt Beunruhigung getragen worden. Es wurde
natürlich auch gesagt, daß dies von kommunistischer
Seite getan worden ist.

Wir als Sozialdemokraten stehen auf dem Stand¬
punkt, daß unsere Zöglinge in den Anstalten, mögen
das Provinzialanstaltcn oder Privatanstalten, mögen
es Mädel oder Jungen sein, eine staatsbürgerliche Er¬
ziehung und Unterweisung genießen sollen und müsse»,
um, wenn sie später hinausgehen, mit den staatsbürger¬
lichen Fragen bekannt zn sein. Wir können es aber
nicht verstehen und können es nicht gutheißen, wenn
diese armen Jungen in den Anstalten, die Opfer der
WirtschaftlichenVerhältnisse, Opfer der kapitalistischen
Wirtschaftsordnung, Opfer der Umwelt sind, auch noch
zu Opfern der kommunistischenHetze werden. Das
tonnen wir nie und nimmer verantworten, das lehnen
wir ab. (Zuruf eines kommunistischen Abgeordneten:
Wir wollen Euch die Mnste vom Gesicht reißen!)
Einer von Ihren Rednern hat hier schon die Opfer
erwähnt, die vorige Woche aus Anlaß einer kommu¬
nistischen Demonstration hier gefallen sind. Gerade so
gut, wie ich diese Opfer Ihnen auf die Kappe schiebe,
schiebe ich auch die Opfer Ihnen anf die Kappe, die
jetzt unsere Jungen in den Anstalten sich gefallen
lassen müssen.
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Im Anschluß an diese Vorkommnisse hat die Pro-
vinzialverwaltung schärfere Strafbestimmungen vor¬
gesehen. Es wurde natürlich gesagt, daß >sie noch nicht
so gehandhaut werden. In den Anstalten sind sie wohl
noch nicht in Angriff genommen worden, aber wir
befürchten, daß unsere armen Jungen diese Straf¬
verschärfungen noch fühlen müssen. Man will dort
nicht eine Kostschmälevung, sondern eine KosOvcrein-
fachung einführen, wenn die Jungen renitent sind.
Die Prügelstrafe soll ja nicht mehr angewandt werden,
und nnn will man eben zu diesen Mitteln greifen.
Ich habe mich im Ausschuß dagegen ausgesprochen, und
auch meine politischen Freunde können es nicht gut¬
heißen, daß man an eine Kostschmälerung und -Ver¬
schlechterung herangeht. (Sehr gut! bei der Lmken.)
Es ist doch heute so, daß die Beköstigung der Bevöl¬
kerung und auch der Zöglinge in den Anstalten —
mag es nun eine Fürsorgeanstalt oder ein sonstiges
beim sein — nicht übermäßig, sondern der Not der
Zeit angemessen ist, sich also mir in den Grenzen halt,
daß gerade die Gesundheit aufrechterhalten und Ersah
für die Kräfte geschaffen wird, die im Arbeitsprozeß
gebraucht werden. Wir können uns deshalb mcht
damit einverstanden erklären, daß man gerade am
Essen etwas abziehen will.

Es würde zu weit führen. ,wenn ich alles aufführen
wollte, was vorgesehen Worden ist; aber wir wehren
uns entschieden dagegen. Ich habe vorgeschlagen und
möchte die Provinzialverwaltnng sowie besonders tue
Anstaltsdirettoren bitten, daß sie sich doch noch einmal
Hinsehen uud sich alle Maßnahmen — auch negativer
Art — durch de» Kopf gehen lassen, die man noch
ergreifen tonnte, und zu überlegen, ob die Iuugen
auf andere Weise nicht empfindlicher und wirksamer
gestraft werden können. Ich bin übrigens der Meinung,
daß die Jungen es gar nicht so hart empfinden, wenn
sie einmal eine Mahlzeit abgezogen bekommen; daß sie
dagegen viel mehr empfinden, wenn sie an einer Sport¬
veranstaltung nicht teilnehmen können, ihr Rauch-
Mllterml entzogen bekommen nnd dergleichen mehr.

Dann wurde auch noch eine harte Pritsche anstatt
des Bettes vorgesehen. Auch dagegen müssen wir uns
wenden. Wenn der junge Bursche gearbeitet hat, muß
er Gelegenheit haben, sich auszuruhen, weil er sonst
am anderen Tage nicht fähig, ist, wieder seiner Arbeit
nachzugehen.

Noch etwas Bemerkenswertes, was im Ausschuß
gesagt wurde. In den Anstalten wären 15N Jungen,
die zwar entlassungsreif sind, aber nicht entlassen
werden können, weil draußen keine Arbeit für sie
vorhanden ist. Es wurde uns auch gesagt, daß viele
Jungen, die entlassen worden sind, wieder zurückkomnien,
weil sie eben draußen leine Arbeit bekommen. Die
Anstalt muß sie natürlich wieder aufnehmen und
nimmt sie auch wieder auf. Das bedeutet selbstverständ¬
lich auch ein Anschwellen des Etats; denn die Kosten
sind nicht so gering. Bezeichnend ist das aber für das
Unternehmertum, bezeichnend ist es auch für die Wirt¬
schaftspaket. Einer ihrer Vertreter hat sich gestern
hierhingestellt und kritisiert, daß in den Anstalten
Arbeitsbetriebe eingerichtet sind, die er weghaben
wollte. Er hat dabei den Ausdruck gebraucht, man
solle auch die städtischen Schlachthüfe zu Fabriken
umbauen. Das zeugt von einem sehr geringen Ver¬

ständnis für die Bedürfnisse der Heiminsassen. Ohne
Arbeit und arbeitliche Erziehung ist keine Heim¬
erziehung und überhaupt keine Erziehung für unsere
Jugend möglich. (Zuruf rechts: Das ist ja gar nicht
gesagt worden; das haben Sie mißverstanden!) Das
habe ich nicht mißverstanden. Dr. Schüler hat das in
dem Znsammenhange gebracht, das Fleisch solle von
den Bauern sofort an den Kunsumenteu gebracht
werden und nicht erst in die Schlachthüfe. Das habe
ich hier eingeschaltet, und der eiue Redner hat sich
dann gegen die Vetriebseinrichtungen in den Anstalten
gewehrt, weil dadurch Ihren Freunden die Profite
nnd Aufträge entgehen. (Sehr richtig! bei den Sozial-
dcmukraten.) Wir stehen ans dem Standpunkt, daß
diese Bctriebswertstätten in den Hennen noch mehr
ausgebaut werden müssen. Wir haben uns auch
darüber gefreut, daß Landesrat Wingcnder gestern
berichten tonnte, daß noch eine zweite auf dem Gebiete
des Baugewerbes eingerichtet worden ist, und daß wir
auch da unsere Iuugeu beschäftige» können.

Ich will meinem Freunde Hoffmann noch einige
Minuten Redezeit übriglassen. Ich möchte aber noch
betonen, daß der Erfolg, der in diesen IN Jahren
erreicht worden ist, wo wir im Provinziallnndtag mit¬
arbeiten — wir sind stolz darauf, das einzugestehcn —,
mit auf das Konto unserer vernünftigen Arbeit zu
buchen ist.

Vorsitzender vr. Iarres: Meine Damen und
Herren! Darf ich einmal einen Augenblick unter¬
brechen, um Ihre Meiuung darüber festzustellen, wann
wir heute abend schließen und morgen anfangen sollen.
Nach meiner Auffassung ^ und die wird von vielen
Seiten geteilt — ist es sehr Wohl möglich, morgen mit
den Verhandlungen fertig zu werden. (Zuruf des
Abgeordneten Hoffmann: Nein, das ist nicht möglich!)
Die Meinungen darüber sind etwas verschieden, und
deshalb frage ich hier, welches Ihre Ausfassung ist.
Es wird ja auch der Wnnsch der Mitglieder dieses
Hanfes sein, möglichst bald zu wissen, wie sie disponieren
können. Ich möchte nun vorschlagen, daß wir heute
abend bis ungefähr 654 Uhr tagen, auf die Minute
kommt es ja nicht an. (Zuruf: 6 Uhr!) Entweder
würde es so sein: Heute abend um 6)4 Uhr schließen
und morgen um 11 Uhr anfangen, oder heute abend
um 6 Uhr schließen und morgen um IN Uhr anfangen.

Das Wort zur Geschäftsorduuug hat Herr Abgeord¬
neter Gerlach.

Abgeordneter Verlach (zur Geschäftsordnung):
Ich möchte doch dringend bitten, morgen früh nicht
vor 11 Uhr anzufangen. Es ist immerhin notwendig
— (zu den Nationalsozialisten gewandt:) für Sie
kommt das ja nicht in Frage —, daß die Fraktionen
zu der vorliegenden Tagesordnung Stellung nehmen,
daß insbesondere auch zu einer Reihe von Anträgen
Stellung genommen werden muß, die hente morgen
noch nicht verteilt waren und anch zum Teil noch nicht
erledigt sind, weil sie erst in der Zeit eingegangen sind,
nachdem die Fraktionssitzungeu schon stattgefunden
hatten. Wann wir hente abend schließen, würde ich
davon abhängig machen, wann wir mit dem Punkt,
der jetzt diskutiert wird, fertig sind. Weun hier ein
Kapitel zn Ende ist, würde auch ich vorschlagen zu
schließen; denn es ist hinreichend diskutiert worden.
Für morgen aber bitte ich, keinesfalls vor 11 Uhr
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anzufangen, bzw. für den Aeltestenrat, nicht vor
10X Uhr zu beginnen.

Vorfitzender vi. Iarres: Dann mache ich den
Vermittlungsvorschlag, heute abend nach Schluß dieses
Punktes noch bis Nr. 56 zu erledigen — das wird bis
6 Uhr möglich sein — und dann morgen um 10^ Uhr
zu beginnen. (Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Und
wann beginnt der Aeltestenrat?) Der Aeltestenrat
würde bann um 10 oder 1055 Uhr tagen.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Hoffmann zur
Geschäftsordnung.

Abgeordneter Hoff mann: Das, was der Herr
Präsident jetzt vorschlägt, bedeutet, daß er die Absicht
hat, morgen die gesamte Tagesordnung des Landtages
zu erledigen. Dem muß entschieden widersprochen
werden, weil das praktisch und sachlich nicht möglich
sein wird. Wir müssen vielmehr am Samstag noch
tagen; nur dann tonnen wir die Beratungen auch
sachlich zum Abschluß bringen.

Vorsitzender vi. Iarres: Meine Auffassung ist
ja nicht maßgebend. Wenn Sie aber meine Meinung
hören wollen, so bin ich allerdings der Auffassung, daß
es bei gutem Willen durchaus möglich sein müßte,
morgen fertig zu werden und der Provinz damit
4500 RM zu ersparen.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Nohl.
Abgeordneter Nohl: Wir bezweifeln nicht den

guten Willen des „Hohen Hauses", die Vorlagen so
schnell wie möglich durchzupeitschen. Dieser gute
Wille ist ja in der heutigen Tagung mehr als einmal
unterstrichen worden. Aber Mir iegen Wert auf die
Feststellung,daß es nicht angängig ist, in einem solchen
V-Zug-Tempo alle Vorlagen zu erledigen, das den
meisten nicht die Möglichkeit gibt, zu den einzelnen
in den Fachausschüssen erörterten Fragen ausführ¬
licher als bisher Stellung zu nehmen, so daß man die
grundsätzlichen Fragen der einzelnen Punkte über¬
haupt nicht mehr im Detail erledigen kann. Wir sind
durchaus der Meinung, daß es keine Finanzfrage ist,
den Provinziallllndtag morgen schon zu vertagen, daß
das vielmehr ein bloßer Vorwand ist. Ich bin der
Auffassung, daß die Abgeordneten sich alle dagegen
wehren sollten, daß der Etat derartig durchgepeitscht
wird. Ebenso bin ich der Meinung, daß der Sams¬
tag noch hinzugenommen werden kann, um alle
Fragen grundlegend zu erörtern. Wenn Sie anders
beschließen, ist das Ihre Sache. Unsere Fraktion ist
jedenfalls der Auffassung, daß wir heute abend um
6 Uhr Schluß machen können, und daß es früh genug
ist, wenn wir morgen um 11 Uhr anfangen, nachdem
die Fraktionen um 10^ Uhr zusammenkommen,um
die vorliegenden Fragen zu besprechen,und daß wir
dann am Samstagmorgen den Nest erledigen tonnen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich glaube, Sie sind
sich darüber einig, daß wir jetzt bis Punkt 56 erledigen
und ferner — was nach der Geschäftsordnung ja mög¬
lich ist — diejenigen Punkte, zu denen keine Wort¬
meldungen vorliegen, die also ohne weiteres erledigt
Werden können. Morgen früh würden wir dann um
11 Uhr beginnen, damit die Fraktionen Zeit haben,
sich vorher zu beraten. (Zuruf rechts: IN Uhr!) Einen
Augenblick; ich sage mit Absicht 11 Uhr, weil schon
Widerspruch erhoben worden ist. Es wird ja auch
nicht viel ausmacheu. Wir würden dann um 1054 Uhr

im Aeltestenrat zusammentreten. Sind Sie damit ein¬
verstanden? (Zustimmung.)

Wir fahren dann in der Erörterung fort. Das
Wort hat Herr Abgeordneter Beck.

Abgeordneter Beck: Wenn man die Ausführungen,
die die Vertreterin der Sozialdemolratischen Partei
vorhin machte, etwas näher betrachtet, wird man un¬
willkürlich an den Bibelspruch erinnert: Im Himmel
herrscht mehr Freude über einen reuigen Sünder als
über 99 Gerechte! Besser als Frau Becker vo» der
Sozialdemolratischen Partei hätte auch irgendein Ver¬
treter vom Zentrum die heutigen Fürsorgemaßnahmen
nicht verteidigen können.

Frau Becker hat hier versucht, darzutun, als ob
durch die Politik der Sozialdemokratie in den Für-
sorgeanstalten heute alles in Butter sei. Wir werden
uns dessen dann sehr gut entsinnen, wenn die Zög¬
linge herauskommen, um zu den Eltern dieser Hun¬
derte und Tausende von Fürsorgezöglingen zu sprechen.
Wir werden uns dessen dann erinnern, wenn wir mit
denen, die von der Fürsorgeerziehung eine andere
Meinung haben als die Sozialdemokraten, einmal
ans Reden kommen.

Meine Fraktion hat eine Reihe von Anträgen zur
Frage der Fürsorgeerziehung wie auch der Ausbildung
der Jugendlichen usw. gestellt; Anträge, die nichts
anderes wollten, als daß die Jugendlichen nicht mehr
in dem Sinne, wie es heute geschieht, die Fürsorge¬
erziehung als eine Schmach,als eine Hölle betrachten,
sondern die dem Füvsorgezögling ein wenig mehr
Freiheit gewährleistet hätten und ihn zum mindesten
die Zeit, die er in der Fürsorgeanstalt zubringen muß,
nicht zu sehr als Haft empfinden lassen würden. Wenn
hier von der Vertreterin der Sozialdemokratie gesagt
worden ist, daß der Entzug der Kost absolut unbe¬
deutend ist. (Zuruf der Abgeordneten Frau Becker:
Das habe ich doch gar nicht gesagt; Sie lügen ja! —
Glocke des Vorsitzenden.) Jawohl, Frau Becker,Sie
haben gesagt, daß die Jugendlichen dadurch noch keinen
Hunger leiden. Sie haben zum Ausdruck gebracht,
daß Sie die verschärften Strafbedingungen, die man
in Solingen zum erstenmal angewandt hat, unbedingt
decken;Strafbestimmungen, wonach Jugendliche täg¬
lich 1 Kilo Schwarzbrot und 1l^ Liter Graupensuppe
und außerdem ein hartes Lager zugewiesenbekommen.
Ich bin überzeugt, daß das arbeitende Volt draußen
etwas anderes sagen wird, als was Frau Becker von
der Sozillldemotratischen Partei hier zum Ausdruck
gebracht hat. (Zuruf bei den Sozialdemokraten: Das
Gegenteil hat sie ja gesagt! — Zuruf der Abgeord¬
neten Frau Becker: Sie haben nicht anfgepaßt!)

Ich Mill hier ausdrücklichfeststellen, daß Frau Becker
auch versucht hat, eine Aeußerung, die ich gestern im
Ausschuß gemacht habe, ebenfalls auf eine ganz ge¬
schickte Art zu verdrehen und zurechtzustutzen,damit
im Hause der Gindruck erweckt würde, als ob der Ab¬
geordnete Beck es Ut, der in Solingen Unuuhen an¬
stiften will; als ob er mit der bestimmten Absicht in
die Anstalt Solingen hineingeht, wie er schon in andere
Anstalten hineingegangen ist, um dort die Fürsorge-
zöglinge gegen das herrschendeSystem aufzuhetzen.Ich
sage ausdrücklich,das brauchen wir nicht zu machen,
dafür sorgt schon die Verwaltung mit ihren getreuen
Schildknappen, ,wie Frau Necker hier einen darstellt.
(Sehr gut! bei den Kommunisten.)
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Ich stelle hier fest, daß selbst Landesrat Kecker
gestern im Ausschußzugeben mußte, daß das Prämicn-
system, das man nunmehr in Solingen eingeführt hat,
ein gewagter Versuch äst, wie er sich wörtlich ausdrückte;
ein gewagter Versuch, von dem man zu 100 Prozent
noch nicht weiß, ob er richtig ist. Auch wir sagen:
Das, was man hier in Solingen macht, ist nichts
anderes als die konsequenteFortsetzung dessen, was ich
bereits im vorigen Jahr hier einmal festgenagelthabe.
Die Prügelstrafe hat man angeblich— ich betone aus¬
drücklich: angeblich, aus dem Papier! — abgeschafft.
Wer gestern die Ausschuhbeiatungen mit verfolgt hat,
der mußte feststellen,daß von Dr. Müller von der
Wirtscliaftspartei bis herüber zur Sozialdemokiatischen
Partei eine Meinung herrschte, und die ging dahin:
Jawohl, Strafe muß gegenüber den Zöglingen an¬
gewendet werden. Ich will einige wörtliche Aussprüche
zitieren, die dort gefallen sind und die ich mir notiert
habe. Dr. Müller erklärte, daß er eine Strafe für rat¬
sam halte. Gr sagte wörtlich, daß er es »ls einen
schweren Fehler ansehe, daß man in der Schule den
Stock nicht mehr anwendet. (Sehr richtig! bei den
Nationalsozialisten.) Das ist die moderne Pädagog,!,
von der Sie dauernd reden; das ist Ihre Kultur:
Strafe, Zuchthaus, Panzerkreuzer und Prügelstock I
Das ist die Kultur, für die Sie sich einsetzen, von
der Rechten vis hinüber zur Socialdemokratie. (Zuruf
rechts: Sie haben zu wenig bekommen!)

Niemand anders als die Vertreterin der Sozial-
demokratischenPartei war es auch zugleich,die uns
hier etwas erzählen wollte im Zusammenhang mit der
Tatsache,daß 150 Zöglinge, obwohl sie gesetzlichbereits
längst hätten entlassen werden müssen, sich noch m der
Fürsorgcanstnlt befinden, weil sie draußen leme Arbeit
und kein Brot erhalten tonnen. Man hat diese Zög¬
linge fortgeschickt, und sie sind nach Tagen und Wochen
wiedergekommen. Sie haben es ebenso gemacht,wie
in der letzten Zeit Dutzende von Angeklagtenvor dem
Gericht, die den Richter baten, sie statt zwei Monate em
halbes Jahr ins Zuchthaus zu stecken, nur damit sie
wenigstens etwas Nahrung bekommen, weil draußen
Ihre Gesellschaftsordnung nicht mehr in der Lage ist,
dem Proletarier Brot und Arbeit zu geben. (Sehr
richtig! bei den Kommunisten.)Da war es ausgerechuet
die Sozillldemokratie, die durch den Mund von Frau
Becker verkünden ließ, die „Unternehmer sollten mehr
soziales Verständnis" ausbringen und solche Fugend¬
liche in ihren Betrieben einstellen. Man appelliert
hier an Leute, deren soziales Verständnis nur bis
zum Geldbeutel geht. Hier hat niemmid anders als
der Fuchs den Enten gepredigt, derselbe Fuchs, von
dem .wir wissen, daß er die Gnten auffressen wird. An
die Unternehmer appelliert die Sozinldemolratie, sie
sollten doch um Gotteswillen die Fürsoigezöglinge m
ihren Betrieb aufnehmen und ihnen Arbeit geben,
obwohl die Sozialdemokraten so gut wie wir wissen,
daß die Unternehmer das gar nicht können, weil sie
selber in ihrem bankrotten Laden nicht mehr sin und
aus wissen, weil ihnen selbst das Wasser bis zum Halse
steht.

Wir haben u. a. beantragt, daß die Briefzensur auf¬
gehoben wird. Wir haben gesagt, daß den Jugend¬
lichen in den Fürsorgeanstalten politische Zeitungen
zugänglichgemachtwerden, daß sie politische Versamm¬
lungen usw. besuchenkönnen. Wenn Sie keine Angst

haben, wenn Sie wirklichIhr demokratischesPrinzip
anwenden wollen, wenn Sie wirklich den Menschen frei
denken lassen wollen, dann tonnen Sie einem solchen
Antrage nur zllstimmcn. Aber Sie können das nicht.
Der Jugendliche in der Fürsorg eaustalt soll genau so
wie unsere Schulkinder in den Voltsschulenals williger
Knecht und billiger Arbeitssklave für die Herren von
der Rechten erzogen werden. AIs billige Ausbeutungs-
objelte sollen sie erzogen werden. Unsere Schüler und
insbesonderedie Zöglinge sollen gar nicht den Klassen¬
charakterdieses fluchwürdigenSystems erkennen. (Sehr
richtig! bei den Kommunisten.) Wir haben leine Ur¬
sache, unsere Ideen einem christlichenArbeiter vor¬
zuenthalten oder einem sozialdemotratischenArbeiter¬
jugendmitgliedunsereVersammlungsabcnde zu sperren,
weil wir wissen, daß dort, wo die Wahrheit verkündet
wird, sich die Wahrheit auch Bahn bricht. Aber dort,
wo Finsterlinge sttzen, wo man etwas verheimlichen
muß, dort muß man auch hinter verschlossenen Türen
und mit einseitiger Erziehung gegen solche Jugend¬
lichen vorgehen.

Ich betone nochmals das, was ich gestern im Aus¬
schuß erklärt habe: daß dort, wo die meiste Freiheit
herrscht, am wenigstenEntweichungen vorkommen.Das
Beispiel — um es auch hier wieder in den Vordergrund
zu stellen, ohne zu sagen, daß in der Sowjetunion
heute schon ein Paradies ist —, das Beispiel in Ruß¬
land zeigt, daß man dort mit jenen verwahrlosten
Kindern, von denen Sie dauernd in Ihrer Presse
schreiben, auf andere Art, mit modernen pädagogischen
Grundsätzen vorgeht und andere Resultate erzielt, als
Sie sie mit Ihren Fürsurgemaßnahmen erreichen. Die
Statistik zeigt uns auch in diesem Jahre wiederum,
daß Ihre Fürsorgemaßnahmen nicht dazu angetan sind,
die Jugendlichen zu bessern, sondern daß sie den
Jugendlichen den Weg zum Verbrechenund ins Zucht¬
haus ebnen.

Gs wurde hier von Heerdt gesprochen. Ich weiß
nicht, warum sich ausgerechnet Fran Becker so wann
für die Verwaltung ins Zeug legt und die Tatsache
hervorkehrt, daß man mir eine derartige Antwort
erteilt habe, und damit versucht, die Dinge, die sich
dort abgespielt haben, ebenfalls ins Gegenteil zu ver¬
mehren. Was lag in beerbt vor? Wir haben durch
einen Antrag erneut versucht, allen Provinzialland-
tagsabgeordneten den Zutritt nicht nur zu den Pro-
vuizialanstalten, sondern zu allen Fürsorgeanstalten zu
ermöglichen,aus dem Bewußtsein heraus: Wenn man
nichts zu verheimlichenhat, kann man auch jeden ein¬
zelnen jederzeit hineinlassen.

Vorsitzender Dr. Iarres (unterbrechend): Ich
muß Sie unterbrechen; Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Abgeordneter Beck (sortfahrend): Ich stelle nur
noch kurz fest, daß num mir, als ich zum zweiten Male
in die Fürsorgeanstalt hinein wollte, auf meine Be¬
schwerde von der Landesverwaltuug einen Brief zu¬
sandte, worin es heißt: „Falls Sie über irgendwelche
Vorkommnissein dem Erziehungsheim in Heerdt Auf-
llnrung haben müssen, stelle ich anheim, sich hierher
zu wenden," Man hat es also untersagt, weil man
befürchten, daß wir diese Schandtaten aufdecken würden.
Man glaubt, die Tatsache unterdrücken zu müssen, daß
man dort Gefängniszellen für Vierzehnjährige bereit
hat, wo die Kinder, wenn sie gegen die Wände rennen,
sich Mutig stoßen müssen; daß man dort Kopfhauben
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anwendet. Ich habe selbst schulpflichtige,sogar drei-
nnd «vierjährige Kinder angetroffen, die draußen in
der Ecke standen, trotzdem stürmisches Wetter herrschte,
nur leicht bekleidet und direkt aus dem Badezimmer
kommend, standen sie da draußen, weil sie in dem
Zimmer gesprochenhatten. Mit derartigen Fürsorge¬
maßnahmen sind wir auf keinen Fall einverstanden und
werden gegen eine derartige Fürsorgeschmach den
schärfstenKampf führen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Goldschmidt.

Abgeordneter Dr. Goldschmidt: Meine Damen
und Herren! Lassen Sie mich einige Worte grundsätz¬
licher Art über die Fürsorgeerziehung sagen. Das
gehört deswegen streng zum Thema, weil die Pro-
vinzilllverwaltung ja Füisorgeerziehungsbehärde ist
und nicht nur die Vollstreckunghat, sondern auch in
der Frage mitwirkt, ob Fürsorgeerziehung angeordnet
werden soll oder nicht. Die Provinzialverwaltung hat
nun wiederholt Klage darüber geführt — wenn ich
recht unterrichtet bin, gilt das auch für andere Pro-
vinzialverwaltungen —, daß die Gerichte mit der An¬
ordnung der Fürsorgeerziehung zu zögernd seien.
Darauf kann die Provinz einen Einfluß ausüben,
indem sie ihr Beschwerderecht ausübt oder nicht. Ich
bin nun der Ansicht, daß man den Gerichten diesen
Vovwurf nicht machen und daß die Provinzialverwal-
tung 'ihr Beschwerderechtnicht nach der Richtung hin
ausüben soll, die Fürsorgecrziehungsfälle zu ver¬
mehren. Die Fürsorgeerziehung wird immer das letzte
Auskunftsmittel bleiben. Ich will nicht auf die Be¬
denken eingehen, daß die Fürsorgeerziehung doch
schließlich eine Unannehmlichkeit für den Fürsorge¬
zögling bedeutet, nicht nur die Fürforgerziehung selbst,
»sondern auch die Auswirkung für sein späteres Leben.
Alle Mittel und Versuche, dagegen anzukommen, wer¬
den doch immer nur einen beschränktenErfolg haben.
Deswegen glaube ich, daß die Rechtsprechung des
Kammcrgerichts, die ganz streng sagt: Solange irgend
etwas anderes noch von Erfolg ist, soll die Fürsorge¬
erziehung nicht ausgeübt werden, richtig ist.

Nun wendet die Provinzialverwaltung dagegen ein,
die Jugendlichen kämen vielfach erst zu spät zu ihr,
und sie könne dann nichts mehr machen. Ich zweifle
nicht daran, daß dieser Grund in sehr vielen Fällen
richtig fein wird. Es ist aber sehr schwer, darüber eine
richtige Statistik aufzustellen; denn dann müßte man
eine Statistik «uon den Fällen aufstellen, in denen man
mit anderen Maßnahmen Erfolg erzielt hat, und von
den Fällen, wo man keinen Erfolg erzielt hat. Eine
derartige Statistik kann man nicht aufstellen; denn die
Provinzialverwaltung erhalt ja nur von den Fällen
Kenntnis, in denen man keinen Erfolg erzielt hat.
Ich glaube, es wird erzieherisch richtiger sein, den
Jugendlichen möglichst lange in die Lage ,zu versetzen,
daß er sich sagen kann: „Ich bin einer, gegen den
eine so scharfe Maßnahme nicht angewendet worden
ist." Solange wird der Jugendliche nämlich immer
noch besser auf dem rechten Wege zu halten sein. AIs
Mitglied der Beschwerdekammerder Landgerichts Köln
für Fürsorgeerziehung habe ich es immer als ein ganz
besonders gutes Auskunftsmittel empfunden, daß man
die Möglichkeit hat, das Fürsorgerziehungsverfahren
auszusetzenund dann niit diesem Damoklesschwertder

Fürsorgerziehung über dem Jugendlichen dafür zu
sorgen, daß die Fürsorgeerziehung nicht nötig wird.

Roch ein letztes Moment, nämlich eine finanzielle
Seite der Angelegenheit. Ich habe die erzieherische!»
Erwägungen absichtlichvorangestellt uud komme zur
finanziellen Frage zuletzt. Die Provinzialverwaltung
hat gelegentlichdarauf hingewiesen,daß die Kosten der
freiwilligen Erziehungshilfe für sie größer sind als
die für die Fürsorgeerziehung, weil sie ja da eine
größere Quote zu tragen hat. Das darf nach meiner
Meinung lein Argument sein, nun die Fürsorge¬
erziehung häufiger anzuwenden, als es unbedingt nötig
ist. Dagegen muß mit allem Ernst an die preußische
Staatsregierung herangetreten werden, daß sie endlich
einmal dem ganz richtigen Argument,der Provinzial¬
verwaltung nachgeht und für die freiwillige Jugend-
Hilfe genau dieselben Zuschüsse gewährt wie in der Für¬
sorgeerziehung. Die Praxis des Kammergerichts, die
meines Erachtens aus juristischen und erzieherischen
Gründen richtig ist, darf natürlich nicht dazu führen,
die Kosten zu Perlagern. Der Staat spart ja genau
soviel dadurch, daß die Fürsorgeerziehung nicht an¬
gewendet Wirt», und kann die Ersparnisse für die frei¬
willige Jugendhilfe verwenden. Gerade in den ernsten
Zeiten, in denen wir stehen, scheint es mir auch nicht
zweckmäßig,die Fürsorgeerziehung übermäßig aus¬
zudehnen, weil die Kosten, die für die Fürsorgeerziehung
im ganzen genommen aufgewendet werden, schließlich
doch irgendwo abgehen müssen, und ich möchte lieber
der freiwilligen Jugendhilfe sowie überhaupt der ge¬
samten Jugendpflege, den sozialen Maßnahmen zum
Schuh der Jugend, das Geld zuwenden als der Für¬
sorgeerziehung. Je mehr Fürsorgeerziehungszöglinge
man hat, um so mehr wachsen die sogenannten zwangs¬
läufigen Ausgaben; denn Staat und Provinz müssen
für eine derartige Jugendfürsorge aufkommen; das
steht im Gesetz, das sind Zwangsausgaben. Dadurch
verringert sich der Betrag, der für die anderen Maß¬
nahmen für Jugendliche zur Verfügung steht. Mir
ist es sympathisch,wenn man für die anderen Maß¬
nahmen der Jugendpflege mehr Gelder zur Verfügung
hat.

Borsitzender vs. Iarres: Das Wort hat Herr
Landesrat Hecker.

Landesrat Kecker: Meine Damen und Herren!
Mit dem letzten Herrn Vorredner ist die Provinzial¬
verwaltung insoweit durchaus eines Sinnes, als die
Fürsorgeerziehung letztes Mittel der öffentlichen Er¬
ziehungshilfe sein soll. Das heißt aber nicht, daß sie
unter allen Umständen das zeitlich letzte, sondern nur,
daß sie das logisch letzte Mittel sein muß, wenn kein
anderes Mittel mehr wirtsamen Erfolg verspricht.
Und deshalb üben wir zur Zeit auch an der Recht¬
sprechungKritik, weil sie diesen Gesichtspunktvergißt:
Es kommt nicht daraus an, die Fürsorgeerziehung im
zeitlich letzten Moment erst einzusetzen, wenn alle
anderen Hilfsmaßnahmen unwirksam geblieben sind,
sondern rechtzeitig,d. h. dann, wenn die Verwahrlosung
noch nicht einen solchen Grad erreicht hat, daß sie auch
mit den Mitteln der Fürsorgeerziehung nicht mehr zu
beseitigen ist. Den Fehler dürfen wir nicht machen,
die Fürsorgeerziehung solange hinauszuschieben, bis
der Reihe nach Erziehungsberatung, Unterbringung
in Familienpslege, Schutzaufsichtund dergleichen un¬
wirksam an dem Jugendlichen abgeprallt sind und er
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so verdorben ist, daß er in der Fürsorgeerziehung nicht
nur selbst nicht gebessert wird, sondern auch noch dir
anderen mit herunterzieht und das Odium der Für¬
sorgeerziehung,über das wir alle so sehr Nagen, weiter
vermehrt, das Erziehungsniveau mit den freiheitlichen
Erziehungsmethoden aber immer weiter zurückdrückt.

Der Abgeordnete der KommunistischenPartei, Herr
Beck, hat die Anstalt Heerdt besucht und sich darüber
beschwert, daß ihm der Besuch durch ein Schreiben der
Provinzialverwaltung verboten worden sei. Herr Ab¬
geordneter Beck, Sie haben zwar erwähnt, aber nur
nebenbei, daß Ihnen der Besuch der Anstalt aus¬
drücklich freigestellt war, wozu wir jederzeitgern bereit
sind, wenn Sie als Pruvinziallandtags-Abgeordneter
(und nicht als Journalist) eine unserer Anstalten be¬
suchen, Ihnen frei alles zu zeigen und Ihnen auch
jederzeit zu gestatten, mit den Zöglingen zu sprechen
^ wenn Sie nur nicht verlangen, die Zöglinge unter
vier Augen zu sprechen. Das werden Sie nicht im
Ernst von der Verwaltung verlangen können, daß S,e
unter Abwesenheit aller Zuständigen Grziehungs-
Personen die Zöglinge unter vier Augen sprechen
dürfen. (Lobhafte Zustimmung rechts und im Zen¬
trum. Hört, hört! bei den Kommunisten.) Nichts
anderes ist Ihnen untersagt worden. (Zuruf eines
kommunistischen Abgeordneten: Man scheint doch etwas
zu verheimlichen!) Sie haben den Brief, der Ihnen
von der Provingialverwaltung geschickt wurde, richtig
verlesen. Ich darf nur den letzten Sah hinzufugen:
..Die Veranstaltung einer selbständigen Untersuchung
durch Sie kann Ihnen leider nicht zugestanden werden,
(Lebhafte Zustimmung rechts und im Zentrum.)

Trotzdem, Herr Abgeordneter, sind Ihre Berichte,
wie Sie sie in der „Freiheit" nachher journalistischver¬
wertet haben, nicht so, daß sie ganz der Wahrheit ent¬
sprechen. (Abgeordneter Hoffmann: Hört, hört!) Sie
schreiben von der „Jugend hinter Gittern". „Aus
Angst vor Entlarvung verbietet Landesprovinzial-
behörde kommunistischen Abgeordnete» den Zutritt."

Sie haben eben, wahrscheinlich weil Ihnen die Ze,t
mangelte, nur zwei Hauptbeschwerdenaus dem Artikel
vorgebracht, zunächstdie Arrestzellen, an deren rauhen
und häßlichenWänden die Kinder sich angeblichblutig
stoßen. Ich darf bemerken, daß schon zur Zeit Ihres Be¬
suchs diese beiden Zellen, die eine seit 1^ Jahren und dw
zweit« seit sechs Wochen, nicht mehr als Straffraum
benutzt wurden, sondern als Unterkunft für zwei
weibliche Angestellte des Hauses dienten, denen
angeblich der an sich freundliche Mörtelanstrich ge¬
nügte. Wo kommen wir denn hin, meine Damen und
Herren, wenn Mir heutzutage für unsere Fürsorge-
zöglinge nicht mehr Strafräume haben wollen, die ge¬
wöhnlichen Hausangestellten noch als tägliche Unter¬
kunft genügen? Wo sollen da die öffentlichenFinanzen
hinkommen?

Meine Damen und Herren! Wir sind dankbar für
jede Kritik, auch für die Kritik, die von ganz anderen
Voraussetzungen ausgeht wie die Ihrige (zu den
Kommunisten), und ich gebe gerne zu, 'daß wir auch
»us Ihren Gesichtspunkten noch verschiedeneslernen
tonnen. Aber wir bitten darum, daß Sie dann auch
ehrlich mitarbeiten. (Sehr richtig! von rechts. Zu¬
ruf eines kommunistischen Abgeordneten: Das tun wir!)
Ich nehme das Verbrechen, das Sie oben abgeben,
gerne an, bitte Sie aber um folgendes:

Wenn gestern einer Ihrer Herren Abgeordneten
erklärt hat — ein Widerruf ist durch den Herrn Ab¬
geordneten Beck allerdings jetzt erfolgt —, daß Sie
unsere Anstalten benutzen wollen, um dort politische
Agitation hineinzutragen (Hört, hört! und Wider¬
spruch bei den Kommunisten),wenn Sie das jetzt nicht
mehr wahrhaben wollen, so nehmen wir das dankbar
an, und ich fetze voraus, Herr Abgeordneter Beck, wenn
wir Ihnen den Besuch unserer Anstalten, auch der in
Solingen, in der nächsten Zeit einräumen, daß Sie
sich an diese Ihre jetzige Zusage halten werden. Andern¬
falls tragen nicht wir, sondern Sie die Verantwortung
für die verschärften Strafmaßnahmen, die 'soeben auch
von der Vertreterin der Sozialdemokratischen Partei
kritisiert worden sind. Diese Strafmaßnahmen, meine
Damen und Herren, sind für nichts anderes da, als um
in den rheinischen Erziehungsheimen Revolten der¬
selben Art zu verhindern, wie sie in Mitteldeutschland
und in Berlin veranstaltet worden sind. (Zuruf des
Abgeordneten Nohl: Wir machen keinen Krach!) Das
habe ich nicht behauptet. Ich lege nur die Verant¬
wortung für die künftige Anwendung der verschärften
Strafmaßnahmen in Ihre Hand; der Herr Landes¬
hauptmann ist bereit, sich an dieses Verspreche,, zu
halten. (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Wir werden
darauf zurückkommen!)

Wir haben diese Strafmaßnahmen bis jetzt in der
Anstalt Solingen in zwei Fällen vollstrecken müssen,
im Anschluß an Widersetzlichkeiten und Unruhen, bei
denen wir die Einwirkung der Agitation von außen
nachweisen können. (Hört, hört! rechts.) Der Herr
Abgeordnete wird ja in Solingen jetzt Gelegenheit
haben, sich darüber im einzelnen zu benehmen.

Diese verschärften Strafmaßnahmen ^ abgesehen
davon, daß sie nur Notstrafmaßnahme« sind, die bis
jetzt nur zweimal in Solingen und einmal in Benning-
hoven vollstreckt wurden, sind nicht gesundheitsschäd¬
lich. (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Das können
wir Ihnen nachweisen!) Wenn das Ihre Bedenken
sein sollten, so bitte ich Sie, folgendes zn bedenken:
Es ist keine Kostschmä lern n g, sondern eine Kost-
Vereinfachung. Diese Kostvereinfnchnng wird
vom Arzt kontrolliert. (Zuruf links: Steckrüben!)
Nur zwei Tage lang darf diese Kostvereinfachung
nach den Sätzen, die Sie, Herr Beck, richtig nannten,
dauern; am dritten Tage wird die volle reguläre An-
staltskust wieder gegeben. (Zuruf des Abgeordneten
Nohl: Herz-Iesu-Süppchen!) Das Ganze darf nnr
7 Tage dauern. Wenn Sie glauben (zu den Komnin-
nisten), daß dadurch trotz ärztlicher Kontrolle eine
gesundheitlicheSchädigung eintreten könnte, so sind
Sie im Irrtum. Vergessen wir nicht: Wir können
gegen den geringe!, Prozentsatz — wie ich Gott sei
Dank feststellen darf — von asuzilllen, böswilligen
Elementen nicht einiger weniger Abschreckungsmittel
entraten, da wir ja keine Zuchtstrafen mehr haben
und auch nicht haben wollen. (Zustimmung.) Aber
gegen einen geringen Prozentsatz unserer Junge»
müssen wir derartige Abschreckungsmaßnahmenhaben.
Sorgen Sie dafür (zu den Kommunisten), daß wir
sie nicht anzuwenden brauchen. (Bravo!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Witzler.

Abgeordneter Wihler: Meine Damen und
Herren! Gegenüber den Ausführungen t« Frau
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Abgeordneten Becker von der Sozialbemutratischen
Partei habe ich das Bedürfnis, einige Bemerkungen
zu machen.

Leider war ich verhindert, die ganzen wahrschein¬
lich sehr interessanten Darlegungen hier anzuhören;
ich habe nur den Rest mitbekommen. Ich habe das
lebhaft bedauert. Aber in diesem Rest hat Frau
Becker derartig hanebüchene Behauptungen aufge¬
stellt, daß ich nicht umhin kann, hier darauf zurück¬
zukommen. Frau Becker hat nämlich erklärt, daß ein
Mitglied unserer Fraktion in einem Ausschuß sich so
geäußert habe. (Zuruf der Abgeordneten Fran Becker:
Hier im Plenum, nicht im Ausschuß!) Na, nun warteu
Sie doch einmal ab, was ich sagen will; Sie wissen
ja schon vorher mehr als ich selber, Sie Schlauberger.
(Zuruf der Abgeordneten Frau Becker: Sie wisse»
überhaupt nichts!) Sie sind ja der reinste Prophet,
Herr Nohl. Frau Becker hat behauptet, ein Redner
unserer Partei habe sich so ausgedrückt, als ob wir
etwas gegen die nützliche und vom erzieherische»
Standpunkt aus notwendige Beschäftigung Jugend¬
licher in den Anstalten hätten. Genau das Gegenteil
haben wir verlangt. Das, was ich hier gesagt habe,
war doch genau t>as Gegenteil von dem, was Frau
Becker hier behauptet hat. Ich habe es als das Haupt¬
ziel der Erziehung bezeichnet,die Jungen und Made!
zu brauchbaren Mitgliedern der menschlichenGesell¬
schaft heranzubilden. Dazu sei es notwendig, ihnen
wieder Pflichterfüllung und Arbeitsamkeit beizu¬
bringen. (Abgeordneter Krawinlel: Sehr wahr!) Und
dann stellt man sich hierhin und sagt: Die Wirt-
schaftspartei ist dagegen, daß die Jugendlichen nütz¬
lich beschäftigt werden. Da hört einfach alles auf.
(Zuruf der Abgeordneten Frau Becker: Sie drehen
das ja alles um!)

Meine Damen und Herren! Niemand kann ehr¬
licher und aufrichtiger wünschen als wir, daß die Gr-
ziehungsbedürftigen in den Anstalten zu nutzbringen¬
der Arbeit angehalten weiden. Das stelle ich aus¬
drücklich fest. Wogegen wir etwas haben, ist folgen¬
des. Wir wünschen nicht, daß die Arbeiten in den
Erziehungsanstalten einen Umfang annehmen, daß sie
«ber den Bedarf der Anstalten selbst bzw. über den
Bedarf der Provinzialverwaltung hinausgehen. Wir
möchten nicht, daß der Privatwirtschaft durch diesen
Betrieb der öffentlichenHand ein Wettbewerb gemacht
wird, der ihr schaden muß. (Zuruf der Abgeordneten
Iran Becker: Das habe ich auch kritisiert!) Das ist
das, was wir eben getadelt haben. Und wenn Sie
so sehr darauf bestehen, Frau Becker, hier durchaus
etwas Zutreffendes gesagt zu haben, so mache ich Sie
nur darauf aufmerksam,daß Sie sich eben sogar selbst
korrigieren mußten, als Sie aus unserem Zuruf be¬
merkten, daß Sie uns eine Bemerkung unterstellt
hatten, die gar nicht aus unserem Kreise gefallen war,
sondern aus dem Kreise der Nationalsozialistische»
Partei. (Zuruf der Abgeordneten Frau Necker:
Nein, die Nazis waren es nicht, fundern Dr. Schüler!)

Aber noch ein paar Worte über die Jugend¬
erziehung. Es ist hier von der linken Seite des Hauses
sehr getadelt worden. Man hat sich auch dagegen ge¬
wandt, daß die Prügelstrafe angewendet wird. Man
bezeichnetden Stock als etwas Ueberflüssiges. Das
ist eine Ansichtssache. (Zuruf: Eine Gefühlssache!

Heiterkeit!) Jeder, der auf dem Gebiete der Erziehung
Erfahrungen gemacht hat, weiß ziemlich genau, daß
diese ultlmk ,-ktiu bei ganz bestimmten Charakteren
in gewissenFällen nicht zu vermeiden ist. (Zuruf des
Abgeordneten Simon: Herr Nohl meldet sich!) Einen
Augenblick, Herr Nohl. Gerade diejenigen Herren,
die die Prügelstrafe hier so sehr bekämpfen, sind die¬
jenigen, die den Abgeordneten-Kollegen hier Ohr¬
feigen anbieten. (Lebhafter Widerspruch bei den
Kommunisten.) Herr Nohl, bei den erwachsenenPer¬
sonen hier in diesem Kollegium scheint man die Prü¬
gelstrafe tatsächlich für etwas Akzeptables zu halten.
Aber den zu erziehenden Jugendlichen gegenüber
möchte man, daß diese schwerenIungens, wie man sie
soeben nannte, in Watte eingewickeltoder mit Glace-
Handschuhenangefaßt werden, (Zuruf des Abgeord¬
neten Melsheimer: Das soll ja deren Nachwuchs
werden!) Nein, so werden Sie die Leute nicht zu
brauchbaren und nützlichen Mitgliedern der mensch¬
lichen Gesellschaft erziehen. (Bravo! bei der Wirt¬
schaftspartei.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hoffmann.

Abgeordneter Hoffmann: Meine Damen und
Herren! Mir stehen nur noch ein paar Minuten zur
Verfügung. Ich möchte darauf aufmerksammachen, daß
schon der Vertreter der Verwaltung darauf hinwies,
daß unsere Sprecherin Frau Becker vorhin eine Kritik
an den verschärften Strafbestimmungen der Verwal¬
tung der Fürsorgeanstalten geübt und nicht, wie der
»kommunistische Rebner behauptet, die Fürsorge- und
Strafmaßnahmen unterstrichen hat. Der kommu¬
nistischeRedner, Herr Beck, hat also hier unrichtige
Behauptungen aufgestellt.

Wenn er sich weiter in bezug auf die Reform der
Fürsorgeerziehung gegen unsere Fraktion wendet, so
kann er von uns auf diesem Gebiete noch vieles
lernen. Wir sind auf diesem Gebiete schon seit Jahr¬
zehnten Pioniere und können das für uns in Anspruch
nehmen.

Wie wenig die Kommunisten von diesen Fragen
verstehen, zeigt der Antrag: Die Ueberweisnng von
Fürsorgetindern in Familienpflege kann nur durch
Kontrolle jedes einzelnen Falles durch den zuständigen
Fachausschuß erfolgen. Gin Antrag, der praktisch
^undurchführbar ist. Es wäre eher — das ist das.
Was wir betonen — eine bessere Kontrolle, die an sich
notwendig ist, gegeben, wenn die örtlichen Jugend¬
ämter für diesen Zweck von der Provinzialverwaltung
mehr in Anspruch genommen würden. Die örtlichen
Jugendämter sind wenig informiert über die Für-
sorgetinder. Es muß hier eine bessere Zusammen¬
arbeit erfolgen. (Glocke des Vorsitzenden.) Die ört¬
lichen Jugendämter haben ein großes Interesse an
dem weiteren Schicksal ihrer Schützlinge. Wir möchten
nicht, daß durch die Zugeknöpftheit >der Provinzial¬
verwaltung eine gute Kontrolle der Familienfürsorge
unterbunden wird. Ich bitte darum, daß diese Zu¬
sammenarbeit zwischen örtlichen Jugendämtern und
Provinz besser stattfindet.

Vorsitzender Dr. Iarres: Die Erörterung ist
geschlossen.

Das Wort zur persönlichen Bemerkung hat Frau
Abgeordnete Necker.
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